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Um die aufkommenden Probleme der beruflichen Bildung in den achtziger Jahren besser als bislang zu lösen, erhalten Pro­
gnoseaussagen einen zunehmend wichtigen Stellenwert in der bildungspolitischen Diskussion. Prognosen bilden die Vor­
aussetzung für aktives Planungshandeln, in dem sie auf Strukturen, Defizite, Zusammenhänge etc. hinweisen können. Hier­
auf wird auch bereits im Ausbildungsplatzförderungsgesetz hingewiesen, wenn dort in § 5 auf die Berufsbildungsplanung 
eingegangen wird. Das bisherige statistische lnstrumentanum findet sich alljährlich zusammengefaßt im Berufsbildungsbe­
richt wieder. ln dieser Aussage der BWP wird nun nach der Solidität d1eser statistischen Werte gefragt. Die Redaktion 
weiß, daß die vorgelegten Texte den Lesern einiges an Geduld, Interesse und Aufmerksamkeit abverlangen. Dies trifft insbe­
sondere für die Darstellung der Begründungszusammenhänge und der statistischen Berechnungen zu. Aber - mit der Ver­
öffentlichung der Überlegungen zum Ausbildungsplatzangebot im Jahre 1978 und 1979, dem Modell der Berechnung von 
Abbrechern und den allgemeineren Überlegungen zur Entwicklung der Nachfrage nach Ausbildungsplätzen wird ein umfas­
sender Überblick t.iber den Stand der Diskussion vermittelt. Ergänzt werden diese Beiträge durch einen Aufsatz von Prof. 
Dr. Günter Kutscha, der vorrangig die berufspädagogischen Aspekte der bislang quantitativ geführten Ausbildungsdiskus­
sion einbringt. Dabei wird die Frage aufgeworfen, inwieweit nicht das Berufsausbildungssystem weitgehend darauf verzich­
tet, ldentJflkatJonspotentiale dem Jugendlichen anzubieten. Dies wird darauf zurt.ickgeführt, daß Ausbildungsplatze zuneh­
mend nicht mehr nach subjektiven Fähigkeiten und Neigungen ausgewahlt werden kbnnen. 

Peter-W. Kloas/Bernd Selle/Peter Werdeimann 

Die Entwicklung der Nachfrage nach Ausbildungsplätzen 
Grundlagen und Probleme von Prognoserechnungen 

Prognoserechnungen zur Bestimmung der Nachfrage nach 
Ausbildungsplätzen haben eine wesentliche Funktion bei Ka­
pazitätsplanungen und politischen Entscheidungen im Bereich 
der beruflichen Bildung. ln diesem Beitrag werden der Stellen­
wert prognostischer Nachfrageberechnungen sowie die Grund­
lagen und die verschiedenen Ansätze bisheriger Modellrech­
nungen dargestellt und problematisiert. 

Zum Stellenwert prognostischer Berechnungen 
des Ausbildungsplatzbedarfs 

Das gegenwärtig vorherrschende Problem der beruflichen Bil­
dung liegt in der Versorgung der ge6urtenstarken Schulentlaß­
jahrgänge mit Ausbildungsplätzen. Dazu werden im Rahmen ei­
nes gemeinsamen Krisenmanagements von Staat und Unterneh­
men vielfältige Maßnahmen zur Erhöhung des Angebots an Aus­
bildungsplätzen getroffen. Diese Maßnahmen s1nd überwiegend 
kurzfristig angelegt. Das Ziel einer ausreichenden Versorgung 
der Jugendlichen hat momentan vor anderen Zielen der Berufs­
bildungspolitik (Gleichwertigkeit von allgemeiner und beruflicher 
Bildung, Erhöhung der beruflichen Flex1bilitat usw.) eindeutig 
Vorrang Bisherige Prognosen deuten auf eine Überwindung des 
Engpaßproblems 1n wen1gen Jahren h1n: Onent1ert man sich pn­
mar an der Entwicklung der Schulabgangerzahlen, so wird allge­
mein damit gerechnet, daß spiltestens ab Mitte der achtziger 
Jahre eine spürbare Entlastung eintreten wird. 

Es w1rd VIelfach befürchtet, daß in der Art und We1se, w1e das 
quant1tat1ve Versorgungsproblem gelöst wird, zugleich neue, nun 
eher qualitativ-soziale Probleme angelegt sind, die erhebliche fi­
nanzielle Folgen haben werden. Die Benachteiligung der Rand­
gruppen von Jugendlichen (Schulabgänger ohne Abschluß, Be­
hinderte, Ausländer; tellweise werden auch Mädchen einbezo­
gen) ist bereits heute offenkundig und bedarf einer korrigieren­
den Politik. Unklar ist, was mit den Gruppen der während der 
Jahre des starken Andrangs nach Ausbildungsplätzen anwach­
senden Unversorgten in Zukunft geschehen wird. Mittel- und län­
gerfristige Folgen sind durch eine fehlgeleitete Berufswahl vieler 
Auszubildender angesichts ausbleibender oder nur geringer 

Wahlmöglichkeiten zu erwarten. Berufliche Demotivationen und 
latente Wechselabsichten werden sich verstärken. Dazu kommt 
die Befürchtung, daß am Bedarf vorbei qualifiziert wird: Solange 
der Abbau des Absolventenbergs lediglich unter dem Gesichts­
punkt des re1n zahlenmäßigen Ausgleichs von Ausbildungsnach­
frage und -angebot erfolgt, ist nicht auszuschließen, daß ein zu­
nehmender Te11 der Jugendlichen 1n Berufen ausgebildet wird, in 
denen die Verbleibchancen genng sind. Schließlich wird auch 
vermutet, daß angesichts der zahlenmäßigen Erhöhung der be­
trieblichen Ausbildungsplätze geradezu zwangsläufig die Qualitat 
der Ausbildung leiden muß. D1ese und andere b1s Jetzt noch nicht 
erkannte Probleme werden d1e Berufsbildungspolitik in den acht­
Ziger Jahren vor neue, aber vermutlich kaum geringere Aufgaben 
als heute stellen. 

D1e kurze Situationsschilderung wirft zwei Fragenkomplexe auf: 

a) Wie w1rd sich d1e quantitative Nachfrage nach Ausbildungs­
plätzen in den achtziger Jahren entwickeln? Wird die allge­
mein erwartete spurbare Entlastung des Ausbildungsstellen­
marktes von der Nachfrageseite her überhaupt eintreten und 
wann wird das sein? Wird diese erwartete quantitative Entla­
stung bessere Voraussetzungen für die Lösung der absehba­
ren Folgeprobleme schaffen? 

b) G1bt es Möglichkeiten, den nahezu zwangsläufig scheinenden 
Charakter der Problementwicklung im Bereich der beruflichen 
Bildung zumindest abzumildern? Welche Formen der Politik 
als Alternativen zum Knsenmanagement sind vorstellbar? 
Welche Mittel und Methoden stehen dafur ggf. zur Verfü­
gung? 

Im Zusammenhang m1t d1esen Fragen gewinnen Prognosen ihren 
Sinn Wenn vorausschauende, gestaltende Politik eine Alternative 
zum permanenten Krisenmanagement darstellt, dann wird 
zwangsläufig mehr Planung gefragt. Planung wiederum 1st ohne 
Prognose undenkbar. Prognosen schaffen die Voraussetzungen 
für aktives Planungshandeln, 1ndem s1e erwartete und/oder er-
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wunschte Entwicklungen transparent machen, dynamtsehe Zu­
sammenhange offenlegen und ggf Handlungsspielraume erken­
nen lassen' 

Eine gesetzliche Verankerung der Planung tn der beruflichen Bil­
dung erfolgte 1m Ausbildungsplatzforderungsgesetz (APIFG) 
vom 7. September 1976. Im § 5 Absatz (1) heißt es: 

"Durch die Berufsbildungsplanung stnd Grundlagen für eme ab­
gestimmte und den technischen, Wirtschaftlichen und gesell­
schaftlichen Anforderungen entsprechende Entwicklung der be­
ruflichen Btldung zu schaffen." 

Und im Absatz (2) · 
"Dte Berufsbildungsplanung hat Insbesondere dazu betzutragen, 
daß die Ausbildungsstätten nach Art, Zahl, Größe und Standort 
e1n qualitativ und quantitatiV ausreichendes Angebot an berufli­
chen Bildungsplatzen gewahrleisten und daß sie unter Berück­
sichtigung der voraussehbaren Nachfrage und des langfristig zu 
erwartenden Bedarfs an Ausbildungsplätzen moglichst günstig 
genutzt werden " 

Berufsbildungsplanung 1st also gesetzlich vorgeschrieben, Vor­
ausschau ist damtt unabdingbar. Im jahrliehen Berufsbildungsbe­
richt der Bundesregierung wird dtese Vorausschau für das Je­
wetls folgende Jahr vorgenommen. Im § 6 des Ausbildungsplatz­
forderungsgesetzes werden die notwendtgen Grundlagen fur den 
Aufbau einer Berufsbildungsstatistik furZwecke der Planung und 
Ordnung der Berufsbildung geschaffen. ln knapp drei Jahren sett 
lnkrafttreten des Ausbildungsplatzförderungsgesetzes wurde die 
Datenbasts 1m Bereich der beruflichen Bildung verbessert, wenn 
auch ketneswegs alle Wünsche befriedigt werden konnten. Dar­
uber hinaus ltegen vielfältige Daten aus der Schul-, Hochschul­
und Bevölkerungsstatistik sowie einschlägige emptnsche Unter­
suchungen vor Auf der Basis dteser Daten bietet es steh an, der 
Forderung nach langfnsttger Vorausschau uber die Nachfrage 
nach Ausbildungsplätzen verstarkt nachzukommen 

Grundlagen bisheriger Prognoseansätze zur Vorausberech­
nung der Nachfrage nach Ausbildungsplätzen 

Dte bekannten Prognosen der langfnsttgen Nachfrage nach Aus­
bildungsplätzen benutzen alle den gletchen Ansatz. Es handelt 
steh 1m Grunde um etn relatiV etnfaches und transparentes Be­
rechnungsverfahren, das selbst kein prognostisches Element 
enthält, sondern aus der Zusammenfugung zweier Einzelprogno­
sen (Prognose der Schulabgangerzahlen und Prognose des 
Ubergangsverhaltens) besteht: Dte Jahrliehe Nachfrage nach 
Ausbildungsplatzen wird demnach dadurch ermittelt, daß von den 
prognostizierten Schulabgängerzahlen des betreffenden Jahres 
etn besttmmter Teil als Nachfrage nach Ausbildungsplatzen defi­
ntert wtrd Das geschteht dadurch, daß fur dte verschiedenen 
Schulabganger auch verschiedene Quoten des Ubergangs 1n das 
System der beruflichen Bildung angenommen werden Bet den 
Schulabgängern handelt es sich 1n der Regel um 

Sonderschüler 
Hauptschuler mit und ohne Abschluß 
Realschulerund mittlere Abschlusse 
Hochschulberechtigte. 

Dte Summe der durch Multtplikatton mit den verschiedenen Uber­
gangsquoten (beisptelswetse 10 v. H. für Hochschulberechtigte) 
gewonnenen Jewetltgen Schulabgangerzahlen stellt dann dte Ge­
samtnachfrage nach Ausbildungsplätzen fur das ausgewahlte 
Prognosejahr dar 

Bet der Einschatzung der Brauchbarkelt dteses Verfahrens fur 
konkrete Planungszwecke stnd daher vor allem dte etngehenden 
Voraussetzungen und Annahmen zu prufen 

( 1) dte Definition der Gesamtheit, aus der d1e Nachfrage nach 
Ausbildungsplätzen entsteht Hter stellt sich dte Frage, ob die 

W1r wollen d1e Probleme der lmplementat1on und Evaluat1on von Pla­
nungsprogrammen sow1e d1e ubergre1fende Problematik der staatli­
chen Planungsfah1gke1t h1er n1cht we1ter aufgreifen 

o a. Abgangsarten tatsächlich das gesamte Potenttal der Nach­
frage nach Ausbildungsplatzen erfassen und welche Konsequen­
zen sich aus der recht globalen Speztftzterung ergeben. So kann 
belspielsweise eine Nachfrage zusätzlich auch durch dte tn den 
dem PrognoseJahr vorgelagerten Jahren unversorgt gebliebenen 
Jugendlichen entstehen Dte Abgrenzung der Gesamtheit be­
stimmt wesentlich die absolute Höhe der Nachfrage nach Ausbil­
dung 

(2) dte Gult1gkeit der Schulabgängerprognose, die als Bas1s fur 
d1e Prognose des Ausbildungsplatzbedarfs d1ent. ln der Regel 

· wtrd hier dte Schulabgängerprognose der Ständigen Konferenz 
der Kultusmintster (KMK) benutzt Dte Schulabgangerprognose 
bastert wiederum auf einer Bevölkerungsprognose, wobet dtese 
durch dte tatsächlichen Geburtenziffern komgterbar ist, so daß 
von der Bevölkerungsentwicklung her ketne Fehler in der Abgan­
gerprognose zu erwarten sind Schwer abschätzbar 1st allerdmgs 
dte Zahl der zukünftigen auslandtschen Schulabganger. 

Problematisch ist dte mangelnde Transparenz hinsichtlich der 
landerspezifischen Annahmen über dte mogliche Vertetlung der 
Schulabgänger nach Abgangsarten Hter sptelen sehr stark dte 
bestehende Struktur des Schulsystems und dte unterschiedli­
chen bildungspolitischen Vorstellungen der etnzelnen Bundeslan­
der eine Rolle, dte de facto auch zu sehr unterschiedlichen Quo­
ten der etnzelnen Abgangsarten fuhren Inwieweit dte diesen Ver­
teilungen zugrundeliegenden Annahmen realisttsch sind, muß of­
fen bletben Da mit unterschiedlichen Abgangsarten normaler­
weise auch eine unterschiedliche Dauer des Schulbesuchs ver­
bunden ist, können steh hter schwer einschatzbare Auswirkun­
gen auf die jährlichen Gesamtabgangszahlen ergeben. 

(3) dte Festlegung der schulabschlußspezifischen Ubergangs­
quoten m das Berufsbildungssystem. Pnnztptell kann es steh bet 
der Bestimmung der Ubergangsquoten um keine gesicherten 
Prognosen handeln, da das Wahlverhalten der Jugendlichen nach 
Verlassen der Schule von einer Reihe wechselnder, vor allem 
okonomischer Faktoren, von mdivtduellen Verhaltensweisen, aber 
auch strukturellen Bedingungen des Bildungssystems und exter­
nen Steuerungen (Berufsberatung etc.) abhangtg 1st Gerade 
dtese Bedingungen bewtrken unterschiedliche Wahlchancen So 
1st belspielsweise dte Perspektive der Hauptschuler ziemltch em­
deuttg auf die berufliche Btldung ausgerichtet, wahrend sich etwa 
fur Realschüler und Hochschulberechtigte verstarkt alternative 
wettere Berufswege eroffnen Insofern ist de facto das Uber­
gangsverhalten tn das Berufsbildungssystem Je schwienger zu 
besttmmen, desto hoher der schultsehe Abschluß 1st Generell 
muß man deshalb davon ausgehen, daß es sich be1 der Festle­
gung der Ubergangsquoten nur um Hypothesen uber das zukünf­
ttge Ubergangsverhalten der Jugendlichen handeln kann. 

Wegen der Schwterigkeit, die Entwicklung des Ubergangsverhal­
tens vorherzusehen, arbetten dte 1m folgenden behandelten Pro­
gnosen vereinfachend mtt konstanten Ubergangsquoten. Damit 
wird angenommen. daß sich das Ubergangsverhalten der Ju­
gendlichen uber den Prognosezeltraum nicht verandert. Begrün­
dete variable Ubergangsquoten zu formulieren, erscheint in der 
Tat schwteng, es sei denn, es handelt sich um poltttsche Sollset­
zungen, bet denen steh dann allerdings das Problem der Realisie­
rung stellen wurde Es 1st also idealiter zu unterschetden zwtschen 
einer Fortschreibung bestehender Ubergangsquoten (Ist-Kon­
zept) und etner Bestimmung wünschenswerter Ubergangsquoten 
(Soll-Konzept) Welches Konzept gewahlt wtrd, hängt auch von 
dem allgemetnen Verstandnts von Prognosen ab, das dem JeWei­
ligen Ansatz zugrundeliegt. Bet etner Einschätzung der Gültigkelt 
solcher Prognosen 1st zu beachten, daß bet Verwendung kon­
stanter Ubergangsquoten der Verlauf der Nachfrage entschei­
dend durch den Verlauf der prognostizierten Schulabgangerzah­
len determtntert 1st Vereinfachend gesagt, wird dte Nachfrage­
kurve nach Ausbildungsplatzen zum einfachen Abbild der Kurve 
der Schulabganger 

Etne unzureichende Deftnttion der Gesamtheit, aus der Nachfrage 
entsteht (vgl ( 1)), Fehler in der Schulabgangerprognose (vgl. (2)) 
und "falsche" Übergangsquoten (vgl (3)) können zu große oder 
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zu kle1ne Prognosezahlen bewirken. Dabe1 ist es moglich, daß 
sich Fehler aus diesen drei Teilbereichen gegenseitig verstarken 
oder auch neutralisieren können Wichtig 1st dabei, daß solche 
Feststellungen immer erst ex post möglich sind und som1t d1e 
E1nschatzung der Gult1gke1t der Gesamtprognose außerst 
schwierig w1rd 

Grundsatzlieh ist auch n1cht auszuschließen, daß 1n d1e Prognose 
der Nachfrage nach Ausbildungsplatzen bereits Erwartungen 
über das Ausbildungsplatzangebot e1ngehen. Wird z. B eine 
Ausweitung des Angebotspotentials nicht für realisierbar gehal­
ten, so muß dam1t gerechnet werden, daß 1m Ergebnis die Nach­
fragezahlen tendenziell nach unten "gedruckt" werden. Genü­
gend Spielraum 1st - wie die angesprochenen Fehlerquellen 
deutlich machen - vorhanden 

Die vorliegenden Prognosen der Nachfrage 
nach Ausbildungsplätzen 

Gegenübergestellt werden 1m folgenden die Prognoseansätze 
der Bund-Länder-Komm1ss1on fur Bildungsplanung und For­
schungsförderung (BLK) [1], des Kuratenums der Deutschen 
Wirtschaft fur Berufsbildung (KWB) [2], be1de aus dem Jahre 
1976, und neuere Vorausschalzungen des Zentralverbandes des 
Deutschen Handwerks (ZDH) [3] und des Deutschen Industrie­
und Handelstages (DIHT) [4] 

Vergleich der Ausgangsdaten 

Grundlage der Modellrechnungen der BLK und des KWB bilden 
d1e vorausberechneten Schulabgangerzahlen bis zum Jahre 
1995, d1e d1e KMK im Ma1 1976 veroffentl1chte [5]. Die zu erwar­
tenden Schulabgängerzahlen aus den allgemein- und berufsbil­
denden Schulen wurden durch Simulationsrechnungen mit empi­
risch abgeleiteten Ubergangs- und Erfolgsquoten ermittelt. Dabei 
wurde ausgegangen von 

der Bevölkerungsprognose der amtlichen Statistik, korngiert 
nach der b1s 1975 beobachteten tatsachlichen Geburtenent­
Wicklung 1n den Landern, 
den Schüler- und Absolventenzahlen b1s zum Schuljahr 
1974/75 

N1cht einbezogen werden konnten diejenigen Einrichtungen, fur 
d1e d1e Kultusministerien n1cht zustand1g sind, z. B. Schulen des 
Gesundheitswesens, der Bundeswehr und andere ressorteigene 
Blldungsstatten Grundlage der ZDH-Prognose bilden d1e von der 
Stand1gen Konferenz der KultusminiSter im Juni 1978 publiZierten 
vorausberechneten Schulabgängerzahlen [6] S1e bas1eren auf ei­
ner rev1d1erten Bevolkerungsprognose, korrigiert nach der bis 
1977 beobachteten tatsachlichen Entwicklung in den einzelnen 
Landern und auf den Ergebnissen der amtlichen Schulstatistik 
des SchulJahres 1976/77 Be1 der Modellrechnung des DIHT han­
delt es sich um e1ne Fortschreibung der KWB-Prognose. Über 
d1e zugrundeliegenden Schulabgangerzahlen werden keine An­
gaben gemacht 

Alle Berechnungen bez1eher sich auf Schulabganger aus den all­
gemeinbildenden Schulen und Abganger aus dem berufsbilden­
den Schulsystem, soweit s1e betnebliche Ausbildungsplatze 
nachfragen kennen Bei den Absolventen der allgemeinbildenden 
Schulen - 1n der Regel Absolventen der Sekundarstufe I (Ab­
ganger aus Haupt- und Sonderschulen und Abgänger m1t mittle­
rer Reife aus Realschulen und aus Gymnas1en nach Abschluß des 
10. Schuljahres) und Absolventen der Sekundarstufe II (mit allge­
meiner und fachgebundener Hochschulreife) - geht das KWB 
davon aus, daß Sonderschulabganger nicht zu berucksichtigen 
s1nd· "D1e Sonderschuler sind für die Ausbildung 1m dualen Sy­
stem n1cht genugend vorbereitet. Die Ausbildungsordnungen 
smd generell auf der Bas1s des Hauptschulabschlusses konzi­
piert Fur die Sonderschulabsolventen sind besondere Bildungs­
gange und Maßnahmen erforderlich Es ist insoweit d1e Aufgabe 
des Staates, zunächst d1e Ausbildungseignung herbe1zufuhren" 
[7]. 

ln allen Prognosen werden d1e Absolventen des Zweiten Bil­
dungsweges (Abendrealschulen, Abendgymnasium, Kollegs) 
ausgeklammert. Von den Abgangern aus dem berufsbildenden 
Schulsystem werden berucks1cht1gt Abganger aus dem Berufs­
grundbildungsjahr (alle Prognosen), Absolventen berufsbilden­
der Vollzeitschulen m1t mittleren Abschlussen und Fachschulreife 
(KWB, DIHT, ZDH) und Abgänger an Berufsfachschulen ohne Un­
terscheidung nach Dauer und Abschluß (BLK) 

Vergleich der Gesamtnachfrage-Prognosen 

Tabelle 1 Nachfrage nach betrieblichen Ausbildungsplatzen 
(Ubergangsquoten in v H ) 

BLK KWB DIHT ZDH 

Von Abgangern der Se-
kundarstute I 
- aus allgemeinbildenden 

Schulen 60 63,5. 64 63 
- nach einJahnger Berufs-

fachschule 8 - -

nach dem BGJ 3 3 
12 .. 

- -
- nach mittlerem Ab-

schluß/Fachschulreife 
an berufsbildenden Voll-
zeltschulen - ca. 6 11 -

Zusammen 71 72,5 75 75 

Von Abgangern m1t allge-
meiner/fachgebundener 
Hochschulreife 10/20 5 12 10 

Ohne Sonderschuler (emschl Sonderschuler erg1bt s1ch rechnensch 
e1ne Ubergangsquote von 59 v H ) 
Veremfachende rechnensehe Annahme fur Ausbildungsplatzsu­
chende nach Abschluß des BerufsgrundblldungsJahres bzw der Be­
rufsfachschule 

Die Bund-Lander-KommiSSion fur Bildungsplanung und For­
schungsförderung geht be1 der Berechnung der Nachfrage nach 
betnebl1chen Ausbildungsplatzen - auf der Bas1s des Über­
gangsv.erhaltens der Absolventen des Jahrgangs 1973/74 - von 
der Annahme aus, daß von den Absolventen der Sekundarstufe I 

60 v H 1m Anschluß an die allgemeinbildende Schule e1ne be­
tnebliche Berufsausbildung aufnehmen, 

3 v H einen Platz 1m schulischen Berufsgrundbildungsjahr 
erhalten, 

24 v H 1n Berufsfachschulen übergehen und 
13 v H auf e1ne berufliche Qualifizierung verzichten (uber ih­

ren Verbleib gibt d1e BLK-Unterlage ke1nen H1nwe1s) 

Nach den Überlegungen der BLK bewerben s1ch um emen be­
tnebllchen Ausbildungsplatz 

60 v H der Absolventen der Sekundarstufe I des JeWeiligen 
KalenderJahres (s o.), 

100 v H der Absolventen des schulischen BGJ, d h 3 v H der 
Absolventen der Sekundarstufe I des VorJahres, 

33 v H der Schuler 1m ersten Jahr der Berufsfachschulen des 
Vorjahres, d. h. 8 v. H der Absolventen der Sekundar­
stufe I des Voqahres 

Dam1t treten Insgesamt 71 v H der Absolventen der Sekundar­
stufe I als Nachfrager nach betrieblicher Ausbildung auf 

Von den Absolventen der Sekundarstufe II w1rd angenommen, 
daß - anstatt bisher 3 v H - kunft1g 10 v. H (bzw. alternativ 
20 v H ) einen betnebl1chen Ausbildungsplatz nachfragen 
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Eine we1tere Erhöhung der Gesamtnachfrage ergäbe s1ch für den 
Fall, daß zukünftig der Zugang zur Klasse 11 der Fachoberschule 
nur noch mit einer abgeschlossenen Berufsausbildung möglich 
wäre. 

Der Vorausberechnung der Nachfrage nach betrieblichen Ausbil­
dungsplatzen durch das KWB liegen - ermittelt aus den beob­
achteten Werten der letzten Jahre - folgende Übergansquoten 
zugrunde: 

63,5 v H für Schulabganger der Sekundarstufe I (ohne Sonder­
schuler), 

5,0 v. H fur Absolventen der Sekundarstufe II, 
43,0 v. H für Abgänger aus beruflichen Vollzeitschulen mit mitt­

lerem Abschluß/Fachschulreife, d. h. ca. 6 v. H. der 
Absolventen der Sekundarstufe I zwei Jahre zuvor, 

100,0 v. H. fur Absolventen des BGJ, d h. 3 v H. der Absolventen 
der Sekundarstufe I des Vorjahres. 

Die neueren Berechnungen des DIHT und ZDH gehen te11we1se 
von hoheren Ubergangsquoten aus. Für die Abgänger der Se­
kundarstufe I geht der DIHT von einer Übergangsquote von 
64 v. H. aus, der ZDH von 63 v. H Für die Absolventen des BGJ 
macht der DIHT ke1ne Angaben Der ZDH n1mmt für Abgänger 
nach Abschluß des BGJ bzw. der Berufsfachschule vereinfa­
chend eine Übergangsquote von 12 v H. der Abganger der Se­
kundarstufe I des Voqahres an. Die Abganger aus beruflichen 
Vollzeitschulen mit mittlerem Abschluß gehen mit 11 v. H der Se­
kundarstufe-I-Abgänger des Vorjahres in die Berechnung des 
DIHT ein Die Annahmen belder Berechnungen entsprechen weit­
gehend den Ausfi.Jhrungen des Berufsbildungsberichtes 1977. 
War das KWB noch 1976 der Me1nung, eine Übergangsquote von 
10 v. H und mehr fur Abgänger der Sekundarstufe II erscheine 
"als unrealiStisch und als ein Versuch, die staatliche Verantwor­
tung fur die Abitunenten auf die Wirtschaft zu verlagern" [8], so 
rechnet der DIHT 1978 mit einer Ubergangsquote von 12 v. H. 
(ZDH 10 V H.). 

Vergleich der Übergangsquoten 

Tabelle 2 Schatzung der jährlichen Nachfrage nach betriebli­
chen Ausbildungsplätzen fur Neue1ntntte 1975-1995 
- in Tausend -

BLK* KWB** DIHT ZDH 

I II III 

1975 460 
1976 450 524 
1977 466 507 521 488 586 
1978 505 548 563 521 628 640 
1979 540 582 595 530 655 656 
1980 550 594 610 540 665 660 
1981 554 603 621 538 645 640 
1982 547 598 617 530 646 
1983 535 586 605 517 638 
1984 520 570 590 495 615 
1985 494 543 562 467 579 575 

1986 466 514 533 535 
1987 435 480 498 
1988 408 450 467 
1989 384 424 439 
1990 364 401 415 347 399 

1991 351 
1995 384 

BLK I Nachfrage der Abganger des Sekundarbereichs I. des BGJ, 
der Berufsfachschule BLK II I + Nachfrage der Fachoberschuler 
der Klasse 11 + Nachfrage von 10 v H der Studienberechtigten 
BLK 111 1 + Nachfrage der Fachoberschuler der Klasse 11 + Nach­
frage von 20 v H der Studienberechtigten 
Ohne Sonderschuler 

Tabelle 2 und die Abbildung geben den Verlauf der vorausbe­
rechneten Gesamtnachfrage nach Ausbildungsplatzen wieder. 
Wahrend die BLK-Prognosen den Höhepunkt der Nachfrage für 
das Jahr 1981 voraussagen, 1st die Entwicklung nach den Be­
rechnungen des KWB bzw. DIHT und des ZDH in diesem Jahr be­
reits wieder rückläufig. Der in der ZDH-Schätzung sichtbare er­
neute Anstieg der Nachfrage im Jahre 1982 spiegelt die Entwick­
lung der Schulabgängerzahlen nach den Annahmen der KMK von 
1978 w1eder Da die Werte in der neuen KMK-Prognose beträcht­
lich über den alten Berechnungen von 1976 liegen, und da die 
neueren Prognosen von erhöhten Übergangsquoten ausgehen, 
besteht z B. zwischen der alten Prognose des KWB und den 
Neuberechnungen des DIHT und des ZDH fur 1980 eine Differenz 
von 125 000 bzw. 120 000 Nachfragern nach betrieblichen Ausbil­
dungsplätzen. Die erhöhten Übergangsquoten ergeben sich vor 
allem aus dem festzustellenden Rückgang des Anteils deqenl­
gen, die keinen Ausbildungsplatz nachfragen, zwischen 1974 und 
1977 (vgl. Berufsbildungsbericht 1977/1978) 

Forderungen 

Aus der Kritik an den bisherigen Prognoseansätzen und Voraus­
berechnungen der Nachfrage nach Ausbildungsplätzen lassen 
sich zusammenfassend folgende Forderungen an künftige Mo­
dellrechnungen ableiten 

Ziel, Zweck und Annahmen (Hypothesen und politische Ziel­
setzungen) des Prognoseverfahrens sind zu nennen. Nur so 
können die Berechnungen nachvollzogen und der Stellenwert 
der Ergebnisse eingeschätzt werden. Diese Forderung be­
zieht sich auch auf d1e der Gesamtprognose zugrundeliegen­
den Einzelprognosen der Schulabgangerzahlen und der Über­
gangsquoten (die bisherigen Vorausberechnungen der Schul­
abgängerzahlen z. B lassen fast Jede Angabe uber d1e lander­
spezifischen Ausgangsannahmen vermissen) 

Die Grundgesamthe1t, aus der die Nachfrage nach Ausbil­
dungsplätzen entsteht, 1st erweitert zu definieren, wenn n1cht 
für alle in Frage kommenden Jugendlichen eine Nachfrage 
nach einem Ausbildungsplatz unterstellt wird. Neben den 
Schulabgängern des jeweiligen Prognosejahres sind dann d1e 
Unversorgten der vorausgegangenen Jahre e1nzubez1ehen 

Zur Ermittlung begründeter - auch variabler - Übergangs­
quoten (Anteil der Nachfrager nach Ausbildungsplätzen, diffe­
renziert nach der Art des Schulabschlusses bzw. nach den 
verschiedenen Unversorgten-Gruppen) s1nd weiterhin einge­
hende Untersuchungen des gewi.Jnschten und realisierten 
Übergansverhaltens in das Berufsbildungssystem notwendig 
[9]. Zu klaren 1st 1n diesem Zusammenhang auch die Frage, 
inwieweit einerseits das Angebot an Ausbildungsplätzen 
selbst und andererseits das Angebot alternativer Bildungs­
wege bzw. Beschäftigungsmogl1chkeiten die Ausbildungs­
platznachfrage beeinflußt. Auch liegen noch keine gesicher­
ten Ergebnisse darüber vor, inwieweit durch den Ausbau be­
rufsvorbereitender Maßnahmen (BGJ, Lehrgänge nach dem 
Arbe1tsförderungsgesetz) letztlich d1e ursprüngliche Nach­
frage nach Ausbildungsplätzen (beim Verlassen der allge­
meinbildenden Schule) später (nach Abschluß der berufsvor­
bereitenden Maßnahme) noch aufrecht erhalten wird. 

Die abschließende Forderung bezieht sich auf das grundsatz­
liehe Prognoseverständnis: N1cht selten wird Prognosen 
mehr Wert zugemessen als sie selbst bei hohem Qualitätsni­
veau erreichen können. Vorausberechnungen können nicht 
- es sei denn zufällig - tatsächliche Verhältnisse vorweg­
nehmen. Sie sollten deshalb auch nicht zur self-fullfilling-pro­
phecy (s1ch selbst erfullenden Prophezeihung) werden, son­
dern lediglich eine Hilfestellung für e1nen permanenten, auch 
kontroversen Diskussionsprozeß über zuki.Jnftige Verhält­
nisse und Entwicklungen darstellen. 
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Nachfrage 
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1) Vgl. Tabelle 2, Fußnote* 
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Schätzung der jährlichen Nachfrage nach betrieblichen Ausbildungsplätzen 
für Neueintritte 1975 - 1990 
- in Tausend -

·,. KWB 
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••• oo 000 o o. o o o keine Angaben vorhanden 
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Anmerkungen 

[1] Bund-Lander-KommiSSIOn fur Bildungsplanung und Forschungsfor­
derung (BLK) D1agnose der Beschaft1gungsns1ken von Jugendli­
chen. Bonn t976 

[2] Kuratonum der Deutschen Wirtschaft fur Berufsbildung (KWB) Zum 
Ausbildungsplatzbedarf 1m kommenden Jahrzehnt. Bonn 1976 

[3] Vgl ZDH-kontakte 26/1978, Bonn 1978. S 223-226 

[4] Vgl Informationsdienst des Instituts der deutschen Wirtschaft (1wd), 
9/79. Koln 1979 

[5] Vgl Stand1ge Konferenz der KultusminiSter der Lander (KMK) Vor­
ausberechnung der Schuler- und Absolventenzahlen 1973 b1s 1995, 
Dokumentation Nr 50. Ma1 1976 

Gunter Kohlheyer 

[6] Vgl KMK Vorausberechnung der Schuler- und Absolventenzahlen 
1976 b1s 1995, Dokumentation Nr 56, Jum 1978 

[7] Kuratonum der Deutschen Wirtschaft, a a 0 , S 11 

[8] Kuratonum der Deutschen Wirtschaft. a a 0, S 13 

[9] Vgl dazu d1e bere1ts vorl1egenden Untersuchungen des lAB und der 
HIS GmbH Stegmann. H , Holzbauer, I D1e Nachfrage nach Ausbil­
dungsplatzen und 1hre Real1s1erung be1 Absolventen und Abgangern 
allgemeinbildender Schulen ln MITTAB, 2/1978. S 148-170 sow1e 
B1rk L , Gnesbach, H , Lew1n, K . Schacher. M Abitunenten ZWI­

schen Schule, Stud1um und Beruf - W1rkllchk81t und Wunsche. Mun­
chen, New York 1978 

Das Angebot an Ausbildungsplätzen im Handwerk 
Bericht über das Ausbildungsverhalten der Handwerksbetriebe 

ln der Handwerkserhebung 1977 des Bundesinstitutes für Be­
rufsbildung [1] wurde das Ausbildungsverhalten der Betriebe 
vor dem Hintergrund ihrer Ausbildungsfähigkeit, ihrer Ausbil­
dungskapazitäten, der Bereitschaft für ein Angebot dieser 
Plätze und die Nachfrage nach diesen Plätzen untersucht. Da­
mals ergab sich, daß - von Betrieben ohne Ausbildungsbe­
rechtigung abgesehen, die nicht untersucht wurden - fast die 
Hälfte aller Betriebe (48 v. H.) Lehrlinge ausbildete und sich un­
ter den verbleibenden 52 v. H. die Mehrheit - nämlich zwei 
Drittel - Ausbildungsleistungen zutraut. Es erschien deshalb 
berechtigt, allen Betrieben die konkrete Frage vorzulegen, ob 
und wieviele Auszubildende sie für das folgende Jahr 1978 ein­
stellen wollen. 

Rund 20 v H der Befragten waren damals ntcht oder nicht genau 
in der Lage auf em Jahr 1m voraus thre Absichten zu beziffern. Die 
ubngen Befragten konnten aber beretts konkrete Zahlen nennen. 

Tabelle 1 Jahresvorausschau der Betnebe von 1977 auf 1978 

Emstellung (Durch-
tur 1978 schnitt 

kon-
der ge-

un- ke1ne krete L SICher geplant Anzahl 
planten 

Aus- geplant 
Etnstel-

blldung lung pro 
1977 Betneb) 

ja 20 V H 21 V. H. 59 V. H. (1 ,18) 100 V H 

nein 19 V. H. 68 V. H. 13 V. H (0,15) 100v H 

2.: 19 V. H 45 V H. 36 V. H. (0,66) 100 V H 

1978 fand eine weitere Erhebung be1 denselben Handwerksbe­
Ineben statt ( Handwerkserhebung 1978), dte mtt 77 v. H. eme fur 
postallsehe Panelbefragungen sehr hohe Rücklaufquote aufw1es. 

Auch diesmal wurde die Frage nach den Einstellungsabsichten 
des Folgejahres (also 1979) gestellt, mit dem Ergebn1s etner au­
ßerordentlich ntedrigen Quote noch ungewisser Falle Wte steh 
schon tn der Vorjahreserhebung andeutete, tendieren die noch 
nicht ausbildenden Betnebe mehr und mehr zu einer Einstellung 
Jugendlicher. 

Tabelle 2 Jahresvorausschau der Betnebe von 1978 auf 1979 

Etnstellung 
tur 1979 

kon-
un- keine krete 
SICher geplant Anzahl 

der- geplant 
zett 
Ausbildung 

Ja 2 V. H 35v H. 63 V. H 

nein 2 V. H. 75 V H 23 V H 

2.: 2v H 51 V H. 47v. H. 

Vergleich der Vorausschau auf 1978 mit der 
tatsächlichen Entwicklung 

(Durch-
schnttt 
der ge-

L planten 
Einstel-
lung pro 
Betneb) 

(1,05) 100 V. H. 

(0,27) 100v. H 

(0,66) 100v. H. 

Dte 1m Jahr 1977 für 1978 erfragte Vorausschau ließ etne Stetge­
rung des Gesamtangebotes von 63,5 auf 66,5 Plätze pro 100 Be­
tnebe, also um 4,7 v. H erwarten Dte tatsachliche Entwicklung 
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des realisierten Angebotes ergab dagegen einen Zuwachs um 
5,6 v H (von 107 Platzen 1n Je 100 Ausbildungsbetrieben auf 113 
Platze). Global gesehen kann d1e Schätzung somit als relativ zu­
verlasslg gelten, wenn auch deutlich w1rd, daß die Steigerung des 
realisierten Angebotes zu emem erheblichen Teil durch Abbau 
unbesetzter Platze mögl1ch wurde (D1e Steigerung des Gesamt­
angebotes aus besetzten und unbesetzten Plätzen betrug Jeden­
falls nur 3 v H.) 

Em Vergleich zwischen Einstellungsabsicht und tatsachlicher 
Neueinstellung auf betriebsindividueller Ebene zeigt, daß die 
Treffsicherheit der Vorausschau auf zwe1 Komponenten beruht: 

auf der genauen Übere1nst1mmung von Vorjahresabsicht und 
späterer Real1s1erung in 65 v. H. der (auswertbaren) Fälle 
auf der Kompensation von Unterschätzungen (19 v. H.) und 
Überschalzungen (16 v H.) (bezogen auf d1e auswertbaren 
Falle). 

Tabelle 3 zeigt, w1eweit sich die im Oktober 1977 geplante oder 
geschätzte Einstellung von Auszubildenden e1n Jahr später reali­
Sieren ließ. 

Tabelle 3 Vergleich von beabsichtigter (1977) und tatsachlicher 
( 1978) Neueinstellung Auszubildender* 

Gruppe Anteil der 
befragten Betriebe 

ke1nen eingestellt, obwohl Einstellung 
14,5v. H. 

vorgehabt 

wen1ger eingestellt als vorgehabt 4,7 V. H. 

genau so viel eingestellt, wie vorgehabt 
65,0 V. H 

(darunter ke1nen eingestellt entspre-
(47,5 V H) 

chend der Absicht) 

mehr eingestellt als vorgehabt 7,4 V. H 

Auszubildende eingestellt, obwohl n1cht 
8,3 V. H 

konkret vorgehabt 

2.: 100 V. H. 

• ln d1e Tabelle mcht emgerechnet smd we1tere 14 v H , die fur das Jahr 
1978 keme konkrete Vorausschau abgegeben haben, der Anteil d1eser 
Gruppe hat s1ch abgeschwacht, we1l s1e s1ch an der Folgeerhebung n1cht 
1m gleichen Maß beteiligt hat, w1e d1e ubngen Betnebe 

Die Übersicht legt den Schluß nahe, daß Planrev1s1onen, soweit 
s1e vorkommen (be1 35 v H der Betnebe), eher grundsatzlicher 
Art sind zwe1 Dnttel der Betriebe, d1e 1hre Planung revidieren, ha­
ben entgegen Ihrer Absicht doch Auszubildende eingestellt oder 
umgekehrt. Nur e1n Drittel hat sich graduell anders verhalten. 
D1es 1st aber vielfach aus der Tatsache zu erklaren, daß - wenn 
uberhaupt- nur d1e Einstellung oder Nichteinstellung eines Aus­
zubildenden anstand 

D1e erfragte Vorausschau 1st n1cht zuletzt deswegen so häufig 
genau eingetroffen, weil e1n knappes Drittel der Stichprobe aus 
nicht-ausbildenden Betrieben besteht, fur die ein Beg1nn der 
Ausbildung zur Z811 nicht aktuell ist (zuverlassige Nichteinsteller) 

Dies ze1gt s1ch daran, daß nicht-ausbildende Betnebe ohne Ein­
stellungsabsieht weltgehend ohne Auszubildenden geblieben 
s1nd (90 v. H , Tabelle 4). 

Tabelle 4. Tatsachliches Einstellungsverhalten 1978 von Betrie­
ben ohne Emstellungsabsicht 1n 1977 fur 1978 (betrifft 
56 v. H der auswertbaren Fälle) 

Ja 

gemaß 
Absicht 
ke1ne 

70 V. H. 

90v. H. 

entgegen der 
Absicht Ein­
stellung 

30 V. H. 

10 V. H. 

85v.H. 15v.H 

Verteilung 

100 24v H. 

100 76 V. H. 

100 100 V. H 

Umgekehrt haben nicht-ausbildende Betriebe mit konkreten Eln­
stellungsabslchten d1ese nur zu 40 v. H voll oder teilweise reali­
Siert, wahrend es 1n 60 v. H. der Fälle nicht zu Einstellungen kam 
(Tabelle 5) Entgegengesetzt verhält es sich bei den bere1ts aus­
bildenden Betrieben· hier wurden in 73 v. H der Fälle m1t konkre­
ter Einstellungsabsicht ein Jahr darauf Auszubildende eingestellt, 
während in 27 v. H der Fälle keine Einstellung vorgenommen 
wurde (Tabelle 5). 

Tabelle 5 Tatsachliches Einstellungsverhalten 1978 von Betrie­
ben mit konkreter Emstellungsabs1cht 1n 1977 für 1978 
(betrifft 44 v H der auswertbaren Falle) 

Ja, Jedoch ent- mehr Ver-
wen1ger spre- als be-

L 
teilung 

Au keme als beab- chend absieh-
bl SIChtig! der Ab- tigt 
19 sieht 

Ja 27 V H. 12v H 41 V. H 20 V. H. 100v.H. 84v H. 

Nein 60 V H 4 V. H. 35 V. H. 1 V H. 100v.H 16v. H. 

2.: 33 V. H. 11 V. H. 39v. H. 17 V H 100v H 100 V. H. 

Skeps1s gegenüber der Methode der erfragten Vorausschau ist 
demnach angebracht, soweit es sich um nicht-ausbildende Be­
tnebe mit erklärter Einstellungsabsicht handelt. Gründe für das 
h1er zu beobachtende Auseinanderklaffen zwischen den früher 
bekundeten Absichten und der tatsachlichen Neueinstellung sind 
fast zur Hälfte 1n nachträglichen Absichtsanderungen zu suchen. 
So suchen im Folgejahr 49 v. H gar ke1ne Auszubildende mehr 
und bei den restlichen 51 v. H führt d1e beinebliche Nachfrage 
nur zu einem Teilerfolg. (Die "Erfolgsquote" betragt nur 61 v H 
1m Gegensatz zu den 87 v. H in entsprechenden Gruppen aus 
den Ausbildungsbetneben) 

Der Verlauf der Einstellungsentscheidung 

Schaubilder 1 und 2 geben d1ese mehrstufige Struktur der Ein­
stellungsentscheidung getrennt für Ausbildungs- und Nichtaus­
bildungsbetnebe w1eder und es zeigt sich, daß dem Ausmaß von 
Planungsrevisionen 1m Folgejahr einige Bedeutung zukommt. Le­
diglich d1e durch Verstärkung hervorgehobenen Entscheidungs­
verlaufe smd von der Vorausschau b1s zur Realisierung 1m Folge­
Jahr konsistent. 

Solche konsistenten Entscheidungen gibt es in 75 v. H. der nicht­
ausbildenden und in 51 v. H der Ausbildungsbetnebe (Gruppen 1 
und 8). Hinzu kommen 3 v H. nicht-ausbildende und 6 v. H. aus­
bildende Betriebe, in denen d1e Realisierung des Angebots der 
Prognose entsprechend angestrebt w1rd, jedoch n1cht gelingt 
(Gruppe 7) 
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Schaubild 1: Verhalten der Ausbildungsbetriebe 
(55 v.H. der Stichprobe) 
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Schaubild 2:Verhalten der nichtausbildenden Betriebe 
(45 v.H. der Stichprobe) 
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18 v H der nicht-ausbildenden und 21 v H. der Ausbildungsbe­
triebe aber andern 1hre Absichten vollig (Gruppen 3-6), d. h. sie 
suchen entgegen Ihrer Absicht vom Oktober des Vorjahres keme 
Auszubildenden mehr und umgekehrt Allerdings rev1d1ert e1n 
kleinerer Teil se1nen Entschluß e1n zwe1tes Mal (5 v. H der nicht­
ausbildenden und 6 v. H. der ausbildenden Betnebe), so daß vom 
Ergebnis aber nicht vom Ablauf her die Prognose sich bewahr­
heitet. Per Saldo entwickelt sich im Verlauf der Entscheidungsre­
visionen (Gruppe 4 m1nus Gruppe 5) bei den nicht-ausbildenden 
Setneben eine geringe Verstärkung des Ausbildungsangebotes 
( + 1 v. H. der Betnebe), wahrend umgekehrt fur d1e Ausblldungs­
betnebe eme Einbuße entsteht (-6 v. H. der Betriebe). 

E1ne we1tere Prognoseunsicherheit erg1bt s1ch daraus, daß rund 
7 v H der nicht-ausbildenden Betriebe und 10 v. H. der Ausbil­
dungsbetriebe ihren angebotenen Ausbildungsplatz (in der Regel 
1st es nur emer) n1cht besetzen können (Gruppen 3, 7 und 11) 

Interessanterweise g1bt es jedoch auch den umgekehrten Effekt, 
daß trotzfehlenden Angebotes schließlich doch ein Ausbildungs­
platz besetzt wird Eine solche impulsive Verhaltensweise ist im 
Handwerksbereich mit den vielen persönlichen Bindungen zur 
soz1alen Umwelt nicht ungewöhnlich und kam in 3 v H. der 
nicht-ausbildenden und in 9 v H der Ausbildungsbetriebe vor 
(Gruppen 2, 6 und 10) 

Bestimmungsgründe im Rahmen des Entscheidungsverlaufs 

Für we1tere Angebotsprognosen ware es nutzlich, d1e Betnebe 
mit konsistentem und n1cht-kons1stentem Verhalten nach Mog­
llchkelt auseinanderzuhalten und so zu emer höheren "Treffer­
wahrscheinlichkeit" zu gelangen. Die folgenden Auswertungen 
zielen darauf ab, Untergruppen herauszufinden, deren Entschei­
dungsverhalten in der einen oder anderen Richtung bemerkens­
wert vom Durchschnitt abweicht. Dabei wird die Trennung nach 
( 1977) ausbildenden und nicht-ausbildenden Betrieben aufrech­
terhalten, weil hier eine grundsätzlich andere Ausgangslage vor­
liegt D1e 12 verschiedenen Entscheidungsgruppen, wie sie in 
den Schaubildern auftreten, werden im folgenden in drei Typen 
unter Ausklammerung der Falle ohne Angaben (Gruppen 9 b1s 12 
1n den Schaubildern) zusammengefaßt: 

voll konsistentes Verhalten 
(d. h Absichten, Beml.ihungen und RealisatiOn des 
Angebotes entsprechen einander, Gruppe 1 und 8 
der Schaubilder) 

2. konsistente Planung, jedoch RealiSierung erfolglos 
(Absichten und Bemühungen entsprechen einan­
der; das Ausbildungsangebot konnte aber n1cht re­
alisiert werden; Gruppe 7 der Schaubilder) 

3. Nicht konsistentes Verhalten 
(Absichten und Bemuhungen entsprechen einan­
der nicht; dies schließt jedoch n1cht aus, daß ln­
folge einer we1teren ReviSIOn, Absichten und Reali­
sation wieder übere1nst1mmen, Gruppe 2 b1s 6 der 
Schaubilder) 

Tabelle 6 ze1gt das durchschnittliche Entscheidungsverhalten für 
die ausbildenden und nicht-ausbildenden Betnebe auf 

Tabelle 6. Das Entscheidungsverhalten der Betriebe 

Entscheidungs- Gruppe ausbil- nichtausbil-
verlauf gem dende Be- dende Be-

Schaubild tnebe tnebe 

1. voll konsistent 1,8 63,7 V. H. 77,2 V. H. 

2. konsistente Pla-
nung - erfolg- 7 7,2 V. H 2,8 V H 
lose Real1s1erung 

3. n1cht konsistent 2 biS 6 29,1 V. H 20,0 V. H 

zusammen 1 bis 8 100,0 V. H. 100,0 V. H. 

Unterschiede stat1st1sch hochs1gmf1kant 

Zunachst wird vermutet, daß die Ausbildungsentscheidungen 
und 1hre Konsistenz von äußeren Einflußfaktoren abhängen, das 
heißt: nicht konsistente Entscheidungsabläufe ergeben sich aus 
emem veränderten Umfeld des Betnebes, auf das zu reagieren 
war. Hierauf we1sen Unterschiede be1 regionaler D1fferenz1erung 
nach den vier untersuchten Handwerkskammerbezirken Hanno­
ver, Arnberg, Darmstadt und Oberfranken hin: Die Ausbildungs­
betnebe ze1gen eme leichte Zunahme konsistenten Verhaltens 
von Sud nach Nord Umgekehrt findet sich bei nicht-ausbilden­
den Betneben der Hang zu verminderter Konsistenz. Vom Effekt 
her bedeutet d1es eme spontane Verstärkung der Ausbildungs­
bereitschaft im Norden und e1ne vermutliche Abschwächung im 
Süden. Für alle Betnebe zusammen heben sich die unterschiedli­
chen Verhaltenswelsen auf, und alle vier Kammerbezirke zeigen 
ein fast e1nhe1tliches B1ld mit rund 70 bis 71 v. f-1. voll konsistenter 
Falle 

Tabelle 7: Entscheidungsverhalten 1n den untersuchten Kammerbezirken (Angaben v. H der Betnebe) 

Ausbildungsbetnebe nicht-ausbildende Betnebe 

Entscheidungsverlauf 
Hannover Arnsberg 

Darm- Ober- 1: Hannover Arnsberg 
Darm- Ober- 1: stadt franken stad! franken 

1. vollkonsistent 65,9 65,0 62,0 61,6 63,7 73,4 76,2 78,8 80,6 77,2 

2 konsistente Planung -
11,0 5,0 5,9 7,0 7,2 3,5 2,7 3,3 0,5 2,7 

erfolglose RealiSierung 

3 n1cht konsistent 23,1 30,0 32,2 31,3 24,0 23,0 21,1 17,9 18,9 20,1 

zusammen' 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

• aufgerundet Unterschiede stat1st1sch hochs1gn1f1kant 
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Auch für d1e einzelnen Handwerkszweige ergeben sich Hinweise 
auf ein unterschiedlich starkes Wirken von äußeren Einflußfakto­
ren, die zur Entscheidungsrevision geführt haben Von der Tendenz 

her w1rken sich die Branchenunterschiede in ausbildenden und 
nicht-ausbildenden Betrieben gleich aus, so daß in Tabelle 8 auf 
eine Differenzierung verzichtet w1rd. 

Tabelle 8: Entscheidungsverhalten nach untersuchten Gewerbezweigen (Angaben v. H der Betnebe) 

Entscheidungsverlauf Nahrung Bau/Ausbau Metall 

1. voll konsistent 59,0 61,9 66,3 

2 konsistente Planung 
- erfolglose Reali- 13,4 8,2 4,0 
sierung 

3 n1cht konsistent 27,6 29,9 29,7 

zusammen • 100,0 100,0 100,0 

• aufgerundet 

Es zeigt sich, daß es gerade die drei Gewerbezweige mit dem re­
lativ höchsten Anteil am Ausbildungsplatzangebot sind 
( 1977 = 73 v H ) [2], d1e s1ch durch eme uberdurchschnlttlich 
haufige Anzahl n1cht konsistenter und dam1t schwer prognosti­
zierbarer Einstellungsentscheidungen auszeichnen Überdies fin­
den SICh 1n den Nahrungs- und Bauhandwerken d1e großten 
Schwierigkeiten be1 der Besetzung der angebotenen Plätze. Es 
ist anzumerken, daß sich hinter diesem Zusammenhang n1cht 
etwa der Einfluß der Betriebsgröße verbirgt (kein statistisch SI­
gnifikanter Zusammenhang). 

Neben den äußeren E1nflussen, die das Entscheidungsverhalten 
von Regionen oder Branchen insgesamt zu bestimmen scheinen, 
smd vermutlich auch betriebstypische Faktoren wirksam, die 
dazu fuhren, daß ein Entscheidungsprozeß äußerlich mehr oder 
wen1ger konsistent abläuft 

Tabelle 9. Entscheidungsverhalten und durchschnittliche Be­
triebsgröße (in Beschäftigten) 

durchschnittliche Beschaftigtenzahl 
Entscheidungsverlauf 

Ausbildungs- nicht-auszub1l-
betnebe dende Betriebe 

1 voll konsistent 17,5 4,1 
darunter 

- mit Einstellungen 21,9 8,3 
- ohne Einstellungen 

Auszubildender 5,3 3,8 

2. Planung konsistent 
Realisierung erfolglos 14,2 7,3 

3. n1cht konsistent 8,7 7,5 

zusammen 14,7 4,9 

Unterschiede statiStiSCh hochs1gn1f1kant 

Korperpflege Textil Reinigung Holz, Leder L.: 

75,8 76,7 78,5 81,8 70,4 

2,0 2,7 5,1 2,8 5,0 

22,2 20,6 16,5 15,4 24,6 

100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Unterschiede stat1st1sch hochs1gmfikant 

Dabei überrascht es n1cht, daß offenbar die kleineren Betriebe 
hauf1ger 1hre Einstellungsabsichten revidieren. Kleinbetriebe sind 
allerdings ebenfalls besonders haufig unter den Fällen zu finden, 
die keme Einstellung von Auszubildenden beabsichtigten und 
h1eran konsistent festgehalten haben (Tabelle 9 unterteilt deshalb 
d1e konsistenten Falle entsprechend). 

Es ist also eher moglich, das Ausbildungsangebot der großeren 
Ausbildungsbetriebe und der kleineren nicht-ausbildenden Be­
triebe mit einem "e1n-Jahres-t1me-lead" vorauszuschatzen. Be1 
kleineren Ausbildungsbetneben und den größeren nicht-ausbil­
denden Betrieben kann e1ner erklarten Einstellungsabsicht n1cht 
dieselbe Eintrittswahrscheinlichkeit zugemessen werden 

Angesichts der nicht unbedeutenden Zahl von Planrevisionen 
fragt es sich, ob nicht unmittelbar d1e Tatbestande, die e1ne sol­
che Revision auslosen, statistisch erfaßbar smd und s1ch als pro­
gnostisch brauchbare Informationen anbieten Vermutlich durften 
es VIelfach d1e Wirtschaftliche Entwicklung eines Betriebes oder 
d1e Wirtschaftlichen Erwartungen e1nes Betriebsinhabers sein, die 
zu d1esen Tatbeständen gehören ln der Erhebung des Jahres 
1978 wurde deshalb nach der 

Umsatzentwicklung des laufenden gegenüber dem Vorjahr 
Umsatzerwartung für das kommende Jahr (1979) und 
geplanten Neueinstellung von Fachkräften im Verlauf der 
kommenden zwe1 b1s dre1 Jahre 

gefragt 

Wiederum zeigt s1ch, daß sich ausbildende und nicht-ausbildende 
Betriebe im Anges1cht solcher wirtschaftlicher "Vanablen" unter­
schiedlich verhalten. 

Be1 den Ausbildungsbetrieben stehen d1e Konsistenz der Ausbil­
dungsentscheidungen und Umsatzentwicklung bzw. Umsatzer­
wartung n1cht 1n stat1st1sch Signifikantem Zusammenhang {p = 

0,99). Nur 1n Verbindung m1t der Frage nach zusatzlieh ge­
wunschten Fachkräften zeigt sich ein gesicherter Zusammen­
hang, der aber stark auf die Entscheidungskonsistenz als zeitlich 
vorgeordnete Vanable hindeutet. 

Zusatzliehe Fachkratte werden eher dort gewunscht, wo vorher 
e1ne Ausbildungsentscheidung revidiert werden mußte, weil die 
angebotenen Platze nicht zu besetzen waren (vgl. Tabelle 10, 
12,7 v H) H1er liegt offenbar ein Substitutionseffekt vor. 
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Tabelle 10· Entscheidungsverlauf der Ausbildungsbatnabe in Verbindung m1t wirtschaftlichen Faktoren (Angaben in v H.) 

Umsatzverlauf 1978: 1977 Umsatzerwartung fur 1979 Fachkräftebedarf 

Entscheidungsverlauf für '79 bis '81 L 
s1nkend gleich steigend s1nkend gleich ste1gend ja ne1n 

1 voll konsistent 58,4 64,2 64,7 66,5 63,6 64,1 62,8 64,6 63,8 

2. Planung konsistent -
7,5 7,3 7,4 5,1 7,8 6,6 12,7 4,4 7,3 

Realisierung erfolglos 

3. nicht konsistent 34,1 28,5 28,0 28,4 28,6 29,3 24,5 31,0 28,9 

zusammen • 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

• aufgerundet Unterschiede statiStisch mcht sigmfikant Unterschiede hochs1gn1f1kant 

Tabelle 11: Entscheidungsverlauf der nicht-ausbildenden Betriebe 1n Verbindung m1t wirtschaftlichen Faktoren (Angaben 1n v H ) 

Umsatzverlauf 1978: 1977 

Entscheidungsverlauf 

Sinkend gleich ste1gend 

1 voll konsistent 90,7 76,3 71,0 

2. Planung konsistent -
1,2 3,2 2,6 

Realisierung erfolglos 

3 nicht konsistent 8,1 20,5 26,5 

zusammen • 100,0 100,0 100,0 

• aufgerundet 
Unterschiede statistisch hochs1gn1f1kant 

H1ngegen ze1gen die nicht-ausbildenden Betriebe e1nen hochsig­
nifikanten Zusammenhang zwischen Entscheidungsverlauf und 
allen drei Einflußgrößen (vgl Tabelle 11 ). 

Es läßt sich deutlich feststellen, daß 1n dem Maße, w1e seit 1978 
die Umsatzentwicklung günstig verlief und we1terhm gunstig be­
urteilt wurde, die Neigung zu Entscheidungsrevisionen stieg, und 
das bedeutet 1n den me1sten Fallen eine Hinwendung zur Ausbil­
dung. Anders als be1 den Ausbildungsbetrieben ist die Absicht, 
neue Facharbeiter emstellen zu wollen, von einer erhöhten Zahl 
von freiwilligen Entscheidungsrevisionen bezüglich der Ausbil­
dung begeleltet, die h1er auf 32 v H ansteigt (gegenuber 20 v. H. 
im Durchschnitt), anders jedoch als bei den Ausbildungsbatne­
ben haben diese 32 v H. überwiegend (d. h. zu drei Fünfteln) ihre 
Entscheidungen zugunsten der aktwen Suche nach Auszubilden­
den revidiert, bei den Ausbildungsbetrieben 1st der vergleichbare 
Anteil nur halb so groß. Daraus laßt s1ch schließen, daß Ausbil­
dungsbeginn und Facharbeitersuche für d1e nicht-ausbildenden 
Betriebe stärker in komplementärer Beziehung stehen. 

Schlußfolgerung 

D1e Methode der erfragten Vorausschau hat sich im Bereich des 
Handwerks als geeignetes Prognoseinstrument bewährt. Den­
noch ist die beachtliche Zahl von n1cht vorhersehbaren Entschei­
dungsreviSionen e1n hoher Unsicherheitsfaktor, der bei einer 

Umsatzerwartung fur 1979 Fachkräftebedarf 
für '79 bis '81 L 

sinkend gleich ste1gend ja nein 

91,7 77,5 67,8 61,6 82,5 77,2 

0,0 3,5 1,8 6,2 1,8 2,8 

8,3 19,0 30,4 32,2 15,6 20,1 

100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

starkeren Veränderung des wirtschaftlichen Umfeldes die Treffsi­
cherheit wesentlich vermindern muß. Dies trifft insbesondere für 
nicht-ausbildende Betriebe zu, die zum Beispiel auf positive Um­
satzentwicklung und -erwartung mit Ausbildungsangeboten 
schnell und elastisch reagieren. Es durfte s1nnvoll se1n, beson­
ders fur diesen Teil der Befragungsgruppe, d1e Prognose unter 
Beobachtung der wirtschaftlichen Entwicklung (sowe1t maglieh 
nach Reg1onen und Gewerbezweigen untergliedert) im Verlauf 
des Jahres noch einmal zu überprüfen. 

Die gegenwärtige Wirtschaftsentwicklung rechtfertigt d1e Aus­
sage, daß das Angebot an Ausbildungsplätzen stärker zunehmen 
w1rd, als die erfragte Jahresvorausschau ergab (dargestellt 1m 
Berufsbildungsbericht 1979) Gegenüber dem dort ermittelten 
voraussichtlichen Zuwachs von 2 v H erscheint e1ne Revision 
auf + 3 v H. realistisch zu sein. Dies rechtfertigt sich auch aus 
der Erkenntnis, daß die nicht-ausbildenden Betriebe wesentlich 
mehr als bisher am Zustandekommen des Angebots beteiligt 
sein werden. 

Anmerkungen 

[1] Vgl den Forschungsbenchi G Kohlheyer unter M1tarbell von 
K Schöngen Das Ausbildungsplatzangebot 1m Handwerk, Heft 8, der 
Mater1al1en und statiStiSChen Analysen zur beruflichen Bildung, Berlin 
1978 

[2] Ebenda, S 29 
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Winand Kau 

Das Ausbildungsplatzangebot 1978 und 1979 in 
Industrie, Bauhauptgewerbe und Handel 

Das lfo-lnstitut hat 1978 - wie bereits im Vorjahr [1] - im Auf­
trag des Bundesinstitutes für Berufsbildung eine schriftliche 
Unternehmensbefragung zum Ausbildungsverhalten durchge­
führt. Die Umfrage fand bundesweit bei 10 000 Unternehmen 
aus der Industrie, dem Bauhauptgewerbe sowie dem Groß- und 
Einzelhandel statt. ln die Auswertung wurden 4 906 Unterneh­
men einbezogen (Rücklaufquote 49 v. H.); davon entfielen 
2 700 auf die Industrie, 500 auf das Bauhauptgewerbe und 1 706 
Unternehmen auf den Handel. Die Erhebung ist repräsentativ 
für alle Industrieunternehmen ab 20 Beschäftigte und für die 
Bau- und Handelsunternehmen ab drei Beschäftigte. 

Die wichtigsten Befragungsergebnisse für 1978 

Der Fragebogen, welcher der Erhebung zugrunde lag, umfaßte 
dre1 Problemkreise: 

1. Struktur des Ausbildungsplatzangebotes 1978 gegenüber 
1977 

2. Konjunkturelle Bestimmungsgrunde des Ausbildungsplatzan-
gebotes 

3 Erwartetes Ausbildungsplatzangebot fur 1979 

Die zentralen Befragungsergebnisse zur Angebotsstruktur des 
Jahres 1978 (Punkt 1) wurden 1m Berufsbildungsbericht 1979 

Tabelle 1: Struktur des Ausbildungsplatzangebotes 1978 

.. v. H. der befragten Unternehmen 

dargestellt und kommentiert. Wir konnen uns aus diesem Grunde 
auf die tabeilansehe Wiedergabe der wichtigsten Eckwerte be­
schranken. Die Tabelle 1 umfaßt strukturelle Elemente des ge­
samten Ausbildungsplatzangebotes, Tabelle 2 die unbesetzten 
Ausbildungsplätze und Tabelle 3 die Hemmn1sse fur eine Aus­
dehnung des Ausbildungsplatzangebotes. 

D1e letztere spiegelt die subjektive Meinung der Befragten wie­
der Es zeigt sich, daß die Relevanz der einzelnen Ausbildungs­
hemmnisse von Wirtschaftsbereich zu Wirtschaftsbereich ver­
schieden ist. ln der lndustne haben 37 v. H. der Unternehmen, d1e 
1978 keine bzw. wen1ger Auszubildende als 1977 emgestellt ha­
ben, angegeben, daß alle Ausbildungsplätze derzeit besetzt sind 
( Bauhauptgewerbe 23 v. H., Handel 22 v. H.). 25 v. H. der Indu­
strieunternehmen dieser Gruppe waren der Meinung, daß die 
Ausbildung zu sehr durch Gesetze und Vorschriften eingeengt 
wird ( Bauhauptgewerbe 36 v H , Handel 40 v H.), 19 v H. (Bau­
hauptgewerbe 5 v H., Handel 42 v H ) hatten keinen Fachkrafte­
bedarf Für 14 v H der Industrieunternehmen ( Bauhauptgewerbe 
33 v. H., Handel 27 v. H.), die 1978 ke1ne oder weniger Auszubil­
dende als 1977 eingestellt haben, waren die Ausbildungskosten 
zu hoch und der stagnierende Umsatz war für 11 v. H (Bauhaupt­
gewerbe 3 v H , Handel 20 v H.) ein ernsthaftes Ausbildungs­
hemmnis 

Im Vergleich zu 1977 war 1978 das 
Ausbildungsplatzangebot 1n V H. 

der Unternehmen 
Steigerungsrate 

durfen bilden haben 1977 haben 1978 Aus- Saldo· des Ausbildungs-

aus- aus Auszubil- zubildende ein- hoher gleich geringer hoher platzangebotes 

bilden dende e1n- gestellt/ wollten ./. 1978/1977 in v.H. 

gestellt emstellen geringer 

Industrie insgesamt 85 70 57 57 39 29 32 7 6,5 
20- 49 Besch 74 51 36 35 34 32 34 0 4 
50-199 " 93 79 66 66 41 28 31 10 6 

200-999 97 94 89 88 43 28 29 14 6 
1000 u m 100 99 99 99 64 14 22 42 7 

Bauhauptgewerbe 86 62 45 59 55 23 22 23 8 
insgesamt 

3- 49 Besch 83 56 38 53 52 26 22 30 
50-199 " 96 85 69 80 61 18 21 40 

200-999 " 99 93 85 90 68 12 20 48 
1000 u m 100 100 100 100 62 15 23 39 

Handelmsgesamt 71 37 26 25 8 
3- 4 Besch. 59 22 9 11 39 43 18 21 26 
5- 9 " 78 38 28 23 18 42 40 -22 -26 

10- 19 " 86 68 56 49 28 30 42 -14 - 9 
20- 49 " 92 80 67 66 34 41 25 9 4 
50-199 98 85 81 76 29 37 34 - 5 - 4 

200-499 99 97 94 94 56 13 31 25 10 
500 u m. " 100 100 100 100 76 7 17 59 6 

Bas1s Alle Unternehmen, d1e 1977 und/oder 1978 Auszubildende emgestellt haben 
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Tabelle 2: Unbesetzte Ausbildungsplätze 1978 

... der Unternehmen, 
von den Setneben m1t n1cht gemeldete d1e 1978 Ausbildungsplätze anboten 
unbesetzten Platzen und n1cht 

haben alle Aus- haben heute heute .V H haben v H dem besetzte Plätze 

bildungsplätze noch unbesetzte der Platze noch Arbeitsamt gemeldet (latentes Angebot) 

besetzt Platze unbesetzt 

Industrie insgesamt 81 19 6 82 0,5 
20- 49 Besch. 79 21 13 78 2,0 
50-199 " 81 19 10 82 0,9 

200-999 " 82 18 6 81 0,5 
1000 u m. " 80 28 1 91 0 

Bauhauptgewerbe insgesamt 49 51 36 84 3 
3- 49 Besch. 53 53 45 82 

50-199 57 43 32 91 
200-999 " 43 57 29 90 
1000 u. m " 46 54 11 86 

Handel insgesamt 85 15 5 55 2 
3- 4 Besch. 87 13 17 
5- 9 " 91 9 9 37 4 

10- 19 " 77 23 18 65 6 
20- 49 " 85 15 9 62 3 
50-199 " 89 11 4 53 2 

200-499 " 74 26 4 24 1 
500 u. m. " 83 17 0,5 91 0 

BaSIS Vgl Tabelle 1 

Tabelle 3: Ausbildungshemmnisse 1978: Von den Unternehmen, die 1978 keine bzw. weniger Auszubildende als 1977 eingestellt ha­
ben, gaben . . v. H d1e folgenden Grunde an (vgl. dazu Fragebogenauszug am Ende des Artikels) 

Aus- keine Bewerber Ausbildung Aus- genügend kein Stagnieren- Unter-
bildungs- Bewerber nicht durch b1ldungs- Fachkräfte Bedarf der Umsatz/ nehmen 

plätze ausreichend Gesetze u. kosten auf dem an Fach- Produktion ist zu 
sind qualifiziert Vorschriften zu hoch Arbeits- kräften speziali-

besetzt zu sehr markt siert 
erschwert 

lndustne insgesamt 37 7 5 25 14 2 19 11 9 

20- 49 Besch. 34 9 3 32 17 2 23 13 13 
50-199 " 40 6 6 24 12 1 16 8 7 

200-999 " 41 5 8 10 10 0 19 11 3 
1000 u. m. " 29 6 6 3 4 0 10 11 2 

Bauhauptgewerbe 23 20 2 36 33 0 5 3 3 
insges. 

3- 49 Besch. 23 18 1 38 38 0 5 3 3 
50-199 24 31 5 27 12 0 7 2 5 

200 u m " 20 22 11 9 5 0 0 0 2 

Handelinsgesamt 22 1 2 40 27 1 42 20 7 

3- 4 Besch. 10 0 2 26 20 1 44 20 8 
5- 9 " 29 1 1 66 41 1 49 16 3 

10- 19 " 41 2 5 34 25 2 22 16 10 
20- 49 " 42 2 5 26 14 2 19 10 7 
50-199 " 31 0 4 29 9 0 7 3 3 

200-499 " 29 42 45 11 42 5 6 0 0 
500 u. m. " 8 0 8 0 0 0 0 5 0 

Basis Unternehmen, d1e 1978 keme bzw wemgerAuszubildende als 1977 emgestellt haben 
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D1e Kenntnis der konjunkturellen Bestimmungsgrunde des Aus­
blldungsplatzangebotes (Problemkreis 2) ist eine wichtige Vor­
aussetzung fi.Jr d1e prognostische Bewertung des erwarteten 
Ausbildungsplatzangebotes (Problemkreis 3). Die diesjährigen 
Befragungsergebnisse zur letzten Themengruppe haben gezeigt, 
daß die Prognosequalitat der Unternehmerangaben zu ihrem 
Ausbildungsplatzangebot fl.ir das Jahr 1979 unzureichend ist. 

Zusammenhänge zwischen Wirtschaftskonjunktur 
und Ausbildungsverhalten 

Fur d1e_ ökonomische Interpretation der Befragungsergebnisse 1st 
es von großer Bedeutung, ob zwischen der konjunkturellen Ent­
wicklung der Wirtschaftssektoren auf der einen und dem Ausbil­
dungsverhalten d1eser Sektoren auf der anderen Seite ein stati­
stisch gesicherter Zusammenhang besteht Diese Frage w1rd 
hauf1g verne1nt, weil man vorwiegend die demografische Entwick­
lung für d1e allein ausschlaggebende Bestimmungsgröße des 
Ausbildungsumfanges hält. ln der langfnstigen Betrachtungs­
welse 1st d1es auch weitgehend ncht1g, we11 sich z. B. im Falle ei­
nes sinkenden Geburtenüberschusses letztlich alle Zweige der 
Nachwuchsrekrutierung 1n d1e sinkende Zahl der Jugendlichen 
te1len mi.Jssen. 

ln kurz- und mittelfnstiger Sicht g1lt d1ese These n1cht, zumindest 
n1cht ohne weiteres, w1e die verschiedensten Befragungsergeb­
nisse gezeigt haben. Übersteigt d1e (demografisch bedingte) 
Zahl der Jugendlichen, die eine berufliche Ausbildung wünschen, 
d1e Zahl der Ausbildungsplätze, die Wirtschaftsunternehmen aus 
konjunkturellen Grunden fur tragbar halten, dann nimmt sowohl 
der Bedarf an vollzeltschulischen Ausbildungsplätzen als auch 
d1e Zahl der Jungarbeiter und/oder jugendlichen Arbeitslosen zu. 
Übersteigt die betriebliche und schulische Ausbildungsleistung 
die gesamtwirtschaftliche Nachfrage nach Absolventen, dann sin­
ken früher oder spater die Chancen der Berufsanfänger. 

Diese Mechanismen s1nd auch 1n der umgekehrten Richtung 
Wirksam, w1e die folgende Überlegung ze1gt. E1n einzelner Unter­
nehmer kann 1n der Regel mit Erfolg ohne eigene Ausbildungslei­
stungen seinen Fachkräftebedarf auf dem Arbeitsmarkt decken. 
Es w1rd stets andere Unternehmen geben, d1e bereit sind, ausge­
bildete Arbeitskratte abzugeben, bzw. von denen s1e durch em 
höheres Lohnangebot abgeworben werden können. D1e Gesamt­
Wirtschaft kann dies jedoch nicht. S1e wurde damit nur den Ver­
such unternehmen, sich selbst Fachkratte abzuwerben, was eo 
1pso unmogl1ch ist. Der Erfolg einer solchen Handlung bestünde 
lediglich dann, daß die Facharbeiterlöhne durch die vielen erfolg­
losen Abwerbungsversuche (die gegenüber den erfolggekrönten 
Abwerbungen unter diesen Umständen in der Mehrzahl sind), 
hochgesprochen werden. Fri.Jher oder später ist die e1gene Aus­
bildung von Fachkräften billiger als die Anwerbung von Fachkräf­
ten auf dem Markt. Es sprechen m1th1n gewichtige theoretische 
Argumente für emen engen Zusammenhang zwischen Wirt­
schaftskonjunktur bzw. Fachkräftebedarf auf der einen und Aus­
bildungsbereitschaft auf der anderen Seite D1ese Hypothese 
wird durch das Zahlenmaterial unserer Befragung 1n hohem Maße 
bestätigt. 

W1e bereits bei der letztjährigen Befragungsrunde, so konnten 
auch d1eses Mal die Antworten der Unternehmen zu 1hrem Aus­
bildungsverhalten mit den Angaben verglichen werden, die sie 
zur Auslastung ihrer Produktionskapazität und zu 1hrem Fach­
kräftebedarf gemacht haben. 

Be1 der Befragung für 1977 hatte sich bereits gezeigt, daß die 
Entscheidung mehr, gle1ch v1el oder weniger Ausbildungsplätze 
anzubieten, vor allem in der Industrie und im Großhandel deutlich 
von der Kapazitätsauslastung bzw. der Umsatzentwicklung ab­
hanglg 1st [2]. 

Die Befragung des Jahres 1978 hat den Zusammenhang zwi­
schen der Wirtschaftskonjunktur und dem Ausbildungsverhalten 
erneut bestätigt Werden die lndustneunternehmen, die 1977 
und/oder 1978 Auszubildende einstellen wollten und deren Pro­
duktlonskapazitaten ausgelastet waren nach der Entwicklung 1h-

res Ausbildungsplatzangebotes 1m zuruckliegenden Zeltraum 
1977/78 sortiert, dann haben 51 v. H. ihr Angebot erhöht, 25 v. H. 
1hr Angebot konstant gelassen und 24 v. H. 1hr Angebot einge­
schrankt. Der Saldo zwischen den Anteilswerten für "höher" und 
"gennger" betragt mithin 27 Prozentpunkte. Der entsprechende 
Saldo fur die Unternehmen, die nicht ausgelastete Produktions­
kapazitäten gemeldet haben, erreicht 18 Prozentpunkte. Im Ver­
gleich zu den Befragungsergebnissen des Vorjahres, ist der Un­
terschied zwischen den belden Saldenwerten, der ja dem Einfluß 
der Vanablen "Kapazitätsauslastung" zuzuschreiben ist, gering 
Das liegt jedoch vor allem daran, daß die Industrie im Zeitpunkt 
der Befragung auf bre1ter Front von emem s1ch selbst tragenden 
Konjunkturaufschwung erfaßt worden 1st und d1e aktuelle Kapazi­
tätsauslastung als Bestimmungselement des Ausbildungsplatz­
angebotes gegenuber dem Einfluß der optimistischen Produk­
tionserwartungen an Gewicht verloren hat. 

Die betrachtliehe Wirksamkeit konjunktureller Faktoren wird 
deutlich, wenn man d1e aktuelle Kapazitätsauslastung durch die 
Variable Facharbeitermangel ersetzt. Zu diesem Zweck werden 
die (nach den Beschäftigten gewichteten) Unternehmen, die 
1977 und/oder 1978 Auszubildende einstellen wollten, danach 
gegliedert, ob ihr Facharbeiterbestand am Jahresende 1978 n1cht 
ausreichend, ausreichend oder mehr als ausreichend gewesen 
1st. Wir zeigen den E1nfluß dieser Größe am Beispiel der Industrie 
und des Bauhauptgewerbes. 

I Alle Unternehmen, die 1977 und/oder 197B I 
Auszubildende einstellen wollten (Industrie 
und Bauhauptgewerbe) 

I Facharbeiter· I l Facharbeiter- I I Facharbeiter· 
bestand mcht bestand bestand mehr 
ausreichend ausre1chend als ausreichend 

An· l An· An- l An· An· l An-
gebot gebot gebot gebot gebot gebot 
197B/77 197B/77 197B/77 197B/77 197B/77 197B/77 
hoher medriger hoher n1edriger hoher niednger 

Saldo Saldo Saldo 

Industrie lndustne Industrie 
2B v.H.- P. 

'-- 15v.H.-P 1 v.H.-P 

Bau Bau Bau 
37 v.H.- P. 9v.H.-P 22 v.H.-P. 

Der Anteil der Unternehmen mit nicht ausreichendem Facharbei­
terbestand und 1978 gestiegenem Ausbildungsplatzangebot an 
der Zahl der relevanten (d. h. in der Bas1s enthaltenen) Unterneh­
men ist in der Industrie um 28 Prozentpunkte größer als der An­
teil der Unternehmen m1t n1cht ausreichendem Facharbeiterbe­
stand und 1978 gesunkenem Ausbildungsplatzangebot Dieser 
Saldenwert nahm überdies mit der Unternehmensgröße zu. Er 
betrug bei den Industrieunternehmen von 20 bis 49 Beschaft1gten 
3, von 50 bis 199 Beschäftigten 12, von 200 bis 999 Beschaftigten 
21 und von 1 000 und mehr Beschaftigten 44 Prozentpunkte. 

Wird be1 dem Kreis der Industrieunternehmen mit ausreichendem 
Facharbeiterbestand nach den entsprechenden Saldenwerten 
(=Differenz zw1schen den Anteilen der Unternehmen m1t gestie­
genem und gesunkenem Ausbildungsplatzangebot) gesucht, 
dann erhalten wir 15 Prozentpunkte fl.ir die Industrie Insgesamt 
und -1, 4, 10 und 37 Prozentpunkte für die einzelnen Beschäf­
tigtengrößenklassen. Die dritte Unternehmenstellmenge der In­
dustrie, die einen mehr als ausreichenden Facharbeiterbestand 
gemeldet hat, erreichte -1 Saldenprozentpunkte insgesamt und 
-12, + 1, -19 und + 14 Prozentpunkte für die Beschaftlgten­
größenklassen 

Auch die Zahlen des Bauhauptgewerbes zeigen, daß hier der 
gleiche Mechanimsus Wirksam gewesen ist. So hatte die erste 
Unternehmergruppe (nicht ausreichender Facharbeiterbestand) 
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einen Saldo von 37 Prozentpunkten. D. h. der prozentuale Anteil 
der Unternehmen d1eser Gruppe, d1e 1978 e1n gestiegenes Aus­
bildungsplatzangebot angegeben haben, war um 37 Prozent­
punkte größer als der Anteil der e1n gesunkenes Angebot ge­
nannt hatte. D1eser Saldo erreichte bei den e1nzelnen Größen­
klassen d1e folgenden Werte: 3 bis 49 Beschäftigte 32, 50 bis 199 
Beschäftigte 38, 200 und mehr Beschaft1gte 47 Prozentpunkte. 
Die entsprechenden Zahlenwerte be1 den ubngen Unterneh­
mensgruppen lauteten: 

ausr Facharbeiterbestand: 9, 0, 22, 44 v. H.-Punkte 
mehr als ausr Facharbeiterb -22, 0, -23, -100 v. H.-Punkte 

Daraus kann man entnehmen, daß die Bereitschaft der Unterneh­
men, 1hr Ausbildungsplatzangebot zu steigern, m1t zunehmen­
dem Facharbeitermangel erheblich größer w1rd. D1e Wirkung des 
Facharbeitermangels wächst steil mit der Große der befragten 
Unternehmen an 

Die Prognosequalität der erwarteten Entwicklung 
des Ausbildungsplatzangebotes 

ln § 5 Absatz 4 APIFG w1rd verfugt, daß der Berufsbildungsbe­
richt fLir das laufende Kalenderjahr e1ne Vorausschau auf das b1s 
zum 30. September zu erwartende Ausbildungsplatzangebot zu 
geben hat. D1e Verfahrensweise bei der Gewinnung dieser Pro­
gnose1nformat1onen beschrankte s1ch bislang ausschließlich auf 
die Technik der Unternehmensbefragung. D1e Ergebnisse zur er­
warteten Entwicklung des Ausbildungsplatzangebotes haben je­
doch gezeigt, daß diese Art der Befragung nur Plandaten er­
bringt, d. h Angaben darüber, was die Unternehmen voraussicht­
lich tun wollen, nicht jedoch was s1e tatsachlich tun Plandaten 
und tatsächliches Handeln stimmen nur teilweise ubere1n, we1l 
Plane mehrfach revidiert werden können, wenn d1e Spanne ZWI­
schen dem Planungs- und Entscheidungszeitpunkt zu groß ist. 

D1e diesjahnge Erhebung hat die Bedingtheit der von den Unter­
nehmen für 1979 erwarteten Entwicklung Wiederum sehr deutlich 
werden lassen D1e Befragungsergebnisse in der Industrie, dem 
Bauhauptgewerbe und dem Handel stimmen in der Aussage 
ubere1n, daß das Ausbildungsplatzangebot 1979 gegenuber 1978 
zurückgeht (Industrie -2 v. H , Bauhauptgewerbe -5 v. H., Han­
del -5 v. H ) Gle1chze1t1g hat s1ch geze1gt, daß der Facharbeiter­
mangel e1n hoch wirksames Ausbildungsmotiv 1st und derzeit alle 
Konjunkturprognosen für das Jahr 1979 e1ne we1tere Verschär­
fung des Fachkräftemangels s1gnalis1eren D1e beiden Befra­
gungsergebnisse erscheinen m1th1n Widersprüchlich, wenn man 
nicht in Rechnung stellt, daß d1e Plandaten 1m Zuge des konjunk­
turellen Aufschwungs nachhaltig rev1d1ert werden können. 

Man kann d1e Wirkung von Planrevisionen im Bereich der lndu­
stne gut verfolgen, wenn d1e für 1978 erwarteten Angebote aus 
der vorjährigen Erhebung mit den realisierten Angeboten und 
Planzahlen der diesjährigen Erhebung verglichen werden (Ta­
belle 4) Dabei muß als Nachtell 1n Kauf genommen werden, daß 
d1e Zusammensetzung der Unternehmen in den Tabellenelemen­
ten 1977 und 1978 n1cht voll vergleichbar ist. 

Die Angaben des Jahres 1977 für das Jahr 1978 (in der Tabelle 4 
mit P78 bezeichnet) lassen erkennen, daß d1e befragten Indu­
strieunternehmen Ausbildungspläne genannt haben, die eine 
große Ungew1ßhe1t über die zukLinftige Konjunkturentwicklung 
widerspiegeln D1es laßt sich am großen Anteil der Unternehmen 
ablesen, die 1hr Ausbildungsplatzangebot konstant halten woll­
ten· 52 v. H. der lndustneunternehmen Insgesamt und 55 v. H., 
50 v. H., 47 v. H , 56 v. H in den einzelnen Unternehmensgrößen­
klassen (die entsprechenden Insgesamt-Werte 1m Bauhauptge­
werbe betrugen 54 v H. und 1m Handel 51 v. H.) 

Nach aller Erfahrung wird em Unternehmer, der heute nicht si­
cher 1st. w1e er morgen entscheiden wird, hauf1g sagen, daß sein 
morg1ges Verhalten mit dem heut1gen ubere1nstimmt. Infolgedes­
sen kann das Gewicht der zwischen heute und morgen durchge­
ftJhrten Planrevisionen an der Verminderung des Anteils der 

Konstanthalter abgelesen werden Zu diesem Zweck werden d1e 
P78 - Anteilswerte mit den realisierten Werten (R78) verglichen 
Der Anteil der Gruppe, die ihr Ausbildungsplatzangebot tatsach­
lich unverändert ließ, hat sich nahezu halbiert. Der Ruckgang war 
bei den Unternehmen mit 1 000 und mehr Beschaft1gten beson­
ders stark (von 56 v. H. auf 14 v H.). 

Tabelle 4· Prozentanteil der lndustneunternehmen, die 1977 und 
1978 angegeben haben, das Ausbildungsplatzangebot 
für das jeweils nachste Jahr (P 78, P 79) zu steigern, 
konstant zu lassen oder zu verkleinern und Vergleich 
mit den realisierten Ergebnissen 1978 (R 78) 

höher gleich niednger Saldo: 
hbher .!. 
niedriger 

Industrie P78 31 52 17 14 
Insgesamt R78 39 29 32 7 

P79 28 41 31 - 3 

20-49 P78 30 55 15 15 
Beschaft1gte R78 34 32 34 0 

P79 30 42 28 2 

50-199 P78 33 50 17 16 
Beschaft1gte R78 41 28 31 10 

P79 25 45 30 - 5 

200-999 P78 30 47 23 7 
Beschäftigte R78 43 28 29 14 

P79 27 39 34 - 7 

1 000 u. mehr P78 26 56 18 8 
Beschaftigte R78 64 14 22 42 

P79 33 30 38 - 5 

Bas1s 1977 Alle Unternehmen, die 1978 Auszubildende einstellen wollten 
Bas1s 1978 Alle Unternehmen. d1e 1977 und/oder 1978 Auszubildende 
einstellen wollten 

Wahrend jedoch bei den Unternehmen bis zu 200 Beschaft1gten 
der jeweils größere Teil der planändernden Betnebe sich schließ­
lich fur e1nen Angebotsrückgang entschieden hat, war es be1 den 
Unternehmen über 200 Beschäftigten umgekehrt. Man kann an­
nehmen, daß es allein dem letzteren Umstand zuzuschreiben ist, 
daß 1978 d1e Angebotssteigerung in der lndustne perSaldoden 
Wert von 6 v. H. b1s 7 v. H. erreicht hat und die Prognosen des 
Vorjahres in etwa eingetroffen sind. 

Betrachtet man d1e Pläne des Jahres 1978 für 1979 (P79), dann 
stellt man erneut fest, daß die Gruppe der Unternehmer mit kon­
stantem Ausbildungsplatzangebot unverhaltn1smäßig groß - je­
doch deutlich kleiner als im Vorjahr - 1st. D1e Ungew1ßhe1t der 
Unternehmen uber die konjunkturelle Entwicklung 1n der Indu­
strie hat Infolgedessen abgenommen. Doch auch jetzt muß die 
Wahrscheinlichkeit, daß em erheblicher Teil, der Konstanthalter 
1hre Pläne in der einen oder anderen Richtung ändert, fur groß 
gehalten werden. Entscheidend für d1e Ist-Zahlen der Wachs­
tumsraten des Ausbildungsplatzangebotes für 1979 durfte je­
doch se1n, ob im Zuge des s1ch beschleunigenden Konjunktur­
aufschwungs die große Gruppe der Unternehmer, die ein vermin­
dertes Angebot als Z1el genannt hat, 1n der Tat bei ihren Planen 
bleibt 

Werden d1e konjunkturellen Auftnebskräfte, deren Stärke von ei­
nem Teil der Befragten sicher unterschätzt worden ist, angemes­
sen berücksichtigt, dann ist zumindest in der Industrie und dem 
Bauhauptgewerbe zu erwarten, daß d1e PlanreVISionen letztlich zu 
einer Zunahme des Ausbildungsplatzangebotes - unterhalb der 
Wachstumsraten des Vorjahres - führen. 

Als ErgebniS der Analyse des Unternehmerischen Ausbildungs­
verhaltens fur 1979 kann festgehalten werden, daß die wenig dif-
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ferenz1erte Erfragung zukunftiger Angebotszahlen ke1ne gesi­
cherte Grundlage für die Vorausschätzung dieser Große 1m Sinne 
von § 5 Absatz 4 Ausbildungsplatzförderungsgesetz b1etet. 

Fur e1ne Verbesserung der Prognoseergebnisse mussen bei 
kunft1gen Erhebungen verstärkt die Bestimmungsfaktoren der 
von den Unternehmen genannten Angebotspläne berücksichtigt 
werden Dabei genugt es nicht zu wissen, ob bestimmte Kon­
junkturvanablen (Kapaz1tätsauslastung, Produktions- und Um­
satzentwlcklung sow1e d1e Tendenzen der Entwicklung des Ar­
beitsmarktes) einen Einfluß auf das Anbieterverhalten haben. 
Sondern es muß auch ermittelt werden, wie stark dieser Einfluß 
1m e1nzelnen (Elastizität) ist. Wenn das quantitative Bestim-

Anhang 

Die Fragen zum Ausbildungsverhalten im Fragebogen des 
IFO-Instituts. 

1.) Smd 1n Ihrem Unternehmen zur Zelt Auszubildende beschaftigt? 

mungsfaktorgefüge des zukunft1gen Ausbildungsplatzangebotes 
vorliegt, dann können mit Hilfe emes geeigneten Prognosemo­
dells d1e Planrevisionen via Prognoses1mulation, d. h. auf rechne­
nschem Wege, ermittelt werden. 
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2) D1e Zahl der Auszubildenden, d1e wir fur das letzte Ausbildungsjahr 1977/78 insgesamt gewerbl./ kaufmänn 
emgestellt haben, betrug: techn. Bereich 

Bereich 

(18-22) (23-27) (28-32) 
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Ausbildungsjahr 1978/79 anbieten (angeboten haben), betragt: 

(33-37) (38-42) (43-47) 

D1e Zahl der Vertrage, d1e w1r b1s emschließlich 30 September 1978 abge-
schlossen haben, betragt: (48-52) (53-57) (58-62) 

Die Zahl der Auszubildenden, d1e w1r fur das nächste Ausbildungsjahr 
1979180 neu einstellen wollen, betragt 

(63-67) (68-72) (73-77) 

D1e Zahl der Ausblldungsplatze, d1e heute noch nicht besetzt s1nd, betragt: 
(12-15) (16-19) (20-23) 

3) Sind die unbesetzten Ausbildungsplatze dem Arbeitsamt gemeldet? ja D nein 02 (24) 

4) D1e Zahl der Auszubildenden, d1e 1978 die Lehre mit Erfolg abgeschlossen haben, betrug· (25-29) 

h1ervon haben wir 1978 1n em festes Beschäftigungsverhältnis ubernommen: (30-34) 

Insgesamt hatten wir geplant, 1978 folgende Zahl von Auszubildenden zu ubernehmen: (35-39) 

5.) Wenn Sie für das diesen Herbst begonnene Ausbildungsjahr 1978/79 keme Auszubildenden, bzw. weniger als im Voqahr einge­
stellt haben, dann sind folgende Gründe dafür ausschalggebend (bitte max 3 Grunde angeben)· 

• Unser Unternehmen hat keine Ausbildungsbe- • Wir benötigen in unserem Unternehmen z Z . 
recht1gung D (40) keine we1teren Fachkräfte D (47) 

• Die in unserem Unternehmen bestehenden Aus- • Das liegt am stagnierenden, bzw ruckläufigen 

bildungsplätze sind z Z. alle besetzt D (41) Umsatz (Produktion) D (48) 

• Es kamen keine Bewerber D (42) • Die Ausbildung enthalt Elemente, die in unserem 

• Es kamen nur ungeeignete Bewerber D 
Unternehmen nicht vermittelt werden konnen, da 

D (43) wir zu spezialisiert smd (49) 

• Die Ausbildung ist durch Gesetze und Vorschrif- • D1e heut1gen Auszubildenden wollen nicht ncht1g 
ten zu sehr erschwert D (44) lernen D (50) 

• Die Ausbildungskosten smd zu hoch D (45) • Sonst1ge Grunde D (51) 

• Auf dem Arbeitsmarkt g1bt es genügend ausge-
bildete Fachkräfte D (46) 

6.) Anzahl der 1n unserem Unternehmen Insgesamt (mcl. der Auszubildenden) beschaft1gten Personen 
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Günter Kutscha 

Pädagogische und gesellschaftliche Qualität 
der Berufsausbildung als Prüfstein für die 
Eignung des Ausbildungsplatzangebotes 
Berufspädagogische Aspekte zur Auslegung des Ausbildungsplatzförderungsgesetzes 

Seit der Verabschiedung des Ausbildungsplatzförderungsge­
setzes (APIFG) vom 7. September 1976 gehört das Streitge­
spräch um die Anwendung der gesetzlich vorgesehenen Förde­
rungs- und Finanzierungsmaßnahmen zum harten Kern der 
Auseinandersetzung in der Berufsbildungsplanung und -politik. 
Nach § 1 Abs. 1 des Ausbildungsplatzförderungsgesetzes hat 
die Bundesregierung auf der Grundlage des durch das Gesetz 
vorgeschriebenen Berufsbildungsberichts jährlich darüber zu 
entscheiden, ob und in welcher Weise die nach dem Gesetz 
möglichen staatlichen Interventionen zur Sicherung eines 
quantitativ und qualitativ ausreichenden Angebots an Ausbil­
dungsplätzen durchgeführt werden sollen. 

Zur Feststellung der tatbestandliehen Voraussetzungen für Ab­
gabepflicht und finanzielle Ausbildungsforderung s1nd unabhän­
gig voneinander zu prüfen [1], 

ob d1e b1s zum 30. September des vergangenen Kalenderjah­
res 1m Geltungsbereich des Ausbildungsplatzförderungsge­
setzes Insgesamt angebotenen Ausbildungsplatze d1e msge­
samt nachgefragten Ausbildungsplätze um wen1ger als 
12,5 v. H. ubersteigen und 
ob e1ne wesentliche Verbesserung des Verhältnisses von An­
gebot und Nachfrage für das laufende Kalenderjahr nicht zu 
erwarten ist. 

Treffen be1de Voraussetzungen zu, "so sind nach naherer Maß­
gabe einer Rechtsverordnung der Bundesregierung finanzielle 
Hilfen zu gewähren"(§ 2 Abs. 1 APIFG}. 

Tabelle 1: Ausbildungsplatz-Bilanzen 1976,1977,1978 

Ausbildungsplatz-Nachfrage 

Informationen in bezug auf das erstgenannte Kriterium liefern d1e 
vom Bundesinstitut für Berufsbildung vorbereiteten und im Be­
rufsbildungsbencht veröffentlichten Ausbildungsplatz-Bilanzen. 
in ihnen w1rd d1e Gesamtnachfrage nach Ausbildungsplätzen, er­
rechnet aus den Zahlen der zum 30. September abgeschlosse­
nen Ausbildungsverträge sowie der bei den Arbeitsämtern als 
unversorgt gemeldeten Bewerber um Ausb1ldungsplätze, dem 
Gesamtangebot an Ausbildungsplätzen, errechnet aus den Zah­
len der zum 30. September abgeschlossenen Ausbildungsver­
trage sowie der bei den Arbeitsämtern als unbesetzt gemeldeten 
Ausbildungsplätze, gegenübergestellt, woraus sich als Differenz 
zwischen beiden Größen das Nachfrage- bzw. Angebotsdefizit 
ermitteln laßt (siehe Tabelle 1}. Die b1sher vorliegenden Ausbil­
dungsplatz-Bilanzen weisen in allen Fällen ein Angebotsdefizit 
aus, und zwar von 

-9 639 Ausbildungsplätzen im Jahre 1976, 
-1 582 Ausbildungsplätzen 1m Jahre 1977, 
-4 100 Ausbildungsplätzen 1m Jahre 1978. 

Nach diesen Zahlen ist der im Ausbildungsplatzförderungsgesetz 
veranschlagte Überhang der Insgesamt angebotenen Ausbil­
dungsplätze in Höhe von 12,5 v. H. über die Zahl der insgesamt 
nachgefragten Ausbildungsplatze nicht erreicht worden; selbst 
ein globaler Ausgleich zw1schen Ausbildungsplatzangebot und 
-nachfrage blieb unterboten. 

Ausbildungsplatz-Angebot 

Neu abgeschlos- Als "unversorgt" Gesamtnach- Neu abgeschlos- Als "unbesetzt" Gesamt-
sene Ausbil- gemeldete Aus- frage 
dungsverträge bi I du ngsplatz-

bewerber 

1976 498.800 27.712 526.512 

1977 558.876 27.033 585.909 
L 

1978 602.063 26.382 628.445 

Quellen: Berufsbildungsbericht 1978. Hrsg. vom Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft. München 1978,5. 55, 56, 66. Die 
Zahlen für 1978 sind entnommen: BIBB-intern vom 5.1.1979. 

sene Ausbildungs- gemeldete Aus- angebot 
verträge bildungsplätze 

498.800 18.073 516.873 
./. 526.512 

Angebotsdefizit: 9.639 

558.876 25.451 584.327 
./. 585.909 

Angebotsdefizit: 1.582 

602.063 22.282 624.345 
./. 628.445 

Angebotsdefizit: 4.100 
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Trotz dieser Sachlage hat d1e Bundesregierung auch in diesem 
Jahr davon abgesehen, durch Rechtsverordnung von den 1m 
Ausbildungsplatzförderungsgesetz vorgesehenen Forderungs­
und Finanzierungsmaßnahmen Gebrauch zu machen, was unter 
der Voraussetzung gesetzlich zulässig ware, daß mit einer we­
sentlichen Verbesserung des Verhaltnisses von Angebot und 
Nachfrage für das laufende Kalenderjahr zu rechnen 1st. ln der Er­
läuterung zum gleichlautenden § 86 des Regierungsentwurfs für 
ein neues Berufsbildungsgesetz von 1975 hieß es hierzu, eine 
wesentliche Verbesserung dieses Verhältnisses sei nur dann an­
zunehmen, "wenn wieder ein Überhang der angebotenen Plätze 
von mindestens 12,5 v. H. zu erwarten ist" [2] Da es sich um Er­
wartungswerte handelt, deren Realisierung vom Einstellungsver­
halten der Ausbildungsbetriebe abhängt, muß sich die Bundesre­
gierung be1 Ihren Einschätzungen letztlich auf Zusagen der Wirt­
schaft stutzen, etwa auf die Versicherung der Spitzenorganisatio­
nen der deutschen Wirtschaft, "auch 1979 werde es wieder aus­
reichend Ausbildungsplätze geben" [3]. D1ese Entscheidungs­
grundlage ist prinzipiell problematisch, weil die Verstcherung der 
Wirtschaftsverbande einen rechtlich einklagbaren Anspruch n1cht 
verbrieft. Hinzu kommt e1n spezieller Vorbehalt, der in den Ange­
botsdefiziten der Ausbildungsplatz-Bilanzen vergangener Jahre 
begrundet hegt und nach den 1n der Wirtschaft üblichen Grund­
sätzen des Gläubigerschutzes angebracht wäre: die Skepsis ge­
genuber der Leistungsfähigkeit der Wirtschaft 1m Hmbhck auf d1e 
Erfüllung ihrer Verbindlichkelten be1 der Bereitstellung von Aus­
bildungsplatzen in dem vom Gesetz bestimmten Ausmaße. ln Ih­
rer knt1schen Stellungnahme zu der im Hauptausschuß des Bun­
desinstituts für Berufsbildung beschlossenen Empfehlung an die 
Bundesregierung, auch in diesem Jahr die im Ausbildungsplatz­
forderungsgesetz vorgesehene Ausbildungsfinanzierung und die 
dam1t verbundene Ausbildungsabgabe wieder nicht in Kraft zu 
setzen, haben die Beauftragten der Arbeitnehmergruppe im 
Hauptausschuß einen solchen Vorbehalt unter der Annahme gel­
tend gemacht, daß die im Ausbildungsplatzförderungsgesetz ver­
bindlich festgelegte Vorschrift eines ausgewogenen Ausbil­
dungsplatzangebots, das die Gesamtnachfrage um 12,5 v. H. 
übersteigt, nur dann eingehalten werden könne, wenn das Aus­
blldungsplatzangebot im Jahre 1979 gegenüber 1978 um 109 555 
Plätze gesteigert werde [4] Die Arbeitnehmer-Vertreter schätzen 
eine derart1ge Steigerung als wenig realistisch ein und können 
darauf verweisen, daß trotz der von allen Bete1l1gten behaupteten 
1ntens1ven Bemühungen fi.Jr das Jahr 1978 led1gl1ch e1ne Ange­
botssteigerung von 78 556 Ausbildungsplätzen gegenüber dem 
Vorjahr erzielt werden konnte und Reserven weitgehend ausge­
schöpft wurden 

Weitergehende Analysen des 1mmer noch unzulänglichen statisti­
schen Materials unter Berücksichtigung regionaler, geschlechts­
und schichtenspezifischer Differenzen sowie des Meldeverhal­
tens ausbildungsplatzsuchender Jugendlicher deuten darauf hin, 
daß die Ausbildungsplatzsituation der nächsten Jahre eher pessi­
mistischer beurteilt werden müßte, als durch die oben genannten 
Globalindikatoren angezeigt wird [5]. Die Bundesregierung hat 
trotz d1eser Sachlage auf die Anwendung des Ausblldungsplatz­
förderungsgesetzes mit dem Hinweis darauf verzichtet, daß es 
gelte, dem Ge1st und nicht den Buchstaben des Gesetzes zu ent­
sprechen Diesem im Prinzip ehrwürdigen Grundsatz jeder 
Rechtsauslegung und -anwendung ist zuzustimmen, aber über 
den Geist des Gesetzes wird man sich in einem offenen und kriti­
schen Diskurs verständigen müssen, soll nicht der Eindruck ent­
stehen, der Wille des Gesetzgebers sei beliebig interpretierbar, 
womit das Gesetz sich als ungeeignet und damit als unzulassig 
erw1ese ln den weiteren Ausführungen soll nicht die verfas­
sungsrechtliche Problematik thematisiert werden, ob der Gesetz­
geber die Voraussetzungen des Verwaltungshandeins - hier: 
der Verordnung zur Gewährung finanzieller Hilfen nach dem Aus­
bildungsplatzförderungsgesetz - offen lassen dürfe oder sie 
nicht grundsätzlich norm1eren musse [6], sondern, die Verfas­
sungsmäßigkeit des Ausbildungsplatzförderungsgesetzes vor­
aussetzend, der Frage nach dem substantiellen Kern einer be­
rufspildagogisch angemessenen Interpretation des Gesetzes 
nachgegangen werden. 

Individuelle Bildungspräferenzen und gesellschaftlicher Qualifi­
kationsbedarf als Kriterien eines "geeigneten" Ausbildungs­
platzangebots 

ln emem Grunsatzreferat über d1e Btldungspolittk für die gebur­
tenstarken Jahrgange stellte der Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft zu Beginn dieses Jahres fest: "Das Ausbildungs­
platzförderungsgesetz hat sich unbestreitbar pos1t1v auf das Aus­
bildungsplatzangebot ausgewirkt" [7] Setzt man d1ese Äußerung 
in Beziehung zu dem Schreiben des Bundesmimsters für Arbe1t 
und Sozialordnung vom 14. Juli 1977 an den DGB-Bundesvor­
stand, wann der Verzicht auf die Anwendung des Ausbildungs­
platzförderungsgesetzes m1t der Vermutung begründet wird, 
"daß eine solche Maßnahme in der derzeitigen Situation mehr Ri­
siken in sich birgt als Vorteile erwarten läßt" [8], so läßt sich hier­
aus der zentrale Argumentationskern bezüglich des Entschei­
dungsverhaltens der Bundesregierung be1 dem Verzicht auf An­
wendung des Ausblldungsplatzförderungsgesetzes erschließen: 
Offensichtlich ist die Bundesregierung der Auffassung, daß das 
Ausbildungsplatzförderungsgesetz allem aufgrund der 1n 1hm vor­
gesehenen Möglichkeiten einer Erweiterung staatlicher Aktivitä­
ten zur Regelung der Berufsausbildung das Ausbildungsverhal­
ten der Wirtschaft im erwünschten Sinne e1ner Steigerung des 
Angebots an Ausbildungsplatzen positiv beeinflußt habe, und 
zwar in relativ stärkerem Maße, als be1 direkter Anwendung der 
1m Gesetz vorgesehenen Maßnahmen zu erwarten gewesen 
wäre. Ob eine solche Auffassung noch dem Wesensgehalt des 
Ausbildungsplatzförderungsgesetzes gerecht w1rd, laßt sich be1 
näherer Analyse des Ausbildungsplatzangebots der vergangenen 
Jahre und be1 berufspädagogischer Würdigung der in den Bilan­
zen gespiegelten Ausbildungsverhältnisse stark in Zweifel zie­
hen. 

§ 1 des Ausblldungsplatzforderungsgesetzes bezeichnet als Ziel 
der Berufsb1ldungsf1nanz1erung die Sicherung e1nes quantitativ 
und qualitativ ausreichenden Angebots an Ausbildungsplätzen. 
Ihrem gemeinten Sinn nach entspncht d1ese Vorschrift "der öf­
fentlichen Verantwortung dafi.Jr, daß alle Jugendlichen einen ge­
etgneten Ausbildungsplatz beanspruchen können" [9] Aus dem 
Gesamtzusammenhang des Ausbildungsplatzförderungsgeset­
zes 1n Verbindung mit dem Berufsbildungsgesetz von 1969 beur­
teilt, smd der Feststellung, inwieweit ein geeignetes Ausbildungs­
platzangebot vorliegt, folgende Kriterien zugrunde zu legen: 

Die angebotenen Ausbildungsplätze müssen den gesetzlich 
festgelegten Anforderungen an die Eignung des Ausbildungs­
betriebes in Hinsicht auf Ausbildungspersonal sowie auf Art 
und Einrichtung der Ausbildungsstätten gemäß §§ 20 ff. des 
Berufsbildungsgesetzes (BBiG) genügen 

Das Ausbildungsplatzangebot muß gewährleisten, daß ausbil­
dungsplatzsuchende Jugendliche 1hre Berufswahl auch nach 
subjektiven Fähigkeiten und Neigungen treffen können, wofür 
§ 2 Abs 1 des Ausbildungsplatzförderungsgesetzes einen 
Angebotsüberhang von 12,5 v. H. über die Zahl der insgesamt 
nachgefragten Ausbildungsplätze vorsieht. 

Das Ausbildungsplatzangebot muß die Voraussetzungen bie­
ten für eine an die technischen, wirtschaftlichen und gesell­
schaftlichen Erfordernisse und deren Entwicklung angepaßte 
Berufsausbildung gemäß § 1 BBiG in Verbindung mit § 25 
Abs 1 BB1G und § 5 Abs. 1 APIFG. 

Obwohl die Frage nach der Einhaltung gesetzlicher Eignungsvor­
schriften gemaß §§ 20 ff. des Berufsbildungsgesetzes auch 
heute - zehn Jahre nach lnkrafttreten des Berufsbildungsgeset­
zes - keineswegs als überflüssig angesehen werden kann und 
der Verdacht nicht von der Hand zu weisen ist, daß in Zeiten ei­
nes Nachfrageüberhangs verstarkt auch Ausbildungsplatze be­
setzt werden, denen nach strenger Auslegung rechtlicher Be­
stimmungen hinsichtlich der Art und E1nnchtung von Ausbil­
dungsstatten d1e Eignung für die Berufsausbildung nicht konze­
diert werden dürfte, muß d1eser Problemkomplex angesichts des 
Mangels an zuverlässigen und aktuellen empirischen Belegen 
hier vernachlässigt bleiben. Die folgenden Ausführungen be-



20 G. Kutscha; Padagogische und gesellschaftliche Qualität BWP3/79 

schränken sich darauf zu prüfen, ob und inwieweit das Ausbil­
dungsplatzangebot der vergangenen Jahre in bezug auf die sub­
jektiven Bildungspraferenzen der Ausbildungsplatzsuchenden ei­
nerseits und den gesellschaftlichen Qualifikationsbedarf anderer­
seits einem Eignungstest standhalt. 

Mit der Vorschrift eines Angebotsüberhanges von 12,5 v. H. über 
die Zahl der Insgesamt nachgefragten Ausbildungsplätze hat der 
Gesetzgeber im Ausbildungsplatzförderungsgesetz besondere 
Vorsorgemaßnahmen verankert, die zur Realisierung subjektiver 
Interessen be1 der Wahl des Ausbildungsberufes größere Chan­
cen eröffnen sollen. Es ist mehrfach darauf hingewiesen worden, 
daß der im Gesetz vorgesehene Angebotsüberhang als Indikator 
für die Erweiterung der Berufswahlmöglichkeiten denkbar unge­
eignet sei, we1l er als Globalgröße die reg1onalen Ausbildungs­
marktbedmgungen, unter denen Jugendliche in der Regel ihre 
Berufswahl treffen, nicht berücksichtige Inwieweit dieses Argu­
ment zutrifft, soll hier nicht untersucht werden, 1m vorliegenden 
Zusammenhang genugt es festzustellen, daß sich der Gesetzge­
ber m1t der Vorschrift eines Angebotsuberhangs ausdrücklich zu 
e1nem Versorgungsangebot fur d1e Berufsausbildung bekennt, 
das den subjektiven Bildungspräferenzen ausbildungsplatzsu­
chender Jugendlicher Rechnung trägt D1e Bedeutung dieses 
Sachverhalts kann unter berufspadagog1schen und berufsbil­
dungsrechtlichen Aspekten nicht deutlich genug hervorgehoben 
werden. Nimmt man als Indikator für die Veränderung der Berufs­
wahlmbglichkeiten unter gegenwärtigen demographischen Be­
dingungen d1e Entwicklung des Verhaltn1sses von angebotenen 
und nachgefragten Ausbildungsstellen, soweit sie von den Ar­
beltsamtern erfaßt werden, so zeichnet sich seit 1970 e1ne rap1de 
Verschlechterung der Wahlmöglichkeiten fLir ausbildungsplatzsu­
chende Jugendliche ab. Zwischen 1950 und 1970 gab es ohne 
Ausnahme immer einen - zum Teil beachtlichen - Überschuß 
an gemeldeten Ausbildungsplatzen über die von Jugendlichen 
bei Arbeitsämtern nachgefragten Ausbildungsplätze, 197 4/75 
uberst1eg die gemeldete Gesamtnachfrage nach Ausbildungs­
stellen erstmalig das gemeldete Gesamtangebot an Ausbildungs­
stellen 

Tabelle 2: Ausbildungsplatzangebot und -nachfrage 
be1 Arbeitsamtern 

Bei Arbeitsämtern Be1 Arbeitsamtern 
gemeldetes gemeldete 

Angebot Nachfrage 

1950/51 557 437 511 120 
1960/61 663 623 377 664 
1970/71 604 264 358 403 
1971/72 492 316 310 326 
1972/73 371 355 269 527 
1973/74 261 246 252 566 
1974/75 249 205 254 566 
1975/76 261 455 271 093 

Differenz 

46 317 
255 959 
245 861 
181 990 
101 828 

8 680 
-5 361 
-9638 

Quelle Althoff, H u a Ze1tre1hen zur Entwicklung des Berufsbildungs­
systems 1n der Bundesrepublik Deutschland Matenahen und stat1st1sche 
Analysen zur beruflichen Bildung Heft 6 Hrsg vom Bundesmst1tut fur 
Berufsbildung Heft 6 Berlm 1978, S 99 

Zunehmend mehr Jugendliche, so darf vermutet werden, geraten 
aufgrund d1eser Entwicklung in das verhangn1svolle Dilemma, 
s1ch entweder fur e1nen Ausbildungsberuf entscheiden zu mus­
sen, dem sie kein Interesse entgegenbringen, oder auf eme Be­
rufsausbildung überhaupt zu verzichten. Die in diesem Zusam­
menhang häufig vertretene Auffassung, es sei allemal besser, 
eine in welchem Beruf auch immer durchgeführte Berufsausbil­
dung zu absolvieren, als keine Berufsausbildung zu 
durchlaufen, kl1ngt zunächst beruhigend, zumal diese Empfeh­
lung sich auf die statistisch belegte Tatsache stutzen kann [10], 
daß das für Absolventen einer beruflichen 

Ausbildung vorlauf1g niedriger liegt als für nicht- ausgebildete Ju­
gendliche; s1e lenkt aber tiefqründiger betrachtet von der Suche 
nach langerfristig tragfähigen Problemlösungen ab, derweil sich 
d1e aus der Ausbildungsszene allenthalben signalisierte Motiva­
tions- und Vertrauenskrise der Jugendlichen verschärft. Beäng­
stigend 1st nicht nur der Tatbestand als solcher, sondern auch die 
Unsicherheit, mit der Berufspädagogik und Berufsbildungsfor­
schung dieser Situation gegenüberstehen, weil über die Wirkun­
gen e1ner erzwungenen oder unterlassenen Berufswahl auf die 
we1tere Personlichke1tsentw1cklung der betroffenen Jugendlichen 
so gut wie keme emp1r1sch fundierten Aussagen vorliegen Im­
merhin geben Untersuchungen aus der neueren Adoleszenzfor­
schung [11] Anlaß, dem hier angedeuteten Problem des Berufs­
wahldilemmas höchste Aufmerksamkeit zu widmen, wenn verhin­
dert werden soll, daß die in der Adoleszenzphase gestellten Iden­
tltalsprobleme an der Unfähigkeit dieser Gesellschaft, berufliche 
Selbstentfaltungsmöglichkeiten bereitzustellen, wachsen und zu 
emer irreversiblen Aushohlung des ohnehin prekaren gesell­
schaftlichen Legitimationssystems führen. Prekar deshalb, weil 
die normativen Le1tmuster wie ehedem auf die "Rollenidentität 
des hochlelstungsmotivierten, utilitaristisch kalkulierenden, ver­
einzelten Individuums" [12] zentriert s1nd, d1e Handlungsbedin­
gungen des Heranwachsenden Jedoch strukturell weniger Mog­
lichkeiten eines erfolgreichen Verlaufs der Personagenese 1m 
Smne sozial akzeptierter Verhaltensnormen bereitstellen. Da 1m 
Unterschied zu sozialistischen Zentralverwaltungssystemen der 
Verzicht auf d1e Rea,isierung individueller Berufswünsche zugun­
sten des gesamtwirtschaftlich erforderlichen und nach Prioritäten 
explizit begrundeten Qualifikationsbedarfs kaum eine Berück­
Sichtigung im erzieherisch vermittelten Erwartungs- und Beloh­
nungskonzept unseres Gemeinwesens findet, bleibt dem Ju­
gendlichen im Fall einer erfolgslosen, d. h. auf seine spezifischen 
Berufswunsche nicht abgestimmten Ausbildungsplatzsuche 1m 
Grunde nur ein nüchterner Sozialhandel übrig: Gleichgult1gkeit 
der Ausbildung wird fur Auss1cht auf pekun1aren Ausgleich erlit­
ten und verdrängt. Die Berufswahl verlagert sich damit aus dem 
Bereich persönlich und moralisch bedeutsamer Entscheidungen; 
s1e 1st n1cht mehr eingebettet 1n ubergre1fende Slnnzusammen­
hänge, uber die der Heranwachsende em dauerhaftes motivatio­
nales Engagement aufbauen kann. Aus d1eser Sicht betrachtet, 
liegt die Berufsnot der Jugend nicht allein in dem Mangel an Ar­
beits- und Ausbildungsplatzen schlechthin begründet, sondern 1n 
dem durch Jugendarbeitslosigkeit und Knappheit an Ausbil­
dungsplatzen verscharften sozialen Druck auf Jugendliche, Aus­
blldungsverhältnisse e1ngehen zu müssen, wenn 1mmer sie sich 
anbieten, ohne Rucksicht darauf, ob s1e fur den einzelnen Ju­
gendlichen ldentifikat1onsmogl1chkeiten enthalten, d1e d1e Ausbil­
dung fLir 1hn s1nnvoll erlebbar machen 

Unter den hier grob angedeuteten Aspekten der Persönlichkeits­
entwicklung junger Menschen im Berufswahlalter muß das Aus­
blldungsplatzangebot der vergangenen Jahre 1n doppelter Hin­
sicht als ungeeignet beurteilt werden. Zunächst kann wiederholt 
werden, was bereits oben festgestellt war: daß nämlich n1cht nur 
der im Gesetz vorgesehene AngebotsLiberhang als Mindestvor­
aussetzung e1ner im bescheidenen Ansatz möglichen IndiVIduel­
len Berufswahl unterboten, sondern selbst em globaler Ausgleich 
zw1schen Ausbildungsplatzangebot und -nachfrage mcht erre1cht 
wurde Wenn der Bundesminister fur Bildung und Wissenschaft 
darauf h1nwe1st, daß sich das Ausblldungsplatzforderungsgesetz 
auch ohne dessen Anwendung unbestreitbar pos1tw auf das Aus­
bildungsplatzangebot ausgewirkt habe, so kann diese Aussage 
nicht unbestritten bleiben, begreift man die Berufsnot der Jugend 
differenzierter als bloß im Sinne von Arbeits- und Ausbildungslo­
sigkeit Tatsächlich haben die Betriebe zur Abwehr unerwünsch­
ter staatlicher Eingriffe 1n den Ausblldungsplatz-Markt m1t e1ner 
erheblichen Steigerung des Angebots an Ausbildungsplatzen re­
agiert, insofern trifft es zu, daß das Ausbildungsplatzforderungs­
gesetz auch ohne Anwendung gewirkt hat Jedoch verlief diese 
Entwicklung ohne bildungsplanerisches Ziel und ohne öffentliche 
Kontrolle, was die vorhandenen Disparitäten zwischen Ausbil­
dungs- und Beschäftigungssystem, wenn nicht vergroßert, so 
doch verfestigt hat. 
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Bere1ts 1n der Diskussion zum Regierungsentwurf des 1976 am 
Einspruch des Bundesrates gescheiterten neuen Berufsbil­
dungsgesetzes 1st von Baethge darauf hingewiesen worden, daß 
die als Zeichen privatwirtschaftlicher Problemlösungsfähigkeit 
behauptete Zunahme der Ausbildungstätigkeit, soweit sie das 
Handwerk betrifft, die Berufsnot der Jugend nicht behebe, son­
dern sie besonders deutlich dokumentiere: Jugendliche müßten 
wieder stärker auf Ausbildungsplätze zurückgreifen, an denen 
bere1ts wahrend der Ausbildungzeit entwertete Qualifikationen 
vermittelt würden [13] Neuere Zahlen aus der Arbeits- und Be­
rufsblldungsstatistik stutzen Baethges Vermutung. Se1t 1971 ist 
die Zahl der Auszubildenden 1m Handwerk bei nahezu gleichblei­
bender Zahl der Erwerbstätigen in d1esem Bereich (3,8 Mill.) von 
406 629 auf 554 753 gestiegen; dementsprechend erhohte sich 
d1e Ausbildungsquote des Handwerks, errechnet als Anzahl der 

Auszubildenden auf 100 Erwerbstätige des gleichen Bereichs, 
von 10,3 auf 14,6. Verglichen mit der Entwicklung des Ausbil­
dungsvolumens in Industrie und Handel stieg der Index der Aus­
bildungszahl im Handwerk auf der Basis 100 1m Jahre 1971 na­
hezu kontinuierlich auf 136,4 1m Jahre 1977, wahrend demgegen­
uber der vergleichbare Index für den Bereich Industrie und Han­
del b1s 1976 auf 83,9 sank und auch 1977 trotzerhöhter Anstren­
gungen der Wirtschaft um die Erweiterung des Ausbildungsplatz­
angebotsmit 88,5 noch weit unter dem N1veau von 1971 lag. Eine 
solche Verteilung der Ausbildungsverhältnisse auf das Handwerk 
zum einen, auf Industrie und Handel zum anderen entspncht 1n 

keiner Weise den Verhältnissen im Beschäftigungssystem, wenn 
man etwa bedenkt, daß im Jahre 1977 nur 14,7 v. H. aller 
Erwerbstätigen im Handwerk beschäftigt waren, auf diesen Be­
reich aber fast 40 v H. aller Ausbildungsverhältnisse entfielen. 

Tabelle 3: Erwerbstat1ge und Auszubildende unter besonderer Berücksichtigung der Entwicklung 1m Handwerk 1971-1977 

Erwerbstätige Auszubildende 

Jahr in der BAD davon im Handwerk 1n der BAD davon im Handwerk Ausbildungs-
Insgesamt beschaft1gt insgesamt ausgebildet quote/Handwerk 

1n 1000 in 1000 V. H. in 1000 v. H. 

1971 26 596 3 944 14,8 1 273 407 31,9 10,3 
1972 26 861 3 899 14,5 1 303 434 33,3 11 '1 
1973 27 066 3 924 14,5 1 331 465 34,9 11,9 
1974 26 853 3 801 14,2 1 331 486 36,9 12,8 
1975 25 960 3673 14,1 1 329 505 38,0 13,7 
1976 25 752 3 720 14,4 1 316 510 38,8 13,7 
1977 25 884 3 806 14,7 1 398 555 39,7 14,6 

Quellen Arbe1ts- und SozialstallSilk Hauptergebnisse 1978 Hrsg vom Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung Bonn 1978 D1e Auszubildenden­
Zahlen fur 1977 entnommen Berufsbildung 1977/78 Hrsg vom Deutschen lndustne- und Handelstag Bonn 1978 

Tabelle 4 Ausbildungsvolumen im Vergleich lndustne/Handel 
und Handwerk; Entwicklung von 1971-1977 

Auszubildende Davon. 
Jahr insgesamt lndustne u Handel Handwerk 

1n 1000 1971 = 100 1n 1000 1971 = 100 1n 1000 1971 = 100 

1971 1 273 100 728 100 407 100 
1972 1 303 102,4 722 99,2 434 106,6 
1973 1 331 104,6 694 95,3 465 114,3 
1974 1 331 104,6 664 91,2 486 119,4 
1975 1 329 104,4 634 87,1 505 124,1 
1976 1 316 103,4 611 83,9 510 125,3 
1977 1 398 109,8 644 88,5 555 136,4 

Quellen Arbe1ts- und SozialstallSilk Hauptergebnisse 1978 Hrsg vom 
BundesminiSter fur Arbeit und Sozialordnung Bonn 1978 D1e Zahlen fur 
1977 s1nd entnommen Berufsbildung 1977/78 Hrsg vom Deutschen ln­
dustne- und Handelstag Bonn 1978 

D1e hier angedeuteten Dispantaten in der Erwerbstat1gen- und 
Auszubildendenstruktur von Handwerk, Industrie und Handel 
durfen nicht vordergründig und global als Dysfunktionalität des 
Ausbildungssystems in Referenz auf das Beschäftigungssystem 
interpretiert werden; denn es konnte in partialökonomischer 
S1cht durchaus rat1onal sein, daß sich das kleinbetrieblich organi­
sierte Handwerk mit geringeren Ausbildungs-Nettokasten bzw 
m1t Ertragsüberschüssen auf Ausbildungstat1gkeiten speziali­
siert, wohingegen industrielle Betnebe mit zum Teil erheblichen 
Ausbildungs-Nettokasten die Absorption des über den Bedarf an 
handwerklichen Fachkratten hinausgehenden Überschusses an 
Ausgebildeten übernehmen. Kleine Betnebe und kleine Mittelbe­
triebe des Handwerks bilden nach der Untersuchung von Hennin­
ges/Otto [14] nicht nur die me1sten Auszubildenden aus und sind 

nicht nur d1e ausbildungsintensivsten Betriebe, sie smd ferner 
auch die Betriebe, die prozentual wesentlich mehr Auszubildende 
beschäftigen, als ihrem Facharbeiter-/Gesellenanteil entspricht. 
Sie bilden offenbar nicht nur für ihren Eigenbedarf aus, sondern 
auch fur den von anderen Betrieben, wobei wesentlich ist, "daß 
die Facharbelteruberausbildung d1eser Betriebsgrößen n1cht so 
sehr für andere Betriebe des gleichen Handwerkszweiges erfolgt, 
sondern stärker auf d1e Arbeitskräftebedarfsdeckung von lndu­
striebetneben abzielt. Stärker als allen anderen Handwerksbetrie­
ben kommt diesen Betrieben offenbar die Funktion zu, der lndu­
stne - und hier wiederum den kleineren und mittleren Betrieben 
- ausgebildete Facharbeiter für Ungelernten- und Angelernten­
positionen zuzuliefern" [15]. Zu Recht machen Henninges und 
Otto 1n diesem Zusammenhang darauf aufmerksam, daß die viel­
fach als dysfunktlonal beklagten Strukturdiskrepanzen bei nähe­
rem Hinsehen, aber eben unter nur partlaiökonomischem Aspekt 
beurteilt, nicht so dysfunkt1onal sind, w1e s1e zunächst erscheinen 
mögen: "s1e tragen vielmehr dem Interesse des Handwerks w1e 
dem Interesse vieler industrieller Klein- und Mittelbetriebe Rech­
nung" [16] 

Berufspädagogische Aspekte zur Beurteilung der gegenwärti­
gen Ausbildungsplatzsituation und des Ausbildungsplatzförde­
rungsgesetzes 

Rückgewendet auf die Behauptung, es se1 in jedem Fall besser, 
überhaupt auszubilden, als auf die Ausbildung Jugendlicher zu 
verzichten, womit die Zunahme des Ausbildungsplatzangebots 
1m Handwerk als unbestreitbar positiv zu leg1t1m1eren ware, zei­
gen die empirischen Befunde zum Ausbildungsverhalten des 
Handwerks em durchaus richtiges Moment an; freilich unter der 
sehr engen interessenspezifischen Annahme des Vorteils fur ein­
zelne Ausbildungsbetriebe und Wirtschaftsbere1che. Dabei blei­
ben die ungeplanten und öffentlich unkentreliierten externen Ef­
fekte in bezug auf die betroffenen Auszubildenden und Arbeit­
nehmer sowie - in längerfnstiger Planungsperspektive - auf 
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die gesamtgesellschaftliche Entwicklung völlig außer Betracht. 
Ein Berufsausblldungssystem, 1n dem zunehmend mehr Jugendli­
che zunehmend weniger Identifikationspotentiale finden, weil s1e 
Ihren Ausbildungsplatz nicht nach subjektiven Fähigkeiten und 
Neigungen wählen können, in dem zugleich jedoch auch die Aus­
sicht auf Kompensation der erhöhten Ausbildungsnot durch so­
ziale und pekuniäre Gratifikationen nach Abschluß der Ausbil­
dung strukturell bedingt geringer wird, muß schwerwiegende so­
Ziale Konflikte provozieren D1e Effekte des weder auf individuelle 
Bedurfnisse noch auf gesamtgesellschaftliche Entwicklungen ab­
gestimmten Angebots an Ausbildungsplätzen verschränken sich 
1n verhängnisvoller We1se zu einem Krisensyndrom. Dem bei der 
Berufswahl entmutigten Jugendlichen bleibt eine wesentliche 
S1nnd1mension seiner persönlichen Lebensgestaltung verschlos­
sen Um diese Erfahrung in der Berufserziehung aufarbeiten zu 
können, steht dem Berufspädagogen nicht einmal der ohnehin 
problematische Ausweg offen, individuellen Motivationsverzicht 
durch d1e gesamtgesellschaftliche Rationalität seiner Grunde le­
gitimieren zu kennen, und wo er es versuchte, liefe er Gefahr, 
daß d1e betroffenen Jugendlichen mit Rückzug aus dem von Ih­
nen so empfundenen gesellschaftlichen Theater reagieren. 

Wenn h1er versucht wurde darzulegen, weshalb das Ausbildungs­
angebot der vergangenen Jahre 1n quant1tat1ver und qualitativer 
Hinsicht als vollig ungeeignet angesehen werden muß, so kann 
aus e1ner solchen Beurteilung der Ausbildungslage zwar d1e Kon­
sequenz gezogen werden, daß die tatbestandliehen Vorausset­
zungen für finanzielle Ausbildungsplatzförderung und Abgabe­
pflicht vorliegen und dementsprechend e1n Entscheidungsgebot 
der Bundesregierung bezüglich der Verabschiedung der Rechts­
verordnung gemaß § 2 des Ausblldungsplatzförderungsgesetzes 
angenommen werden darf Es wäre jedoch kurzschlüssig anzu­
nehmen, durch die Anwendung des Ausbildungsplatzförderungs­
gesetzes ließe sich ein entscheidender Zuwachs an qualitativ ge­
eigneten Ausbildungsplatzen erz1elen. Uberzeugender ist die 
These, daß die Grunde der Bundesregierung fur d1e Nichtanwen­
dung des Ausblldungsplatzförderungsgesetzes letztlich 1n den 
Mängeln des Gesetzes selbst zu suchen s1nd. in wunschenswer­
ter Deutlichkeit heißt es hierzu in einer Äußerung des hessischen 
Soz1alm1n1sters "Wir sollten so ehrlich sein und eingestehen, daß 
auf staatlicher Se1te kein Instrumentarium vorbereitet worden 1st, 
um m1t den Mitteln der Ausbildungsabgabe e1ne Problemlosung 
anzusteuern" [17]. Trifft diese Einschatzung zu, dann ware der 
Gesetzgeber gut beraten, die gesetzliche Regelung zur Förde­
rung und Finanzierung des Angebots an Ausbildungsplätzen in 
der jetzigen Fassung aufzuheben, um weitere ungeplante bzw. 
ungewollte Wirkungen zu verhindern und emer alle Lernorte um­
fassenden Neuordnung der Berufsbildungsfinanzierung den Weg 
zu öffnen, auf dem Insbesondere auch e1n langerfnst1g ausrei­
chendes Ausbildungsplatzangebot gewährleistet werden kann 
[18]. 

Heinrich Althoff 

Ausbildungsabbreeher 
Ein Berechnungsmodell 

Bedingt durch die geburtenstarken Jahrgänge richtet sich die 
Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit vor allem auf die Aufnahme­
fähigkeit des betrieblichen Ausbildungssystems. Untersuchun­
gen über das erfolgreiche Durchlaufen dieses Systems treten 
demgegenüber weitgehend in den Hintergrund. Dies ist inso­
weit bemerkenswert, als die Aufnahmefähigkeit nur dann sinn­
voll beurteilt werden kann, wenn auch die Zahl der Absolven-

Anmerkungen 

[1] Vgl Knopp, A /Kraegeloh, W Berufsbildungsgesetz/Ausblldungs-
platzforderungsgesetz Koln- Berlin- Bonn- Munchen 1978, 
s 188 

[2] Berufsbildungsgesetz (Regierungsentwurf) Herausgegeben vom 
BundesminiSter fur B1ldung und W1ssenschaft Bonn 1975, S 62 

[3] Z1t1ert nach Zentralverband des Deutschen Handwerks ZDH kon­
takte 4/79, S 19 

[4] Nach Deutscher Gewerkschaftsbund DGB lnformat1onsd1enst 
Vom 1 Februar 1979, S 3 

[5] Vgl hierzu Gors, D Berufsb1ldungsbenchte Buchhaltensehe 
Skizzen des bildungspolitischen Reform-(kon-)kurses ln WSI Mit­
teilungen 31 (1978) 6, 310-320 

[6] Vgl h1erzu Richter, I Ausbildungsplatze - eine Planung des Man­
gels oder eme mangelhafte Planung? ln Recht der Jugend und des 
Bildungswesens 25 (1977) 2, 103 

[7] Schmude, J Bildungspolitik fur d1e geburtenstarken Jahrgange 
ln Informationen Bildung Wissenschaft Hrsg vom BundesminiSter 
fur Bildung und Wissenschaft 1i79, 1 

[8] Zitiert be1 Gors, D a a 0, 312 

[9] Begrundung zur gleichlautenden Z1elvorschnft des § 85 1m ge­
scheiterten Regierungsentwurf emes neuen Berufsbildungsgeset­
zes von 1975, a a 0, 61 Hervorhebung durch den Verfasser 

[10] H1erzu Hofbauer, H Berufsbildung und Beschaft1gungschancen 
ln Berufsbildung und Beschaft1gung Probleme und Lösungsan­
satze 1n Ost und West Schriften zur Berufsbildungsforschung, 
Band 45, Hannover 1977, 25-46, Schober-Gottwald, K Der Weg 
m d1e Arbe1tslos1gke1t Berufliche und soziale Herkunft von JUgend­
lichen Arbeitslosen ln Mittellungen aus der Arbeitsmarkt- und Be­
rufsforschung 10 (1977) 1,143-165 

[11] Dobert, R /Nunner-Winkler, G Adoleszenzknse und ldentitatsbil­
dung Frankfurt a M 1975 

. [12] Ebenda, 46 

[13] Baethge, M Notprogramm als Reform Zum Regierungsentwurf 
fur e1n neues Berufsbildungsgesetz ln D1e Deutsche Berufs- und 
Fachschule 71 (1975) 10, 735 

[14] H v /Otto, M Entwicklungstendenzen des Ausbil-
dungsumfanges von Klein-, Mittel- und Großbelneben m der Bun­
desrepublik Deutschland. Matenal1en und statiStische Analysen zur 
beruflichen Bildung Heft 4 Hrsg vom Bundesmst1tut fur Berufsbil­
dung Berlm 1978, 59 

[15] Ebenda, 59 f 

[16] Ebenda, 44 

[17] Clauss, A Das schleichende Berufsverbot Pladoyer fur em uber­
betnebliches System der Ausb1ldungsfmanz1erung ln Vorwarts 
Vom 21 9 1978 

[18] H1erzu Hegelhe1mer, A Fmanz1erungsprobleme der Berufsausbil­
dung Stuttgart 1977 

ten, also der output des Systems mit in die Betrachtung einbe­
zogen wird. 
Die Eff1z1enz e1nes Ausbildungssystems w1rd daher nicht zuletzt 
daran zu messen se1n, wie weit es gelingt, alle 1ns System eintre­
tenden Personen auch zum Abschluß zu fuhren. Versuche, einen 
Teil der Ausbildungsabbreeher zu ermitteln, und somit Auf­
schlüsse über die quantitative Systemeffizienz zu gewinnen, smd 
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n1cht neu. Vor allem für das Handwerk liegen geschlossene Zelt­
reihen für die vorzeitige Lösung von Ausbildungsverhältnissen 
vor [1], und auch der Deutsche Industrie- und Handelstag hat ins­
besondere im Zeltraum von 1950 b1s 1960 mehrfach d1e Vertrags­
losungen publiziert [2]. Durch das Ausbildungsplatzförderungs­
gesetz von 1976 wurde die Erhebung der Vertragslösungen vor­
geschneben [3] und seit 1978 werden sie vom Statistischen Bun­
desamt fur d1e Bere1che Industrie, Handel und Handwerk verof­
fentlieht [4]. 

Wird der Ausbildungsabbreeher als Auszubildender definiert, der 
das betnebliche Ausbildungssystem ohne Erfolg verläßt, und der 
Erfolg mit dem Bestehen der Abschlußprüfung gleichgesetzt, 
dann wird deutlich, daß die Vertragslosung ein nur begrenzt ge­
eigneter Indikator für das erfolglose Ausscheiden aus dem Sy­
stem ist. Denn Vertragslösungen können aus sehr unterschiedli­
chen Gründen vorgenommen werden, und sie mussen durchaus 
n1cht alle zum erfolglosen Ausscheiden aus dem System fuhren 
D1e Vertragslosung aus Gründen des Berufswechsels, des 
Wohnortwechsels oder des Konkurses des Ausbildungsbetrie­
bes se1en h1er nur beispielhaft genannt. 

Andererseits ist mit der Vertragserfüllung, vor allem mit dem 
Durchlaufen der im Vertrag festgelegten Ausbildungszelt nicht 
der Erfolg 1n der Abschlußprufung oder in emer der zwei mögli­
chen W1ederholungsprufungen gesichert Vielmehr dürfte es 
keine Seltenheit sein, daß ein Auszubildender aus Furcht vor der 
Abschlußpn.ifung diese erst gar n1cht antritt [5], oder nach ein­
oder mehrmaligem Versuch s1e zu bestehen, erfolglos ins Er­
werbsleben ubergeht [6]. 

Aus der Vertragslösung kann also n1cht zwingend ein Ausbil­
dungsabbruch hergeleitet werden und aus der Vertragserfüllung 
Wiederum nicht, daß ke1n Ausbildungsabbruch vorliegt - Wäre 
die Kammerstat1st1k, auf der die amtliche Berufsbildungsstatistik 
im wesentlichen fußt, e1ne lndividualstatistik, dann l1eße sich 
nachfprufen, welcher Auszubildende nach der Vertragslösung 
keinen neuen Vertrag eingeht, und welcher Auszubildende die 
Abschlußprüfung endgültig n1cht besteht. Da den Auszubilden­
den bei Vertragsabschluß 1n der Regel jedoch nur im Zusammen­
hang m1t dem Ausbildungsbetneb e1ne ldentitatsnummer zuge­
ordnet wird [7], die mit der Vertragslosung und dem Wechsel des 
Ausb1ldungsbetnebes entfällt, kann e1n Auszubildender be1 sei­
nem Gang durch das System prinzipiell nur dann verfolgt werden, 
wenn d1e h1er wesentliche Eigenschaft der Vertragslösung n1cht 
vorliegt 

Nur unter bestimmten Bedingungen, die bei den folgenden Be­
trachtungen noch e1ne Rolle spielen werden, ist es der Kammer 
maglieh festzustellen, ob ein Auszubildender seinen Vertrag lo­
ste und e1nen neuen e1nging. D1es gelingt dann, wenn ihm Ausbil­
dungszeiten aus seinem vorangegangenen Vertragsverhaltn1s an­
gerechnet wurden, die regulare Ausbildungszeit also um die be­
reits zuruckgelegte Zelt oder einen Te1l d1eser Zeit gekurzt 
wurde Denn der Zeltraum und der Grund der Kürzung werden 1m 
Ausbildungsvertrag vermerkt [8]. D1es geschieht in Hinblick auf 
d1e Kammer, die über ein Vertragsexemplar verfügt, vor allem 
deshalb, damit der Auszubildende fristgerecht zur Abschlußprü­
fung zugelassen werden kann 

Das Modell 

Eine exakte Ermittlung der Ausbildungsabbrecher, das geht aus 
den vorangegangenen Überlegungen hervor, 1st generell nicht 
möglich Ursache der Schwierigkeiten 1st d1e nicht genau voll­
ziehbare Trennung der Auszubildenden, d1e e1nen Vertrag lösen, 
nach der Lösung Jedoch emen neuen e1ngehen, und jener Auszu­
bildenden, die nach der Vertragslosung keinen weiteren Vertrag 
eingehen und somit erfolglos aus dem System ausscheiden. Die 
amtliche Statistik weist beide Gruppen als Summe aus und 1st da­
her 1n H1nbl1ck auf d1e Ausbildungsabbreeher fehlerhaft. Es muß 
darüber hinaus berücksichtigt werden, daß die amtliche Stat1st1k 
nur d1e Vertragslosungen erfaßt, jedoch n1cht die Auszubilden­
den, die 1hre Abschlußprüfung nicht bestehen und daher nach 

der vorgenommenen Definition gleichfalls als Ausbildungsabbre­
eher zu werten sind 

Im folgenden soll ein Strömungsmodell diskutiert werden, mit 
dessen Hilfe beldes angestrebt w1rd, eine näherungsweise Tren­
nung der Abbrecher von den Vertragslösungen insgesamt, und 
die E1nbez1ehung der Auszubildenden mit endgültig nicht bestan­
dener Abschlußprüfung. 

Das Modell geht von folgender Überlegung aus: Ein Jahrgang 
von Auszubildenden, der zu e1nem bestimmten Zeitpunkt mit neu 
abgeschlossenen Ausbildungsverträgen in das duale System ein­
tritt, wird nach Durchlaufen der Ausbildungszeit die Abschlußprü­
fung erfolgreich ablegen. Wird der Zahl neu InS System eintreten­
der Auszubildender (Eingangsbestand) d1e Zahl der von Ihnen er­
folgreich abgelegten Abschlußprüfungen gegenübergestellt 
(Ausgangsbestand), dann konnen auftretende Differenzen nur 
auf Ausbildungsabbreeher während der Ausbildungszeit und 1n 
der Prufungsphase zurückgeführt werden. - Be1 d1esem Modell 
sind einige Einschrankungen zu berücksichtigen, d1e zu einer ge­
wissen Unschärfe der Berechnungsergebnisse führen. Diese Ein­
schränkungen sollen diskullert und Mittel der Abhilfe dargestellt 
werden 

Probleme der Modellrechnung 

Unter den Auszubildenden mit neuen Vertragen, d1e se1t 1978 fur 
d1e Mehrzahl der Ausbildungsbereiche von der amtlichen Stati­
stik zum 31 12 Jedes Jahres ausgewiesen werden, smd notwen­
dig auch solche, die ihren Ausbildungsvertrag lösten, se1 es we­
gen eines Wohnortwechsels oder aus anderen Gründen, ihre 
Ausbildung Jedoch mit einem neuen Vertrag fortsetzen. Diese 
nicht neu 1ns System eingetretenen Auszubildenden mit neuen 
Vertragen smd in ihrer Gesamtheit n1cht zu Identifizieren, denn 
für d1e Kammerstatistik gibt es im Regelfall kein Verfahren, ZWI­
schen Auszubildenden zu unterscheiden, d1e zum ersten Male, 
und solchen, die zum wiederholten Male einen Vertrag eingehen. 
Nur wenn Anrechnungen von Ausbildungszeiten vorgenommen 
werden, ist es, w1e bere1ts erwahnt, der Kammer möglich, ZWI­
schen beiden Gruppen von Auszubildenden zu differenzieren 

Von der Zahl der neuen Vertrage kann daher nicht genau auf die 
Zahl der neu InS System eingetretenen Auszubildenden ge­
schlossen werden Vielmehr ist be1 emer Gleichsetzung der 
neuen Vertrage mit neuen Auszubildenden ihre Zahl notwendig 
um Jene Anzahl von Auszubildenden mit Vertragslösungen über­
hohl, d1e 1hre Ausbildung nach e1ner Vertragslösung im dualen 
System fortsetzen und dann gleichfalls als Auszubildende m1t 
neuen Verträgen erfaßt werden - Anders ausgedruckt besteht 
d1e fur das Modell postulierte Alternative nicht mehr, daß einem 
neuen Ausbildungsvertrag entweder eine bestandene Abschluß­
prüfung gegenüberstehen muß oder ein Ausbildungsabbruch 
Zwei neue Vertrage emes Auszubildenden können vielmehr in nur 
eme bestandene Abschlußprüfung munden, ohne daß e1n Ausbil­
dungsabbruch vorliegt. 

Die Bestimmung des Eingangsbestandes 
für die Modellrechnung 

D1e folgenden Uberlegungen konzentrieren sich auf die Bestim­
mung des Eingangsbestandes für die Modellrechnung zur Ermitt­
lung der Ausbildungsabbreeher und d1e dabei auftretenden Feh­
ler Wird d1e Aufmerksamkelt auf das Erfassungsdatum des Be­
standes an neuen Verträgen gelenkt, also auf den 31. 12. e1nes 
Jeden Jahres [9], dann ist ersichtlich, daß Ausbildungsabbruche, 
d1e 1n den ersten drei Monaten der Ausbildungszeit stattfinden, 
also 1n der Ze1t vom 1. 10, dem regulären Eintritt in das System, 
b1s zum 31. 12., dem Erfassungsst1chtag, n1cht reg1stnert werden 
können. Som1t 1st d1e Anzahl der neuen Vertrage um die Anzahl 
der Abbrecher 1n d1esen dre1 Monaten (Probezeit) zu niedrig an­
gesetzt 

Es 1st ferner davon auszugehen, und d1es laßt s1ch auch rechne­
nsch nachweisen, daß n1cht alle am 31. 12. bestehenden neuen 
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Vertrage auch erfaßt werden. Vielmehr gibt es einen gew1ssen 
Anteil neuer Vertrage, d1e erst am 31. 12. des Folge1ahres, be1 
regularer Ausbildungszeit also erst am Anfang des zweiten Aus­
bildungsjahres reg1stnert werden können 

Wird als Eingangsbestand für die Modellrechnung statt des Be­
standes an neuen Verträgen zum 31. 12. der Bestand an Verträ­
gen 1m ersten Ausbildungsjahr zum 31 12. gewählt, so treten 
we1tere Fehlerquellen auf. Denn der Bestand des ersten Ausbil­
dungsjahres 1st wegen der Nachmeldungen, aber insbesondere 
wegen der Verkurzungen aufgrund schulischer Vorbildung syste­
matisch zu niedng, we1l Auszubildende mit einer Verkürzung von 
e1nem Jahr unmittelbar in das zweite Ausbildungsjahr eingehen 
[10] Dieses Ausbildungsjahr we1st aus beiden Gründen generell 
die höchsten Bestände aller Ausbildungsjahre auf. 

Wird als Eingangsbestand für d1e Modellrechnung das zweite 
Ausbildungsjahr gewählt, dann kennen e1n1ge der dargestellten 
Probleme partiell umgangen werden. Auszubildende, die auf­
grund einer Verkürzung direkt ins zwe1te Ausbildungsjahr einge­
hen, werden genau wie bei den neuen Verträgen mit erfaßt, und 
auch die Nachmeldung von Vertragen durfte im zweiten Ausbil­
dungsjahr weitgehend abgeschlossen sein. - D1e mehrfach her­
ausgestellten Auszubildenden mit einer Vertragslösung und ei­
nem anschließend neu eingegangenen Vertrag werden nur dann 
doppelt gezählt, wenn die in e1nem vorangegangenen Ausbil­
dungsvertrag zurückgelegte Ausbildungszelt so gering ist, bzw. 
zu so einem geringen Anteil angerechnet wird, daß sich der Aus­
zubildende vor und nach der Vertragslösung bei aufeinander fol­
genden Erfassungsstichtagen (z. B. 31. 12. 1975 und 31. 12. 
1976) 1m zweiten Ausbildungsjahr befindet und somit doppelt ge­
zahlt Wird. Das kann eintreffen, wenn ein Auszubildender nach 
anderthalbjahriger Ausbildungszeit seinen Vertrag löst, um e1nen 
Berufswechsel vorzunehmen, und ihm beispielsweise nur ein 
Jahr oder im Extremfall keine Ausbildungszelt angerechnet wird. 
in derartigen Fällen bleibt das Problem der Doppelzahlung beste­
hen und laßt sich auf der Basis der amtlichen Berufsbildungssta­
tiStik auch pnnzipiell nicht lösen [11] 

Die Wahl der Bestandszahlen des zweiten Ausbildungsjahres be­
deutet 1ndes, daß alle Ausbildungsabbrüche, die im ersten Aus­
bildungsjahr und in den ersten drei Monaten des zweiten Ausbil­
dungsjahres stattfinden, in die Modellrechnung nicht mit einbe­
zogen werden Die geringfügige Überhöhung der Abbrecherzah­
len, die durch Doppelzählung eintritt, durfte durch den Wegfall 
der Ausbildungsabbreeher am Anfang der Ausbildungszelt (1 ,25 
Jahre) mehr als ausgeglichen werden, so daß die errechneten 
Abbrecherquoten geringer sind, als die realen. 

Werden die Vor- und Nachtelle der fur die Modellrechnung geeig­
neten Eingangsbestande gegeneinander abgewogen, dann durfte 
der Bestand an neuen Verträgen die beste Ausgangsbasis für 
e1ne realitätsgerechte Berechnung der Abbrecherquote sein. 
Zwar werden in diesem Falle alle Vertragslöser, die nach der Lö­
sung e1nen neuen Vertrag eingehen und ihn weiterführen als Ab­
brecher gewertet, doch sind im Bestand der neuen Verträge zum 
31 12. die Ausbildungsabbrüche, die 1m Zeltraum 1. 10. bis 
31. 12. stattfinden, nicht enthalten, und in diesem Zeitraum dürfte 
e1n sehr großer Anteil von Auszubildenden das System ohne Er­
folg verlassen [12] Zu berucks1cht1gen 1st auch, daß der Bestand 
an neuen Verträgen wegen der Nachmeldungen von der Statistik 
zu niedrig ausgewiesen w1rd. Be1de Gegebenheiten bewirken in 
der Modellrechnung eine Verminderung der Abbrecherzahlen, 
d1e in der Realität nicht vorhanden ist. - Da der Bestand an 
neuen Verträgen zum 31. 12. von der amtlichen Statistik erst für 
das Jahr 1977 ausgewiesen wird, muß für die noch vorzuneh­
mende Modellrechnung hilfswe1se der Bestand des zwe1ten Aus­
bildungsjahres herangezogen werden. 

Die Bestimmung des Ausgangsbestandes 
für die Modellrechnung 

Betrafen die vorangegangenen Uberlegungen die Wahl des ge­
eigneten Zeitpunktes zur Erfassung des Eingangsbestandes, so 

Sind weitere Uberlegungen zur Bestimmung des Zeitpunktes zur 
Erfassung des Ausgangsbestandes erforderlich. Es 1st plausibel, 
daß wenn, w1e das Modell es erfordert, der Eingangs- dem Aus­
gangsbestand gegenubergestellt werden soll, es sich im Prinzip 
bei beiden Beständen um möglichst identische Personen han­
deln muß. Dazu 1st es notwendig, fur d1e Auszubildenden des 
Eingangsbestandes das Jahr zu bestimmen, in dem die Ab­
schlußprufung erfolgreich abgelegt w1rd D1es ist jedoch aus fol­
genden Gründen nur schwierig durchzuführen 

Alle Veranderungen der regulären Ausbildungszeit (Verkürzun­
gen, vorzeitige Zulassungen zur Abschlußprüfung, Verlangerun­
gen der Ausbildungszeit) haben Auswirkungen auf den Term1n 
der regulären Abschlußprüfung. Einem definierten Eingangsbe­
stand von Auszubildenden in einem bestimmten Beruf kann folg­
lich kein bestimmtes Kalendeqahr zugeordnet werden, 1n dem 
der ehemalige Eingangsbestand geschlossen zur Prufung zuge­
lassen wird. Die Zulassung streut Vielmehr uber etwa dre1 Jahre. 
Einige Auszubildende werden zu einem vorgezogenen Term1n 
(Verkurzer, vorzeitig Zugelassene), die überwiegende Zahl nach 
Durchlaufen der regulären Ausbildungszeit, und ein gennger Teil 
nach einer Verlangerung (z. B. wegen Krankheit) zur regularen 
Abschlußprüfung zugelassen werden. 

Da in bezug auf das Modell nicht das Ablegen der regularen Ab­
schlußprüfung von Bedeutung ist, sondern das Bestehen einer 
der drei magliehen Prüfungen (reguläre Abschlußprüfung, 1. Wie­
derholungs- und 2. Wiederholungsprüfung), kann e1ne weitere 
Verzögerung des erfolgreichen Abgangs aus dem dualen System 
eintreten, die hinsichtlich des Modells 1n ihrer Wirkung einer Ver­
längerung der regulären Ausbildungszelt gleichkommt. Schwan­
kende Bestehensquoten be1 den Abschlußprufungen z1ehen da­
her schwankende Abbrecherquoten nach s1ch, sofern der Ein­
gangsbestand eines Jahres m1t dem Ausgangsbestand eines 
Jahres verglichen wird 

Generell wird die Abschlußprufung dre1 Jahre nach Erfassung der 
neuen Ausbildungsverhältnisse und zwe1 Jahre nach der Erfas­
sung im zweiten Ausbildungsjahr bestanden sein mLissen. Be­
trägt die durchschnittliche regulare Ausbildungszeit n1cht drei 
Jahre, sondern 3,1 Jahre (Handwerk, durchschnittliche Ausbil­
dungszelt der Auszubildenden 1m zwe1ten Ausbildungsjahr), so 
kann durch Interpolation die Abbrecherquote rechnerisch ge­
nauer ermittelt werden, tatsächlich ändert s1e sich nur minimal, 
we1l d1e Abbrecherquoten sich von Jahr zu Jahr kaum sprunghaft 
andern, und d1e Interpolation daher zwischen annähernd gleich 
großen Zahlen stattfinden [13] 

Alle Streueffekte, die dadurch entstehen, daß Auszubildende m1t 
Verkurzungen der regularen Ausbildungszelt und vorze1t1ger Zu­
lassung zur Abschlußprüfung die Prüfung früher, und Prüfungs­
wiederholer sowie Verlängerer diese Prüfung später bestehen 
kennen, als es der Dauer der regularen Ausbildungszelt eigent­
lich entspncht, lassen sich weltgehend eliminieren. Wird der Be­
stand an neuen Vertragen oder der Bestand des zwe1ten Ausbil­
dungsjahres aus mehreren Kalenderjahren zu e1nem Block zu­
sammengeschlossen, der durch das System wandert, so treten 
die genannten Streueffekte nur noch am Rande des geschlosse­
nen Blocks bestandener Prüfungen auf (vgl. Schemazeichnung). 
Sie können bei der Wahl eines genügend viele Kalenderjahre um­
fassenden Blocks von Auszubildendenbeständen weltgehend 
vernachlässigt werden. Es w1rd dann angenommen, daß die Zahl 
der vorzeitig bestandenen und der spater bestandenen Prüfun­
gen jeweils am unteren und oberen Rande des Blocks bestande­
ner Prüfungen von untergeordneter Bedeutung sind; dies dürfte 
eine durchaus realistische Einschatzung se1n 

Die Entscheidung zugunsten e1nes Blocks, der die Auszubilden­
denbestände mehrerer Kalenderjahre zusammenschließt, steigert 
zwar d1e Genauigkeit der Aussage über die Abbrecherquote, d1es 
geschieht indes auf Kosten der Aussage für einzelne Jahre, für 
die nur noch der aus mehreren Kalenderjahren errechnete 
Durchschnittswert gilt. Über- oder unterdurchschnittliche Abbre­
cherquoten e1nzelner Jahrgänge von Auszubildenden werden so­
mit nicht mehr deutlich. 
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Berechnungsmodell zur Ermittlung von Abbrecherquoten 

Block I 
Eingangsbestand 
der Modellrechnung 

Block II 
Ausgangsbestand 
der Modellrechnung 

1970 

1971 

bestandene Prüfungen der vor­
zeitig zur Abschlußprüfung Zu­
gelassenen und der Auszubilden­
den mit Verkürzungen der regu­
lären Ausbildungszeit aus dem 
Eingangsbestand von 1970 

Berechnungsgang 

Eingangsbestand: 
Bestand 2. Ausbj. 

1970 112.250 
1971 126.351 

Ausgangsbestand: 
bestandene Prüfungen 

1972 105.111 
1973 99.966 

b 1972 134.857 1974 107.155 

1972 l 
1973 

1974 

1972 

1973 

1974 

bestandene Prüfungen von 
Wiederholern und/oder Aus­
zubildenden, deren Ausbil­
dungszeit verlängert wurde, 
aus dem Eingangsbestand 
des Jahres 1969 

1973 
1974 

1970 
bis 
1974 

146.880 1975 115.975 
153.734 1976 139.799 

1972 
bis 

674.072 1976 568.006 
======= ======= 

1975 

1976 

-a' Es wird vorausgesetzt, daß die 
bestandenen Abschlußprüfungen 
am Blockende gleich groß sind: 
a,.,b, a· ... b' oder a".a•, b,.,b' 

Von 674.072 Auszubildenden, die im Zeit­
raum 1970 bis 1974 dem Eingangsbestand 
(2. Ausbildungsjahr) angehörten, bestanden 
im Zeitraum 1972 bis 1976 568.006 die 
Abschlußprüfung (Ausgangsbestand): das 
bedeutet eine Abbrecherquote von: 

Block I: Bestand an neuen Verträgen bzw. Bestand an Verträgen im 
2. Ausbildungsjahr zum 31.12. im Zeitraum 1970 bis 1974 

Ausgangsbestand 

Eingangsbestand 

568.006 

674.072 
= 0,84 

Block II: Bestandene Abschlußprüfungen im Zeitraum 1972 bis 1976 
des Eingangsbestandes (2. Ausbildungsjahr) von 1970 bis 1974 Abbrecherquote = 1 -0,84 = 16 v.H. 

Sonderprobleme der Modellrechnung: Stufen­
ausbildung und Externenprüfung 

W1rd be1 der Berechnung der Abbrecherquoten vom Bestand der 
Auszubildenden im zweiten Ausbildungsjahr ausgegangen, und 
nicht vom Bestand an neuen Vertragen, was anges1chts der erör­
terten Probleme erforderlich ist, dann müssen die Stufenausbil­
dungsberufe besonders berücksichtigt werden. Denn be1 d1esen 
Berufen kann e1n Auszubildender in emem Berufsabschnitt 
(Stufe) zwar nur eine, 1nsgesamt jedoch so viele Abschlußprufun­
gen nacheinander bestehen, wie es der Anzahl der Stufen ent­
spncht, d1e er durchläuft. Sofern em Auszubildender beispiels­
weise e1nen Beruf im Elektrobereich ergreift und uber beide Stu­
fen e1nen gesonderten Vertrag abschließt, dann w1rd er nur ein­
mal im zweiten Ausbildungsjahr erlaßt, legt aber zwei Abschluß­
prüfungen ab, jeweils eine über jede Stufe. Die Ausbildungsab­
breeher mussendaher für jede Stufe gesondert ermittelt werden, 
um den Effekt der Doppelabschlußprufung zu elim1n1eren [14]. 
Dies gilt jedoch nicht, wenn als Eingangsbestand der Bestand an 
neuen Verträgen gewahlt wird. 

Eine die Modellrechnung verzerrende Größe stellt schließlich die 
Externenprüfung dar: Unter den Prüfungsteilnehmern vieler Aus­
bildungsberufe finden sich Externe in unterschiedlichem Aus­
maße Es handelt sich um Prüfungsteilnehmer, die in der Regel 
nicht als Auszubildende das betriebliche Ausbildungssystem 
durchlaufen haben und daher auch n1cht 1m Eingangsbestand er­
faßt werden kennen, jedoch dem Ausgangsbestand angehören 
[15]. Dadurch tritt in Hinblick auf d1e Modellrechnung eine Über­
höhung der bestandenen Prüfungen ein. Die externen Prüfungs-

te1lnehmer werden von der amtlichen Statistik nicht gesondert er­
faßt, sondern als normale Prüfungsteilnehmer ausgewiesen 

Zusammenfassung der Modellüberlegungen 

Zu den Vorzügen des diskutierten Modells gehbrt, daß es sich 
nicht auf die bildungspolitisch weniger wichtige Größe der Ver­
tragslösungen beschränkt, sondern die Ausbildungsabbreeher 
während der Ausbildungszeit und in der Prüfungsphase zu erfas­
sen sucht. Dam1t w1rd auch Jener Te1l der Auszubildenden 1n d1e 
Kalkulation m1t einbezogen, der ke1nen Vertrag löst, aber den­
noch ohne Ausbildungsabschluß (Prüfungserfolg) das Ausbil­
dungssystem verläßt. 

E1n wesentlicher Nachtell des Modells 1st, daß es nur dann zwi­
schen der Gruppe der Ausbildungsabbreeher und der Gruppe 
von Auszubildenden unterscheidet, d1e e1nen Vertrag zwar löst, 
nach der Losung aber e1nen neuen emgeht, wenn be1 letzteren 
eine Anrechnung in einem zeitlichen Umfang erfolgt, der Doppel­
zählungen ausschließt. - Eine exakte Trennung der Ausbil­
dungsabbreeher von den Auszubildenden, d1e nach der Vertrags­
lösung emen neuen Vertrag eingehen, ist jedoch m1t Hilfe der ver­
fugbaren amtlichen Statistik aus den bereits dargelegten Grün­
den pnnzipiell nicht möglich. 

Die Abbrecherquoten im Handwerk 

Als Beispiel für die Modellrechnung sollen h1er d1e Abbrecher­
quoten des Handwerks ermittelt werden. Das Handwerk bietet 
s1ch h1er vor allem deshalb an, weil lange Zeitreihen der für die 
Modellrechnung maßgebenden Großen zur Verfügung stehen 
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und der Anteil der Auszubildenden in Stufenausbildungsberufen 
aber auch der Anteil der externen Prüfungsteilnehmer wesentlich 
gennger sein dürfte als 1m Bereich Industrie und Handel. Be1de 
Anteile bleiben be1 der Modellrechnung unberücksichtigt. Das 
fuhrt im Ergebnis zu einer Vernngerung der Zahl der Ausbil­
dungsabbrecher. Da be1 der Modellrechnung vom Auszubilden­
denbestand des zwe1ten Ausbildungsjahres ausgegangen w1rd, 
alle Ausbildungsabbruche, die im ersten Ausbildungsjahr statt­
fanden, also nicht einbezogen werden können, sind die ermittel­
ten Abbrecherquoten auch aus diesem Grunde als zu niedrig an­
zusehen [16]. 

zurück Der Anteil der Abbrecher erreicht etwas fruher, 1m Zeit­
raum 1969-1973 mit annahernd 19 v. H. den Gipfelpunkt und fällt 
1m Zeltraum 1973-1977 m1t 16,4 v. H. auf das Niveau von 
1965-1969. 

Die 1m Vergleich zur Vertragslösungsquote (vgl. Übersicht) im­
mer wesentlich höhere Abbrecherquote resultiert aus unter­
schiedlichen Bezugszeiträumen. D1e Vertragslosungen werden 
von der Kammerstatistik für ein Kalenderjahr ausgewiesen, und 
die Quoten sind aufgrund des Gesamtbestandes an Ausbildungs­
verhältnissen am Ende des jeweiligen Kalenderjahres errechnet 
worden D1e berechneten Abbrecherquoten beziehen sich dem­
gegenuber auf einen ca. zweijährigen Zeitraum (2. Ausbildungs­
jahr bis zur Prufung) und schließt d1e Abbrecher in der Prufungs­
phase ein Es handelt sich anders ausgedrückt um d1e Wahr­
scheinlichkeit, daß ein Auszubildender 1n diesem Zeltraum die 
Ausbildung abbncht. 

Die in beiden Zeitreihen - sowohl bei den Vertragslosungen als 
auch be1 den Abbrechern - festzustellende Umkehr der Ent­
wicklung w1rd wahrscheinlich von zwe1 Faktoren verursacht. Zum 
einen haben s1ch die Wettbewerbschancen am Arbeitsmarkt für 
Arbeitnehmer ohne berufsqualifiZierenden Abschluß 1n der wirt­
schaftlichen Rezessionsphase nach 1973 wesentlich verschlech­
tert Es ist anzunehmen, daß die Auszubildenden aus dem größe­
ren Beschäftigungsns1ko für Un- und Angelernte Konsequenzen 
Ziehen, und ihre Ausbildung magliehst abzuschließen suchen. 
Zum anderen können Verdrängungseffekte ausschlaggebend 
sein Jugendliche ohne Hauptabschluß, bei denen das Abbruchn­
Siko uberdurchschnittlich hoch se1n durfte, werden in der gegen­
wartigen S1tuat1on nur zum Teil Ausbildungsplätze finden. Der frü­
her während der Ausbildung ablaufende Selekt1onsprozeß wird 
vorgezogen und findet heute bereits vor Beg1nn der Ausbildung 
statt, so daß der Teil der Ausbildungsabbruche in der Ausbil­
dungszelt sinkt Be1de Komponenten durften zum Rückgang der 
Vertragslösungs- und Abbrecherquoten nach 1973 beitragen -
Es liegt allerdings e1n gewisser Widerspruch darin, daß in Zelten 
mit knappem Ausbildungsplatzangebot, in denen die Auszubil­
denden zum Teil Berufe ergreifen mussen, die nicht ihren Vor­
stellungen entsprechen, der Anteil der Vertragslösungen und Ab­
brecher sinkt; Vielleicht ein bemerkenswerter Hinweis darauf, wie 
stark das Verhalten der Auszubildenden von bkonomischen Be­
dingungen beeinflußt wird 

Aus den 1n der Ubers1cht dargestellten Ze1tre1hen geht hervor, 
daß sowohl der Anteil der Vertragslosungen als auch der Anteil 
der Abbrecher seit 1954 bis Anfang der siebz1ger Jahre ansteigt 
Der Anteil der Vertragslösungen erreicht mit 7,3 v. H im Jahre 
1973 den Höhepunkt und fällt bis 1977 auf das Niveau von 1965 

Vertragslösungen und Ausbildungsabbreeher im Handwerk 1954 bis 1977 

Anteil 
Auszub 

Auszub. 
Auszub. • Vertrags-

Modell-
Modell- Zeltraume 

Jahr 
Vertrags- Iosungen 

Eingangs-
Ausgangs- für Ein-

Bestand Iosungen (Spalte 3/ 
bestand 

bestand gangs-
gesamt Spalte 2) (2. Aj.) 

(bestand bestände 
V. H. Prufg) 

2 3 4 5 6 7 

1954 579126 20788 3,59 189321 167372 1954-58 
1955 606034 23324 3,85 215831 169927 1955-59 
1956 599639 25231 4,21 207686 175453 1956-60 
1957 552486 25824 4,67 177317 193886 1957-61 
1958 515910 24656 4,78 168565 187780 1958-62 
1959 482452 24719 5,12 163660 167362 1959-63 
1960 443722 23152 5,22 152782 150811 1960-64 
1961 421657 22277 5,28 129059 142861 1961-65 
1962 403792 21713 5,38 140522 132008 1962-66 
1963 428727 21339 4,98 134278 112048 1963-67 
1964 450781 24391 5,41 154252 118279 1964-68 
1965 465931 25130 5,39 155876 116293 1965-69 
1966 465349 25843 5,55 149412 131327 1966-70 
1967 479396 26428 5,51 168116 135098 1967-71 
1968 476454 27719 5,82 158606 130752 1968-72 
1969 433314 27414 6,33 150450 133028 1969-73 ' 
1970 419530 27591 6,58 112250 113304 1970-74 
1971 405163 26815 6,62 126351 128687 1971-75 
1972 432329 30267 7,00 134857 105111 
1973 462925 33686 7,28 146880 99966 
1974 483011 34683 7,18 153734 107155 
1975 501282 31716 6,33 154892 115975 
1976 506784 27905 5,51 160171 139799 
1977 552029 29993 5,43 178684 136286 

Summe 
Summe Zeiträume 

Ausgangs-
Eingangs- für Aus-

bestände 
bestände gangs-

(bestand. (2 Aj) bestande 
Prufg.) 

8 9 10 

958720 1956-60 875292 
933059 1957-61 842700 
870010 1958-62 780822 
791383 1959-63 705090 
754588 1960-64 656007 
720301 1961-65 621489 
710893 1962-66 609955 
713987 1963-67 613045 
734340 1964-68 631749 
761934 1965-69 646498 
786252 1966-70 643509 
782460 1967-71 640869 
738834 1968-72 610882 
715773 1969-73 580096 
682514 1970-74 554223 
670788 1971-75 556894 
674072 1972-76 568006 
716714 1973-77 599181 

Auszubildende 1n kaufmanmschen und gewerblichen Ausbildungsberufen ohne Anlernverhaltnisse und sonst1ge Auszubildende 

Anteil 
Abbrecher 
(Spalte 10/ 
Spalte 8) 

V. H 

11 

8,70 
9,68 

10,25 
10,90 
13,06 
13,72 
14,20 
14,14 
13,97 
15,15 
18,15 
18,10 
17,32 
18,96 
18,80 
16,98 
15,74 
16,40 

Quelle AuszubildendenstatiStik des Handwerks 1n Beruf und Bildung, vor t973 Der Lehrllngswart, Schnftenre1he des Zentralverbandes des Deutschen 
Handwerks. Heft 9. D1e Berufsbildung 1m Handwerk, Berufliche B1ldg (Hrsg Stat1st1sches Bundesamt W1esbaden) 
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Anmerkungen 

[1] Vgl d1e jahrliehe Benchierstattung uber d1e Entwicklung der Aus­
blldungsverhaltnlsse 1m Handwerk ln Beruf und Bildung, vor 1973 
Der Lehrlingswart D1eses Publikationsorgan des Handwerks ent­
halt weltgehend vollstand1ge Ze1tre1hen zur Entwicklung der Ver­
tragslosungen - D1e Schnftenre1he des Zentralverbandes des 
Deutschen Handwerks, Heft 9 D1e Berufsbildung 1m Handwerk ent­
halt Ze1tre1hen uber Vertragslosungen von 1954 bis 1967 

[2] Vgl Schnftenre1he des Deutschen Industrie- und Handelstages, 
Heft 19 (1951), S 41, H 26 (1952), S 68, H 29 (1953), S 65, H 35 
(1954), S 17, H 49 (1956), S 22, H 68 (1959), S 86 

[3] Vgl § 8 des Ausbildungsplatzforderungsgesetzes vom 7 9 1976, 
nach d1esem Gesetz 1st d1e Zahl der vorze1t1g gelasten Berufsaus­
bildungsverhältnisse nach Ausbildungsberuf, Geschlecht, Ausbil­
dungsJahr und Losungsgrunden zu erheben Erhoben werden bis­
lang d1e Anzahl der gelasten Verhaltnisse und der Ausbildungsbe­
ruf 1n den Bere1chen Industrie, Handel und Handwerk 

[4] Vgl Hrsg StatiStisches Bundesamt Wiesbaden, Fachsene 11, Bil­
dung und Kultur, Re1he 3, Berufliche Bildung 1977 

[5] Vgl Schnftenre1he des Deutschen Industrie- und Handelstages, 
Heft 104 (1966/67), S 76 

[6] Vgl Althoff, H, H1ldmann, U, Werner. R, Wordelmann, P Schuli­
sche Vorbildung, Prufungserfolg, Ausbildereignung - Analyse aus­
gewahlter Daten aus dem Bere1ch lndustne und Handel ln Matena­
lien und statistische Analysen zur beruflichen B1ldung, Hrsg Bun­
desmstltut fur Berufsb1ldung, Heft 1n Vorbereitung 

[7] Vgt K1ef, G Datenverarbeitung 1n der Berufsausbildung ln D1e 
Deutsche Berufs- und Fachschule, 71 Bd H 7 (1975), S 541 

[8] Vgl Herkert, J Berufsb1ldungsgesetz, Kommentar m1t Nebenbe­
stlmmungen, § 4, Rd Nr 15 und 16, vgl auch das Muster des Be­
rufsausbildungsvertrages des Bundesausschusses fur Berufsbil­
dung 1n der Fassung vom 18 2 1975 und das Merkblatt zum Be­
rufsausblldungsvertrag 1n der Fassung vom 24 8 1971 (§ 1 -Aus­
bildungszelt) 

[9] D1e StallSilk der neuen Vertrage fur den Berufsb1ldungsbencht zum 
30 9 e1nes Jeden Jahres bleibt h1er außer Betracht, da es s1ch um 
keme Bestandsstatistik handelt 

[10] Umrechnungsverfahren m1t Hilfe der Differenzmethode vom zwei­
ten auf das erste Ausbildungsjahr s1nd wegen der dabe1 n1cht zu 
berucks1cht1genden Ausbildungsabbreeher systematisch zu hoch 

[11] Das zentrale Problem des Berechnungsverfahrens smd d1e poten­
tiellen Mehrfachzahlungen be1 Auszubildenden, d1e e1nen Vertrag 
losen und emen neuen emgehen D1eses Problem entfallt nur dann, 
wenn aufgrund des ze1tl1chen Umfangs der Anrechnung das zwe1te 
Ausbildungsjahr zum Zeltpunkt des 31 12 nur emmal durchlaufen 
w1rd Wenn vom Bestand der neuen Vertrage ausgegangen w1rd, 
dann 1st auch der zellliehe Umfang der Anrechnung mehr ent­
scheidend, es kommt VIelmehr 1n jedem Falle zu Doppelzahlungen 
W1e bedeutsam das Problem der Mehrfachzahlung 1n der Praxis ist, 
hangt 1m wesentlichen davon ab, w1e groß der Anteil der Auszub1l-
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denden 1st, der nach emer Vertragslosung e1nen neuen Vertrag ein­
geht Daruber l1egen Jedoch keme emp1nschen Befunde vor Er­
gebnisse smd aber fur Anrechnungen aufgrund vorangegangener 
Ausbildungszelt vorhanden, d1e Jedoch nur emen Teil des h1er frag­
lichen Potentlais abdecken, da Angaben uber fortgesetzte Ausbil­
dungen ohne Anrechnung fehlen D1e entstammen der 
Auswertung von ca 15 000 Ausbildungsverhaltnissen aus dem 
IHK-Bere1ch 1m Jahre 1976 (ca 250/o aller IHK-Ausbildungsverhalt­
nlsse des Jahres 1976) Auf msgesamt 8 802 Vertragslosungen ent­
fallen nur 1 100 Anrechnungen, max1mal d1eser Anteil von ca 120/o 
kann zu Doppelzahlungen fuhren H1er smd Jedoch niCht Vertrags­
losungen emgeschlossen, d1e 1n neue Vertrage ohne Anrechnung 
munden 

[12] E1ne bislang unveroffentl1chte Arbeit von D Gneger zum Problem 
der Ausbildungsabbreeher we1st aufgrund emp1nscher Befunde 
nach, daß ca 40 v H der Vertrage von Ausbildungsabbreehern (ex­
cluslve Abbrecher 1n der Prufungsphase) 1n der Probezelt gelost 
werden, und ca 60 v H 1m ersten Ausbildungsjahr 

[13] Fur genngfug1ge Veranderungen der durchschnittlichen regularen 
Ausbildungszelt tnfft 1m Pnnz1p das gleiche zu w1e fur d1e Streuef­
fekte, d1e durch Verkurzung und Verlängerung der 1nd1v1duellen 
Ausbildungszelt entstehen, s1e fuhren zu emer leichten Verschie­
bung der Term1ne der bestandenen Abschlußprufungen und dam1t 
der Zahl der Abbrecher 1n bestimmten Jahren, Jedoch niCht zu ei­
ner Veranderung der Zahl der Abbrecher, es verandert s1ch nur 1hre 
Verteilung auf verschiedene Jahre 

[14] D1e El1m1n1erung 1st genauer gesagt erforderlich, we1l fur einen Aus­
zubildenden, der d1e erste Stufe m1t emer Abschlußprufung been­
de! und m1t emem neuen Vertrag 1n d1e zwe1te Stufe übergeht, auf 
den Beruf der zweiten Stufe e1ne Anrechnung erhalt, deren zeitli­
cher Umfang der ze1tl1chen Dauer der ersten Stufe entspncht Der 
Auszubildende erscheint daher n1cht noch emmal 1m zweiten Aus­
bildungsJahr, sondern setzt d1e Ausbildung 1m dntten Ausbildungs­
Jahr der zwe1ten Stufe (Eiektrobere1ch) fort - W1rd als Eingangs­
bestand niCht das zweite Ausbildungsjahr gewahlt, sondern der Be­
stand an neuen Vertragen, dann 1st eme gesonderte Berechnung 
be1 Stufenausbildungsberufen - d1e ohnehin n1cht ganz exakt er­
folgen kann - n1cht erforderlich, da emem neuen Vertrag be1 ei­
nem Stufenubergang auch e1ne zusatzliehe Abschlußprufung ge­
genubersteht 

[15] D1e Zahl der externen Prufungste1lnehmer w1rd vom Deutschen In­
dustrie- und Handelstag 1n se1ner Schnftenre1he, Heft 164 (Berufs­
bildung 1976/77), S 46. fur d1e Jahre ab 1974 global ausgew1esen, 
d1e Folgehefte zur Berufsbildung enthalten d1e jeWeils aktuellen Da­
ten 

[16] W1rd nur em Bereich (Handwerk) oder em Ausbildungsberuf unter­
sucht, so kennen durch uberproport1onalen Wechsel von emem 
Bere1ch oder Beruf 1n e1nen anderen (Wechsel vom Handwerk zur 
lndustne) rechnensch uberproport1onal v1ele Abbrecher entstehen, 
d1e real n1cht ex1s11eren Das Berechnungsmodell setzt e1ne aus­
geglichene Wanderungsbilanz zw1schen einzelnen Berufen oder 
Bereichen voraus, wenn es auf emzelne Berufe oder Bereiche an­
gewandt w1rd 

Workshop an der Universität Bremen 

Braucht die Berufsschule einen anderen Lehrer-Typ? 

Probleme w1e Jugendarbeitslosigkeit, Ausblldungsplatzmangel, 
das (steigende) Angebot von Ausbildungsplätzen fur Berufe 
ohne Zukunft und die offenbar begrenzten Möglichkelten der Bil­
dungsplanung, Bildungsverwaltung und Bildungspolitik mit die­
sen Problemen fertig zu werden, beherrschen spätestens se1t 
1974 die Diskussion über das Berufsbildungssystem. Es geht um 

Quanfltaten - berufliche Bildung als okonom1sche Kategone -
vielleicht noch um soz1ale Sicherheit - Berufsbildungspolitik als 
eme Var1ante der Wirschafts-, Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik. 

Die Qualitat beruflicher Bildung, zentraler Inhalt der Berufsbil­
dungsreform, wie sie etwa vom Deutschen Bildungsrat in se1ner 
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Empfehlung Zur Neuordnung der Sekundarstufe II. Konzept für 
eine Verbindung von allgemeinen und beruflichem Lernen pro­
grammatisch formuliert und ohne Abstriche 1n die erklärte Bil­
dungspolitik der damaligen Regierungen übernommen wurde, ist 
aus dem Blickfeld geraten. Berufliche Qualiftkation verweist auf 
die im Beschäftigungssystem verwertbaren Fähigkeiten und Fer­
tigkeiten der Auszubildenden und Beschäftigten. Auszubildende 
als Träger von Qualifikation. Berufliche Bildung als Beitrag zur 
Entwicklung der Persönlichkeit dagegen, weckt höchstens Erin­
nerungen 

Wird von der Qualltat beruflicher Bildung abstrahiert, gerät die 
Beschäftigung mit 1hr zum Aktionismus, Inhalte und Z1ele werden 
austauschbar. 

Um die Qualität beruflicher Bildung in der Berufsschule ging es 
daher bei einem Workshop, den die Universität Bremen 1m März 
dieses Jahres zur Themenstellung 

Lehrer für Theorie und Praxts an berufsbildenden Schulen 

durchfuhrte 

Zentraler Inhalt dieses Expertengesprächs, an dem zu gleichen 
Te1len ca. 40 Vertreter von Berufsschulen, Studiensem1naren, Bil­
dungsverwaltungen und Universitaten teilnahmen, war die zuneh­
mende lnst1tut1onalisierung des geteilten Qualifikationsprozesses 
am Lernort Schule, geteilt durch Stundentafeln, Rahmenlehr­
plane, Schulbau- und Ausstattungsrichtlinien und Insbesondere 
durch die Etablierung e1nes Lehrers für Fachprax1s neben dem 
Studienrat, der immer häufiger als Theorie-Lehrer etikettiert w1rd 

Zu der Tagung war es gekommen, weil betroffene Lehrer, die un­
ter dem Dualismus in der Berufsschule leiden und d1e zuständi­
gen Bildungsverwaltungen an einer kritischen Bestandsauf­
nahme, einer Analyse dieser Problematik und der Erarbeitung be­
gründeter Lösungsvorschläge im Sinne längerfristiger Perspekti­
ven fur 

die Curnculum-Entwicklung (beruflicher Schulen), 
die Berufsschullehrer-Ausbildung und 
die Lehrerarbeit an berufsbildenden Schulen 
interessiert waren. 

Der .geteilte" Qualifikationsprozeß 

ln den gewerblich-technischen Berufsschulen hat sich e1ne Un­
terrichtspraxis entwickelt, 1n der der Fachtheorieunterricht neben 
der praktischen Fachkunde (Meß- und Schaltubungen), verant­
wortet von verschiedenen Lehrern 1n verschiedenen Räumen und 
gelegentlich noch 1n großem zeitlichen Abstand venemander an­
geordnet ist. Die 1n den Präambeln der Rahmenlehrpläne vorfind­
liehe Formel der didaktischen Einheit berufsbildenden Unter­
richts hat diese Entwicklung n1cht verhindert. 

So verbreitet diese Praxis auch ist*, so einhellig und muhelos ge­
lang es den Experten d1eses Workshops, d1e Schwächen d1eser 
Prax1s aufzudecken. 

Lempert formulierte und begründete in seinem Tagungsbeitrag 
u. a d1e These: "Kennzeichnend fur unser Bildungssystem ist die 
Trennung von Theorie und Prax1s Theoretisch akzentuierte Bil­
dungsgänge führen in gehobene, praktisch akzentuierte in subal­
terne Berufspositionen Aber auch innerhalb identischer Bil­
dungsgänge drohen Theorie und Praxis 1mmer mehr auseinander­
genssen zu werden. Die dadurch geförderte Personlichkeitsspal­
tung beschrankt die Fah1gke1t der Individuen zu Arbeit, Zusam­
menarbeit und konkreten (arbeits-) politischen Handeln. lnte­
gnerte theoretische und praktische Berufsqualifikationen er­
scheinen darum sowohl für die Verbesserung der geforderten Ar­
beitsleistungen als auch für die der gegebenen Arbeitsverhalt­
nisse, für ihre Veranderung im Interesse der abhängig Beschäf­
tigten wünschenswert." 

Ausnahmen stellen 1n gew1sserwe1se die Bundeslander Rheinland­
Pfalz und Berlin dar, soweit es die TeilZeltberufsschule betnfft 

Daß es sich bei dieser Problemstellung nicht um Probleme han­
delt, d1e nur e1n Berufsfeld oder nur gewerblich-techmsche Be­
rufe betnfft, erläutert H. Krüger am Beispiel der sozialpflege­
risch/erzieherischen Berufe. Sie stellte zunachst den in doppelter 
Wetse ganzheitlichen Charakter des Arbeitsprozesses der Erzie­
her heraus. Erzieher und Kinder/Jugendliche begegnen sich als 
ganze Personen. Soz1al1sat1onsprozesse werden von der ganzen 
Person ausgelöst. Erzieher können nicht nicht sozialisieren. 
H Krüger zieht daraus die Schlußfolgerung "Von einem Erzieher 
müßte man also schon zur Erledigung seiner vorgegebenen Ar­
beitsaufgabe mindestens das verlangen, was als typisch für vor­
industrielle Arbe1tsprozesse, für das Beherrschen eines Gewer­
bes, gilt· Wissen, Können und Tun reflexiv verbunden, Planen, 
Ausfuhren, den Prozeß beobachten und revidieren, Handlungs­
bedingungen, Personen und Interaktionsprozesse evaluieren, de­
ren Rahmenbedingungen und deren gesellschaftliche Funktion 
begreifen und formulieren können." 

Von daher verbietet es sich, daß bei der Ausbildung von Erzie­
hern Erziehungslehre als ein höherwert1ges Theorie-Fach im 
Sinne e1ner Wissenschaftlichen Spezialdisziplin von einem Theo­
rie-Lehrer und davon unabhängig Praxis- und Methodenlehre ver­
bunden mit Erkundungen im Kindergarten und eigener Arbeit 
z. B. mit Kindern, als ein wemger hochwertiges (praktisches) 
Fach von einem Fachpraxislehrer unternchtet werden. 

Zu ahnliehen Schlußfolgerungen gelangten die Tagungsteilneh­
mer, d1e entwicklungspsychologisch und lerntheoretiSCh argu­
mentierten. Dabei wurde mehrfach betont, daß die Psychologie 
durch ihre Abwendung von der experimentellen Lernpsychologie 
z. B. behavioristischer Prägung und die Hinwendung zur theoreti­
schen Entfaltung und empirischen Klärung der Kategorien Arbeit, 
Tätigkeit und Handlung als Ausgangspunkt menschlichen Ler­
nens einen Stand erreicht haben, der es der Berufspädagogik er­
möglicht, ein didaktisches Konzept beruflicher Bildungsprozesse 
neu zu begründen (vgl. dazu Insbesondere die Beiträge von Lem­
pert, Laur, Eicker im Tagungsbericht). 

.. Sowohl die theoretischen als auch d1e praktischen Komponen­
ten der persönlichen Handlungsfähigkeit entwickeln sich optimal, 
wenn die Individuen praktische Aufgaben selbständig handelnd 
und denkend zu lösen versuchen. Kompetente Beratung sowie 
egalitäre Kooperation fördern diese Prozesse. Dagegen beein­
trächtigt eine reine theoretische Schulung auch die Entfaltung 
des Denkvermögens, beschränkt ein bewußtloser Drill auch die 
Entwicklung des Fertigkeitsrepertoirs, wirken autoritäre Bevor­
mundung und Gruppendruck sich auf be1de Prozesse ungunst1g 
aus - generell und deshalb auch in der beruflichen Bildung. We1l 
die Trennung von Theorie und Prax1s als solche der psychischen 
Entwicklung der Individuen schadet und zudem eher zum Einsatz 
von ebenfalls entwicklungshemmenden sachtremden und kam­
munikationsfeindlichen Disziplinierungsstrategien herausfordert, 
empfiehlt sich die Verbindung von theoretischer und praktischer 
Berufsbildung aus entwicklungspsychologischer Sicht." (So eine 
weitere These von Lempert in seinem Tagungsbeitrag ) 

Abgerundet wurde d1e Diskussion des ersten Themenschwer­
punktes, d1e mit der Formulierung "geteilter Qualifikationspro­
zeß" 1n berufsbildenden Schulen benannt war, durch emen Be­
ncht von Faber über die Ergebnisse einer Befragung von Berufs­
schülern und Fachschülern. Diese Untersuchung hatte zur Bestä­
tigung der drei von Faber formulierten Hypothesen gefuhrt 

"1 Fachtheoretischer Unterricht und fachpraktischer Unterncht 
verlaufen unkocrdiniert nebeneinander. 

2 Fachpraktischer Unterricht wird von Schülern des Berufsfel­
des Elektronik als Unterrichtsangebot bevorzugt. 

3. D1e stärkere Ablehnung des fachtheoretischen Unternchts 
basiert auf der Prax1sferne, dem genngen Medieneinsatz und 
der Schulerpassivität dieser Unternchtsart." 

ln drei Arbeitsgruppen wurde versucht, Perspektiven zu entwik­
keln, die Onentierungshilfe sein können, zur Realisierung eines 
integrativen Konzeptes berufsschulischer Bildung. Hier kann nur 
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auf d1e Thematik der Arbeitsgruppen und weniger auf die Ergeb­
nisse selbst verwiesen werden [1]. 

D1e didaktischen Kategorien Anwendungsorientierung und 
Praxisbezug wurden auf ihren didaktischen Stellenwert für 
berufliche Bildung hin untersucht. ln Verbindung damit wurde 
im Sinne einer Fortentwicklung oder Revision heut1ger Be­
rufsschulpraxis ein differenzierter Qualifikationsbegriff formu­
liert und begründet. Zum Verhältnis, das zwischen Fachwis­
senschaften w1e etwa den Ingenieurwissenschaften und den 
korrespondierenden Unterrichtsfächern besteht, wurden er­
ste Vorstellungen geaußert (vgl. den Be1trag von Gronwald). 
D1e Entwicklung von lehrorientierten oder berufsorientierten 
Fachwissenschaften wurde als eine dringende Forschungs­
aufgabe berufspadagogischer Forschung herausgestellt 

Am ehesten lassen sich die aufgezeigten Schwächen geteilter 
beruflicher Qualifikationsprozesse auf der Ebene der Lehr­
planentwlcklung und -revision beseitigen. Hier wurden ent­
sprechende Aktivitaten gefordert. Insbesondere bedarf es der 
curricularen Integration der Fächer Fachkunde, Fachrechnen, 
Fachzeichnen und Laborunterricht oder vergleichbarer Fä­
cher in Berufsfeldern mit anderen Fächerbezeichnungen zu 
einem berufsbezogenen Lernbereich. 

Projektorientierte Lernformen wurden als in besonderer 
Weise adäquat für berufliches Lernen empfohlen [2]. Neben 
anderen Lernformen kommt ihnen daher e1ne besondere di­
daktische Bedeutung zu. 

Lehrer für berufliche Bildung 

Fragen nach der richtigen Berufsschullehrer-Ausbildung und Auf­
gabenbeschrelbung fur Berufsschullehrer standen im Mittelpunkt 
des Expertengesprächs zum zwe1ten Themenschwerpunkt, auch 
im Sinne von Schlußfolgerungen zu den Diskussionsergebnissen 
des ersten Tagungsschwerpunktes. 

Braucht die Berufsschule mit all Ihren Schulformen verschieden 
hoch qualifizierte Lehrer? Werden die Theorie-Lehrer richtig aus­
gebildet? Findet durch die Arbeitsteilung (Theorie-Fächer - Pra­
xis-Facher) eine Dequalifizierung der Lehrer am Arbeitsplatz 
statt? Mit welchen Lehrern läßt sich in der Berufsschule ein inte­
grativer Bildungsprozeß durchführen? Dies s1nd einige der be­
handelten Fragen. Sie wurden kontrovers diskutiert und unter­
schiedlich beantwortet, wobei es weniger Meinungsverschieden­
heiten in der grundsätzlichen Beantwortung der gestellten Fra­
gen gab. Mehr dagegen unterschieden sich die Meinungen durch 
die verschieden langen Zeitraume, die für die Lösung der Pro­
bleme mitgedacht wurden. Während Lehrer, Schulleiter und Bil­
dungsbürokraten eher nach praktischen Lösungen suchten, nach 
Lösungen, die heute und morgen realisierbar sind, ne1gten Hoch­
schullehrer und Seminarlehrer eher dazu, Vorstellungen zu ent­
wickeln, d1e mehr oder weniger weit über d1e aktuelle, problem­
behaftete Praxis hinausreichen. ln d1esem Spannungsfeld entwik­
kelte sich die Diskussion, die schließlich in großer Übereinstim­
mung zu dem Ergebnis fuhrte, daß für die Teilzeitberufsschule 
nur e1n Lehrertyp benötigt wird. Die notwendige Arbeitsteilung 
zw1schen Berufsschullehrern wird erleichtert, wenn sie zwischen 
Gleichen organisiert wird. D1es erst ermöglicht kooperative Ar­
beitsformen. Während fur den Fall einer hierarchischen Arbeits­
teilung, w1e sie 1n der heutigen Praxis be1 verschieden hochquali­
fizierten Lehrern vorherrscht, Zusammenarbeit erschwert ist. 

Neben den Theorie-Lehrern (Studienräten) gibt es e1ne kaum 
noch uberschaubare Zahl von formal minderqualifiZierten Berufs­
schullehrern und Lehrmeistern m1t ca. 40 verschiedenen Berufs­
und Amtsbezeichnungen und Besoldungen, d1e zwischen 
BAT V c (Lehrmeister) und A 12 (Gewerbeoberlehrer) variieren 
Trotz einer KMK-Rahmenvereinbarung (1973) 1st es offenbar 
nicht gelungen, für den Lehrer fur Fachpraxis eine adäquate 
Funktion in berufsbildenden Schulen zu definieren. D1e verstärkte 
Einfuhrung von Lehrern für Fachpraxis mit den unterschiedlich­
sten Zuständigkelten und Aufgaben hat eine Reihe neuer Pro­
bleme geschaffen, welche die berufliche Bildung eher behindern 

Berufsschullehrer sind als Theorie-Lehrer von einem zentralen 
Bereich beruflichen Lernens, vom gegensttmdlichen Lernen, aus­
geschlossen. Theorieunterricht degeneriert dann zu einem rand­
ständigen Bere1ch beruflichen Lernens. Theone-Lehrer erleiden 
einen Qualifikationsverlust durch diese verordnete Einseitigkeit 
ihrer Tät1gke1t. Sie fühlen sich nicht selten von den Auszubilden­
den abgelehnt. 

Gegenstandl1ches Lernen z. B. 1m Laborunterricht, haufig verant­
wortet vom Lehrer für Fachpraxis, kann andererseits so lange 
nicht in seiner Bedeutung zum Tragen kommen, so lange er nur 
dem Einüben von Fertigkeiten und Fähigkeiten dient und für den 
Prozeß der Theoneb1ldung [3] in einem integrierten Lernprozeß 
nicht zur Verfügung steht. 

Nach einer allgemeinen Diskussion des zweiten Themenschwer­
punktes auf der Grundlage von 15 schriftlichen Tagungsbeitra­
gen, wurde in dre1 Arbeitsgruppen der Versuch unternommen, 
Vorstellungen zu entwickeln, die dazu geeignet sind 

1. Berufsschullehrer-Ausbildung zu verbessern und 

2 Lehrerarbeit so zu definieren, daß s1e den zum ersten The­
menschwerpunkt formulierten Inhalten, Zielen und Formen 
beruflicher Bildung, gerecht wird. 

Zum ersten Punkt hatte Drechsel bereits in seinem Beitrag for­
muliert· "Niemand bestreitet, daß ein Berufsschullehrer die Quali­
fikationen, die er seinen Schülern vermitteln soll, selbst erworben 
haben muß, wobei eine berufliche Erstausbildung 1m entspre­
chenden Berufsfeld als optimal angesehen wird". Dieser Forde­
rung wurde zugestimmt mit dem Hinweis auf d1e völlig einzurei­
chende Praxiserfahrung, die heute als Voraussetzung für die Be­
rufsschullehrer-Ausbildung gefordert wird und der deutlichen 
Abwendung vom Konzept des "Theorie-Lehrers" durch die be­
troffenen Lehrer. Darüber hinaus wurde versucht, die Funktion 
universitärer Berufsschullehrer-Ausbildung neu zu bestimmen. 
Zu dem in mehrfacher Hinsicht geforderten Praxisbezug des Stu­
diums formulierte Drechsel erläuternd: "Den Studenten, die eine 
berufliche Qualifizierung mit technisch-instrumentellen Sinn mit­
bringen, müßte deshalb im Studium d1e Möglichkelt zu einer Re­
flexion ihrer beruflichen Erfahrung eingeräumt werden. Ohne 
diese inhaltlich kritische Komponente bleibt jede an sich zu be­
grüßende Schul- und unterrichtspraktische Orientierung der Aus­
bildung fragwürdig". 

Da Studenten der Fachrichtung Elektrotechnik (Sekundarstufe II) 
der Universität Bremens 1m Rahmen 1hres gleichlautenden Pro­
jekts an der Expertentagung mit eigenen Belträgen teilnah­
men [4], bestand auf diese Weise für die Tagungsteilnehmer d1e 
Möglichkeit, gleichzeitig die Form eines projektonentierten Stu­
diums unmittelbar kennenzulernen. 

Die komponente und engagierte Beteiligung dieser Studenten 
[5], an der Vorbereitung und Durchführung der Tagung, wie von 
einigen Tagungsteilnehmern festgestellt wurde, 1st m1t Sicherheit 
auf diese Form des praxisbezogenen Projekt-Studiums zurück­
zuführen 

Zum zweiten Punkt blieben die Antworten kontrovers, soweit es 
die Praxisfacher (z. B. im Berufsgrundbildungsjahr) betrifft. Die 
Frage, wer in der Werkstatt unterrichten soll, wurde jedoch für so 
wichtig gehalten, daß sie bei einer kunftigen Tagung erneut auf­
gegnffen werden soll. Sowohl für eine Zuständigkeit der profes­
sionalisierten Berufsschullehrers, den es kunftig auszubilden gilt, 
wurden überzeugende Gründe dargelegt (z. B. Jannung, Schwe­
den) wie auch für eine Beibehaltung e1nes Lehrers für Fachpraxis 
für die Praxisanteile beruflicher Bildung - zumindest so lange, 
b1s es einen Lehrer für berufliche Bildung gibt, der weder in der 
einen noch in der anderen Richtung amputiert 1st. 

An diese Überlegung schließt s1ch die in den schriftlichen Belträ­
gen von Schm1dt und Lempert [6] erhobene Forderung nach ei­
ner Ausbildung von Lehrern für berufliche Bildung an Lehrer so 
zu qualifizieren, daß sie in der Lage sind, an beliebigen Lernorten 
berufliche Handlungskompetenzen zu vermitteln 
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Anmerkungen 

[1] D1e Ergebnisse des Workshops werden 1m Oktober d J unter dem 
T1tel .Berufliche Bildung - Perspektiven tur d1e Weiterentwicklung 
berufsbildender Schulen und die Ausbildung 1hrer Lehrer" 1m Vie­
weg-Verlag veroftentlieht 

[2] in mehreren Filmdokumenten wurden Formen ,.geteilten" und 
projektorientierten Untemchts gegenubergestellt D1e Uberlegenhelt 
projektorientierten Lernens konnte auf d1ese We1se auch anschaulich 
dokumentiert werden 

[3] Vgl dazu auch den Projektbericht 12 zum MME Projekt Hrsg vom 
Bundesinstitut tur Berufsbildung (1978) 

Hermann Schmidt 

[4] Neben schriftlichen Beltragen hatte eme Studentengruppe zwe1 Film­
dokumente zur Problemstellung der Tagung 1n Zusammenarbeit m1t 
emer Berufsschule erstellt 

[5] An der Vorbereitung des Workshops hatten d1e Studenten zwe1 Se­
mester (emschileßilch der Semesterferien) m1tgearbe1tet, zwe1 wei­
tere Semester d1enen der Auswertung der Tagung sow1e der Umset­
zung 1n e1gene Untemchtstat1gke1t, d1e w1eder zu evalUieren 1st 

[6] Lehrer tur Theorie und Prax1s 1n berufsbildenden Schulen "Tagungs­
bericht zum Workshop vom 15 3 b1s 17 3 1979", Umvers1tat Bremen 
(vervleltaltlgtes Manuskript) 

Lehrer für Theorie und Praxis beruflicher Bildung 

Berufliche Btldung vor der Gleichwertigkeit m1t allgemeiner Bil­
dung? Diese Vorstellung 1st nach w1e vor eine Fiktion Das zeigen 
Rekrutierung und Ausbildung der Berufsschullehrer in der Bun­
desrepublik Deutschland. Dtese These zu belegen, heißt zu­
nachst, den bildungspolitischen Rahmen 1n dem berufliche Bil­
dung steht, zu beleuchten, um dann auf d1e Strukturen der Leh­
rerausbildung einzugehen. 

Dte offentliehe Diskusston um Fragen der beruflichen Bildung hat 
einen Hohepunkt erreicht. Im Vordergrund dteser Debatte stehen 
btslang die Probleme nach e1ner ausreichenden Anzahl von Aus­
bildungsplatzen, darüber htnaus zeigen steh dte folgenden Fak­
ten: Trotz eines Überangebots an Lehrern herrscht e1n Mangel an 
Berufsschullehrern. ln der betnebltchen Ausbildung sehrettel die 
Professionalisierung der Ausbilder fort ln der Bildungspolitik 
nehmen Fragen der beruflichen Btldung nach w1e vor einen ho­
hen Stellenwert ein. Diese Schlaglichter nennen, hetßt, dte Frage 
aufwerfen: Was hat d1es alles bewirkt? War es die s1ch endfleh 
emstellende Ems1cht m den se1t langem von emigen Berufsbil­
dungsexperten behaupteten Bildungswert von Arbeit und Beruf? 
Oder anders gewendet: Ist es zu einer Annaherung des gesell­
schaftlichen Ranges des Hüttenfacharbeiters an den des Chirur­
gen gekommen? 

Nichts dergleichen 1st geschehen' D1e Arbeitsmarktsituation, So­
zial- und Wtrtschaftspolltlk, ntcht Bildungspolitik, bestimmen den 
derze1t1gen Rang der beruflichen Bildung. Als Beleg dafur zwe1 
Be1sp1ele 

a) Dte 60er Jahre bescherten mit den Empfehlungen des Deut­
schen Ausschusses zur Arbeitslehre und des Bildungsrates 
zur Integration beruflicher und allgemeiner Btldung (Anfang 
der 70er Jahre) d1e bildungstheoretischen Grundlagen für 
eine an den Bedingungen emer demokratischen Industriege­
sellschaft orientierten Bildungspraxis Wenn man heute nach 
den konkreten Ergebnissen dteser Empfehlungen fragt, muß 
man feststellen. 

d1e Arbeitslehre verkummert als Alibifach in der Rest­
schule der Nat1on, 1n der Hauptschule 

Die Integralton gerat zur Deformation vollzeitschulischer 
Bildungsgange 1n Richtung auf gymnasiale Strukturen, wo­
bei der Erfolg der Integration daran gemessen wtrd, w1e 

umfassend man den Praxisbezug und die Realitaten von 
Arbeit und Beruf aus den Bildungsgangen verbannen 
kann. 

b) D1e unzureichende Aufnahme konzeptioneller bildungspoliti­
scher Überlegungen in die Schulpraxis Wiederholt sich auch 
be1 der Lehrerbildung 

Da man allen praktischen Erfordernissen an dte Jugendli­
chen be1m Übergang 1ns Berufsleben zum Trotz Wirt­
schaft und Technik ntcht zu den didaktischen Schwer­
punkten der Sekundarstufe I gemacht hat, liegt der 
Schwerpunkt der Lehrerbildung nach w1e vor 1m schönget­
sttg-sprachlichen und abstrakt-naturwissenschaftlichen 
Bere1ch unter Vernachlasstgung von sozio-ökonom1schen 
und technischen DISZiplinen Dort, wo in Nordrhein-West­
falen se1t 1968 ein Umdenken m1t der Einrichtung von 
Lehrstuhlen in Wirtschaftslehre und Technik an den pada­
goglschen Hochschulen spurbar war, smd diese Ansätze 
entgegen aller Vernunft und besseren Einsicht wteder be­
seitigt worden. Man uberläßt die Fachdidaktik m dtesem 
Bereich wiederum dem Autodidakten, eine Ur:1moglichkett, 
wenn man s1e steh auf Naturwissenschaften und Sprachen 
ubertragen vorstellt 

D1e Entwicklung 1n der Berufsschullehrerausbildung kann 
als Paradebeispiel dafur herangezogen werden, daß die 
berufliche Btldung auf ihrem mühsamen Weg zur Gletch­
wertlgkett m1t der Allgemeinbildung d1e starksten Bremser 
1n ihren etgenen Reihen hat. Wahrend dte berufliche Bil­
dung fur steh in Anspruch nehmen kann, die ersten An­
satze zur Uberwindung der unglücklichen Trennung von 
Theorie- und Praxislernen entwickelt zu haben, unter­
nimmt s1e 1n der Ausbildung threr Lehrer alles, um dtesen 
Gegensatz zu zementieren D1e von der beruflichen Bil­
dung erbrachten Bewe1se fur die Vorzuge des handlungs­
onentlerten Lernens, die für dte Weiterentwicklung der all­
gemeinen Schulen als nachahmenswert empfohlen wer­
den kann, sind durch dte Trennung der Berufsschullehrer­
ausbildung - emersetts Theorielehrer, andererseits Pra­
xislehrer - ad absurdum gefLihrt. Es wäre zu billig, h1erfur 
dem Laufbahnrecht im öffentlichen Dienst d1e Schuld zu-
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zuschieben D1e Entwicklung reflektiert die offenbar auch 
bei den zu Studienräten aufgestiegenen Berufsschulleh­
rern gepflegte Ans1cht des Bürgertums aus dem 19. Jahr­
hundert· Handarbeit ist billig und fur Dumme, Kopfarbeit 
1st teuer und fur Schlaue 

Auch 1n der Lehrerbildung hat es an Reformvorschlagen n1cht 
gemangelt Dabe1 ging es bislang vor allem um deren Zuordnung 
zu vorhandenen B1ldungsgangen und -Strukturen. Ausgeklam­
mert wurden dabei Veranderungen, d1e auf eme Reform der Aus­
blldungslnhalte abzielten. Schule, insbesondere Berufsschule 
kann nur dann Sinnvoll auf Arbeit und Beruf vorbereiten, wenn Ar­
beit und Beruf der Lernenden Bestandtell der Lehrerausbildung 
sind Um d1eses Z1el Jedoch zu erreichen, muß d1e Verbindung 
von Theorie und Prax1s zum konst1tut1ven Merkmal der Lehrer­
ausbildung gemacht werden. D1es g1lt pr1nz1p1ell gleichermaßen 
fur den 

Lehrer an allgemeinbildenden Schulen, der sowohl 1n der Be­
rufswahlvorbereltung als auch 1n der Berufsvorbereitung (Ins­
besondere 1n den didaktischen Schwerpunkten Wirtschaft, 
Technik, Hauswirtschaft) tätig ist, 

Berufsschullehrer in allen Funktionen der Berufsvorbereitung 
(Berufsfachschulen), Berufsausbildung (vollzeltschulisch­
qualiflzlerend und im dualen System) und studienvorbereitend 
(Fachoberschule, berufliche Gymnasien), 

hauptberuflichen betrieblichen Ausbilder 

Vorbereitung auf emen Beruf und Ausbildung 1n e1nem Beruf, 
muß von Lehrern vorgenommen werden, die in der Sache uber­
zeugen und damit ihren Schülern wichtige Identifikationsmoglieh­
keilen bieten. Die immer w1eder beklagte mangelnde Mot1vat1on, 
d1e fehlende Bereitschaft, dem Lehrer zu folgen, hat nicht zuletzt 

. 1n der mangelnden Zurustung der Lehrer auf den Umgang mit 
den praktischen Bezügen 1hre Ursache 

Daraus folgert, daß in der Lehrerausbildung der Praxisbezug in 
zwe1erle1 H1ns1cht integrat1ver Bestandtell des Bildungsganges 
sein muß 

REZENSIONEN 

a) Der Lehrer muß d1e Prax1s seines Berufes erlernen, was di­
daktische Reduktion der fachwissenschaftlich vermittelten 
Kenntnisse, deren praktische Umsetzung mit dem entspre­
chenden Methodenrepertoire und die Anwendung der erzie­
hungswissenschaftliehen Kenntnisse umschließt. 

b) Dem Lehrer muß d1e Berufspraxis derer vertraut se1n, d1e er 
lehren soll. Das setzt nicht unbedingt eme abgeschlossene 
Berufsausbildung, sondern mehr die Vertrautheit m1t den Be­
dmgungen beruflicher Tätigkelt außerhalb der Schule 
schlechthin voraus. 

D1eser doppelte Praxisbezug 1st weder durch einige wenige "Ho­
spitationen" während des Studiums, noch durch studentisches 
"Jobben" zu erreichen 

Fur d1e Lehrerausbildung bis zum Abschluß des Studiums erge­
ben s1ch deshalb folgende Forderungen: 

E1n mindestens 1Jahnges gelerntes Betriebspraktikum 

E1n mindestens 3monatiges Unternchispraktikum m1t eigen­
verantwortlicher Vorbereitung und Durchführung einzelner 
Unternchisabschnitte unter Fachleiteraufsicht 

D1e Seminarausbildung der Berufsschullehrer sollte unternchts­
praktlsche und berufspraktische Ubungen miteinander verbin­
den, die be1de Bestandtell der 2. Staatsprufung se1n sollten. Dar­
uber h1naus mussen beinebliche Praktika Integraler Bestandteil 
e1ner systematischen Lehrerfortbildung werden. Em zukunftswel­
sender Erlaß des Kultusministers Nordrhein-Westfalen aus dem 
Jahre 1969, der hierfur vier Wochen - aufgeteilt in 14 Tagen 
Schulzelt (gegen Ende des Schuljahres) und 14 Tage der Großen 
Fenen - versah, sollte w1eder ausgegraben und endlich ange­
wendet werden 

Ziel muß es sein, die fur d1e berufliche Bildung todliehe Aufteilung 
in Praxis und Theone aufzuheben, emen Lehrertypus fur berufli­
ches Lernen zu schaffen, der handlungsorientiertes Lernen leh­
ren kann. 

Knopp, A./Kraegeloh, W.: Berufsbil­
dungsgesetz - Ausbildungsplatzförde­
rungsgesetz, Köln-Berlin-Bonn-München 
(C. Heymanns Verlag KG). Heymanns Ta­
schenkommentare. 1. Auflage 1978. 

daß Strafgefangene nach dem Straf­
vollzugsgesetz emen Anspruch auf 
Ausbildungsbelhilfe haben, 

M1t H1lfe des Kommentars von Knopp/ 
Kraegeloh kann man sich daruber ebenso 
sachkundig wie schnell 1m Uberblick Infor­
mieren 

Wer weiß schon 
1n welchem Umfang eme Berufsausbil­
dung 1n Anstalten des Strafvollzugs 
(nach dem Strafvollzugsgesetz vom 
16 3. 1976) maglieh 1st, 

daß genauere Regelungen dafur 1m ge­
scheiterten Entwurf des neuen Berufs­
bildungsgesetzes vorgesehen waren, 

daß fur Fre1ganger aufgrund des glei­
chen Gesetzes 1n Verbmdung m1t dem 
Arbeitsförderungsgesetz eme Berufs­
ausbildungsbelhilfe ohne Begrenzung 
auf die Höhe (nach § 44 Strafvollzugs­
gesetz) gewahrleistet werden kann, 

daß für Strafgefangene e1n geordneter 
Ausbildungsgang vor allem durch d1e 
Jeweilige Ausbildungsordnung nach 
§ 25 des Berufsbildungsgesetzes ge­
regelt wird? 

D1e Gliederung der exemplarischen Aus­
gangsfrage macht dabei schon d1e Ab­
Sicht deutlich: im Kontext des JeWeiligen 
Sachproblems - d1e Sachprobleme bzw 
Stichworte s1nd dazu in emem uberslchtll­
chen und verwe1sonentierten Sachregister 
aufgeschlusselt - werden n1cht nur d1e 
fur die Berufsausbildung maßgeblichen 
Bestimmungen aufgefuhrt, sondern durch 
folgende Aspekte ergänzt kurze histori­
sche Darstellung (insbes. hinsichtlich der 
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Entstehung der geltenden gesetzlichen 
Regelungen für die berufliche Ausbildung 
im engeren Sinne), Verweis auf den nur 
rumpfhaft dann 1m Ausbildungsplatzförde­
rungsgesetz verabschiedeten Regie­
rungsentwurf zum Berufsb1ldungsgesetz, 
weitere in Frage kommende Gesetze, und 
Regelungen z. B. der Arbeitsverwaltung, 
der Handwerksordnung oder des Fernun­
terrichtsgesetzes. 

Vorangestellt ist jeweils der Text der gel­
tenden Form des Berufsbildungsgesetzes 
bzw. des Ausbildungsplatzförderungsge­
setzes, so daß sich zu den rechtlichen Re­
gelungen einschlägiger Fragen der Be­
rufsbildung ein doppelter Zugang ergibt: 
entweder über das Sichere Sachverzeich­
nis oder Liber den Gesetzestext selbst. 
Das entspricht dem Charakter dieses 
Kommentars, der zum einen Nachschlage­
werk-, zum anderen Kommentarcharakter 
1m engeren Smne hat. 

N1mmt man d1e Einleitung hinzu, die uber 
die Problematik des Berufsbildungsgeset­
zes, die dazugehörende Rechtsentwick­
lung, die Reformbestrebungen im Zusam­
menhang mit der rechtlichen Organisation 
der Berufsbildungsreform, das Ausbil­
dungsplatzförderungsgesetz samt Ent­
WICklung der dazugehörenden InstitutiO­
nen sowie die gesetzlich geregelten Auf­
gaben des Bundesinstituts für Berufsbil­
dung und die einschlägigen Finanzie­
rungsregelungen Informiert, wird der 
Handbuchcharakter noch deutlicher. 

Daß d1es nicht zu Lasten einer aktuellen 
Informationsmöglichkeit geht, wird durch 
den Einbezug der jüngsten rechtlichen 
Entwicklung sichergestellt. 

Für den interessierten Laien wie für denje­
nigen, der in seiner täglichen Arbeit immer 
wieder mit rechtlichen w1e institutionellen 
Zuständ1gke1ts- bzw. Regelungsfragen be­
faßt 1st, enthält der Kommentar im Anhang 
in vier Komplexen zusammengefaßt Ar­
beitsmaterialien, d1e sonst nur schwer 
zentral greifbar sind· 

1. Länderbestimmungen zur Ausft.ihrung 
des Berufsbildund!Sgesetzes (der 
Handwerksordnung) und zum Berufs­
schulwesen 

2. Verordnungen aufgrund des Berufsbil­
dungsgesetzes (von der Ausbilder­
Eignungsverordnung der gewerblichen 
Wirtschaft bis zur Ubersicht uber die 
aufgrund von § 46 Abs 2 Berufsbil­
dungsgesetz erlassenen Fortbildungs­
regelungen) 

3. Vereinbarungen (Gemeinsames Er­
gebnisprotokoll und Rahmenvereinba­
rung uber das Berufsgrundbildungs­
jahr), Richtlinien des Bundesaus­
schusses fi.Jr Berufsbildung fur Pru­
fungsordnungen sowie Muster eines 
Berufsausbildungsvertrages 

4. Internationale und supranationale Ab-
kommen bzw. Verordnungen. 

Was an dem handlichen und relat1v preis­
günstigen Taschenbuch gefällt, ist der si­
chere Zugriff zu Erläuterungen rechtlicher 
Probleme im Zusammenhang mit der be­
ruflichen Bildung in der Bundesrepublik 
Deutschland. Dabei ist ein nicht zu unter­
schätzender weiterer Vorteil d1e mhaltl1che 
und textliche Präsentation bzw Darstel­
lung von rechtlich oft nicht ganz einfachen 

REZENSIONEN 

Fragen 1n einer klaren und wenig redun­
danten Sprache. 

Was längerfristig sich evtl. negat1v auswir­
ken könnte, derzeit aber sich lediglich in 
einem Punkt - Aufnahme der Berufs­
grundbildungsjahr-Anrechnungsverord­
nung von 1978 - bemerkbar gemacht 
hat, ist der Verzicht auf die Form einer Lo­
seblattsammlung. 

Ulrich Degen, Berlin 

Althoff, H., Bürkhardt, D., Hildmann, U., 
Kloas, P.-W., Seile, B., Werner, R., 
Wulf, S.: Zeitreihen zur Entwicklung des 
Berufsbildungssystems in der Bundesre­
publik Deutschland. Strukturquoten, In­
terpretationen, Prognosen. Bundesinsti­
tut für Berufsbildung, Berlin 1978. 

Bei vielen Zusammenstellungen statisti­
scher Daten für einen bestimmten Bereich 
muß man feststellen, daß langfristige Ent­
wicklungen nicht ausreichend dargestellt 
werden, daß WIChtige Bezugsdaten in 1hrer 
Entwicklung nicht berücksichtigt sind, daß 
d1e Darstellung sich in einer kaum konsu­
mierbaren Anhäufung von Tabellen er­
schöpft und daß die Herkunft der Daten 
sowie Beschränkungen in der Aussage­
kraft des Materials im dunkeln bleiben. 
Für den Bereich der beruflichen Bildung 
hat das Bundesinstitut für Berufsbildung 
in Berlin im Rahmen seiner Reihe "Mate­
nalien und statistische Analysen zur beruf­
lichen Bildung" 1978 eine Arbeit veröffent­
licht, die diese Nachteile vermeiden will 
S1e erhebt den Anspruch, zu den Wichtig­
sten Strukturkomponenten des Berufsbil­
dungssystems Datenmaterial in längerfri­
stigem Vergleich systematisch zusam­
menzustellen, methodische Grundlagen 
der jeweiligen Zählungen zu erläutern, die 
Aussagefah1gke1t des Matenals zu unter­
suchen und erste Interpretationshinweise 
zu geben 

Das Heft enthält 44 Tabellen und 32 grafi­
sche Darstellungen sow1e zu jedem Glie­
derungspunkt eme knappe und sachliche 
textliche Kommentierung der Ergebnisse, 
1n der zum Teil auch Hinwe1se zu Art und 
Aussagekraft der Statistiken enthalten 
sind. Schwerpunkt der Darstellung sind 
Statistiken über Auszubildende, aber es 
sind auch relevante Daten aus anderen 
Bere1chen einbezogen. ln einem ersten 
Abschnitt werden die langfristige Entwick­
lung der Geburtenzahl, der Zahl der 15jah­
rigen sowie der Schulabganger nach Ab­
schlüssen seit 1950 und entsprechende 
Prognosen für die nächsten Jahrzehnte 
dargestellt. Es schließen sich Zeitreihen 
über die absolute und relative Zahl der 
Auszubildenden seit 1950 sowie deren 
Verteilung nach Wirtschaftsbereichen und 
Ausbildungsberufen an. ln einem dntten 
Teil werden Daten über Auszubildende 
und Erwerbstätige gegenübergestellt, so­
genannte Ausbildungsquoten errechnet 
und d1e regionale Verteilung von Betrie­
ben, Beschäftigten und Auszubildenden 
dokumentiert. Der folgende Abschnitt be­
schäftigt sich m1t den bei den Arbeitsäm­
tern gemeldeten Ausbildungsstellen so­
wie den Daten uber die dort Ratsuchen­
den und deren Berufswunsche ln einem 
fünften Teil w1rd die Entwicklung von Er­
werbslosigkeit und Arbeitslosigkeit nach 
Alter und Geschlecht mit Hilfe von M1kro-
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zensusdaten und Arbeitsamtsdaten dar­
gestellt sowie entsprechende Erwerbslo­
sen- bzw. Arbeitslosenquoten im Zeitab­
lauf verglichen. Den Abschluß bilden Mo­
dellrechnungen zur Prognose der benö­
tigten Ausbildungsplätze im dualen Sy­
stem. 

Em großer Teil der Daten besteht aus lan­
gen Ze1tre1hen, die sich teils bis Anfang 
der fLinfziger Jahre erstrecken Jeder, der 
sich zur Erstellung langer Zeitreihen be­
reits einmal durch den Dschungel amtli­
cher statistischer Veröffentlichungen ge­
kämpft hat, wird die hier an einigen Stellen 
geleistete Arbeit dankbar quittieren. Die 
Tabellen und Grafiken s1nd fast durchweg 
sehr übersichtlich und klar gestaltet und 
der Apparat der Anmerkungen und Quel­
len ist sorgfältig bearbeitet. Die textlichen 
Ausführungen sind in der Regel eme gute 
Interpretationshilfe und geben langfristige 
Entwicklungstendenzen zutreffend wie­
der; die Daten werden weder überinter­
pretiert noch wird durch extensive Inter­
pretation die eigene Analyse des Konsu­
menten vorweggenommen. Zu begrüßen 
1st auch der Versuch, auf methodische 
Grundlagen und Mangel der Aussagefä­
higkelt des Materials hinzuweisen. Be1 den 
Teilen uber Ausbildungsquoten und be­
sonders in bezug auf die Arbeitsamtsstati­
stiken wäre hier sicher noch manches 
nachzutragen. 

Allerdings smd 1n der vorliegenden Aus­
gabe - die Arbeit ist ohnehin auf sukzes­
Sive Ergänzung und Fortschreibung ange­
legt - em1ge wichtige Datenkomplexe 
noch unberücksichtigt geblieben. So wäre 
es angebracht, auch den gesamten Be­
reich der schulischen Berufsausbildung 
zu behandeln, wenn Zusammenhänge zwi­
schen betrieblicher und schulischer Be­
rufsausbildung nicht vernachlässigt wer­
den sollen. Ferner fällt auf, daß bei den 
Statistiken i.Jber Auszubildende Jegliche 
Angaben über Neuzugänge, abgebro­
chene Ausbildungen und Abschlußprufun­
gen fehlen, während die etwas problemati­
schen Anteile der Auszubildenden an den 
Beschäftigten in einzelnen Beschäfti­
gungsbereichen detailliert behandelt sind. 
Interessant wären natürlich auch Daten 
zur Finanzierung der betneblichen Ausbil­
dung und Angaben über die Ausbilder, 
ebenso beispielsweise Angaben uber die 
schulische Vorbildung, die Dauer der Aus­
bildung oder die Zahl der Auslander. Viele 
Lücken darf man allerdings n1cht den Au­
toren anlasten, da wichtige Statistiken zur 
Analyse des Systems der beruflichen Bil­
dung nach wie vor fehlen Vielleicht sollte 
man auch im Rahmen einer solchen Publi­
kation auf derartige Mangel hinweisen., 

Zusammenfassend laßt s1ch feststellen, 
daß das Matenahenheft als übersichtliche 
Informationsquelle zu langfristigen Trends 
sinnvoll und brauchbar ist. Dies gilt ganz 
besonders fur Konsumenten, die emer 
bloßen Sammlung statistischer Tabellen 
recht hilflos gegenüberstehen und von 
einer textlichen und grafischen Darstel­
lung eher angesprochen werden. Mit den 
oben erwähnten Erweiterungen ware auch 
der Anspruch einzulösen, eine umfas­
sende Ubersicht über d1e wichtigsten re­
levanten Daten und die Datenlage zu bie­
ten. 

Helmut Kahler 
(Max-Pianck-lnstitut für Bildungsforschung) 



Tagungen und Kongresse 

Düsseldorfer 
Ausbilderkreis e. V. 

Der Düsseldorfer Ausbilderkreis 
hat sich 1968 gebildet, um einen 
Erfahrungsaustausch zwischen 
Betrieb und Personal. und Ausbil­
dungsleitern zu pflegen. Für 1979 
sind folgende Themenbereiche 
geplant: Präsentation neuer Ton­
bildschauen, Gefahrdung der Per­
sönlichkeit im Zeitalter der Grup­
pendynamik, Konzentrationsmän­
gel von Jugendlichen und ihre Be­
waltigung, Grundlagen und Mo­
delle zur Aus- und Weiterbildung 
der Ausbildungspersonen im Se­
kundarbereich II, Früherkennung 
von Nachwuchskräften, Arbeits­
techniken für Ausbilder. Kontakt­
adresse: Einzelhandelsverband 
e. V., Kaiserstr. 42 a, 4000 Düssel­
dorf. 

IHK Düsseldorf 

Berufspädagogische Kolloquien 
veranstaltet die IHK Düsseldorf für 
Ausbilder. Diese Veranstaltung 
soll allen Ausbildern die Möglich­
keit zu einem Gedanken- und Er­
fahrungsaustausch mit Fachleuten 
(Psychologen, Pädagogen, Ausbil­
dungsleitern, Yertretern der IHK) 
geben. Dabei geht es auch darum, 
neueste wissenschaftliche Er­
kenntnisse der Arbeits- und Be­
rufspädagogik und deren Anwen­
dung in der Ausbildungspraxis 
kennenzulernen. Eigenbeitrag: 
50 DM. Kontaktadresse: IHK Düs­
seldorf, lmmermannstr. 54, 
4000 Düsseldorf. 

Österreichisches Institut 
für Berufsbildungsforschung 
Wien 

Die Sommertagung des Österrei­
chischen Instituts für Berufsbil­
dungsforschung zum Thema: Be­
rufsbildung - als persönliches, 
gesellschaftliches, ökonomisches 
Anliegen findet vom 2.-5. 7. 1979 
im Bundesinstitut flir Erwachse­
nenbildung in 5350 Strobl am 
Wolfgangsee statt. Kontakt-

adresse: Österreichisches Institut 
für Berufsbildungsforschung, 
Kolingasse 15, A 1090 Wien. 

Landesinstitut für Curriculum­
entwicklung,Lehrerfortbildung 
und Weiterbildung 

Vom 25. bis zum 31. 7. 1979 findet 
in Düsseldorf ein Internationales 
Seminar Schule und lebenslanges 
Lernen statt Es werden 60 bis 70 
Pädagogen, vor allem aus Skandi­
navien, Großbritannien und Irland 
erwartet, die sich eine Woche lang 
darüber unterhalten wollen, wie 
Schule lebenslanges Lernen vor­
bereitet und wie lebenslanges Ler­
nen realisiert werden kann. ln Re­
feraten und Arbeitsgruppen sollen 
die organisatonschen, die motiva­
tionalen und curricularen Aspekte 
von lebenslangem Lernen erörtert 
werden. Kontaktadresse: Landes­
institut fi.Jr Curriculumentwicklung, 
Lehrerfortbildung und Weiterbil­
dung, Görlitzer Straße 3, 
4040 Neuss. 

Internationale Vereinigung für 
Schul- und Berufsberatung 

Der IX. Weltkongreß der lnt. Ver­
einigung für Schul- und Berufsbe­
ratung findet vom 2.-7. 9. 79 in 
Königstein statt. Thematisch wird 
man sich mit der Frage: Jugend im 
Übergang vom Bildungs- in das 
Beschäftigungssystem eine 
Herausforderung für dte Beratung 
befassen. Während des Kongres­
ses werden u a. die folgenden 
Fragestellungen beraten: Beitrage 
der Beratungsdienste zur Be­
kämpfung der Jugendarbeitslosig­
keit; Neuere Ergebnisse der Moti­
vations- und E1gnungsforschung, 
Bereitstellung und Vermittlung von 
Informationen; Vorbereitung der 
Bildungs- und Berufswahl in der 
Schule. Tagungsgebühr: 60 DM. 
Kontaktadresse: Haus der Begeg­
nung, Bischof-Kaller-Str. 3, 6240 
Kömgstein. 

Verband der Lehrer an beruf­
lichen Schulen in Bayern e. V. 

Der Lehrerverband führt vom 
5 -7. 10. 79 seinen Berufsschul­
tag in Würzburg durch. Dies ist 
der fünfte Kongreß, der die Be­
rufsschullehrer Bayerns zusam­
menführt. Kontaktadresse · Ver­
band der Lehrer an beruflichen 
Schulen in Bayern e. V., Dachauer 
Str 4, 8000 MLinchen 2. 

Lehrgänge im AFZ-Essen 

Im Ausbilder Forderungszentrum 
in 4300 Essen, Altenesse­
ner Str. 80-84, werden die fol­
genden Lehrgänge für Ausbilder 
durchgeflihrt: 
• Planung der betrieblichen Aus­

bildung 
Termin: 20. 8.-22. 8 79 

• Angst als Lernbarriere 
Termin: 24. 9.-26. 9 79 

• Verhaltensprobleme von Aus­
zubildenden in der Ausbildung 
Term1n: 8. 10.-10. 10. 79 

• Soziale Prozesse in der be­
trieblichen Berufsausbildung 
Termin: 29. 10.-31. 10 79 

• Ausbildung weiblicher Auszu­
bildender 1m gewerblich-tech­
nischen Bereich 
Termin: 12.11.-14 11.79 

• Lernzielorientierte Ausbildung 
Term1n: 10. 12.-12. 12 79 

Katholisch-Soziales 
Institut Köln 

Mit Problemen des Arbeitsmark­
tes beschäftigt sich die 7. Honne­
fer Sozialtagung vom 18 -21 10 
1979 in Bad Honnef. Das Ta­
gungsthema lautet Arbeit und Be­
schäftigung - Zentralproblem un­
serer Gese//schaftspolitik. Zu den 
Referenten, die für die Tagung ge­
wonnen werden konnten, gehören 
der Präsident der Bundesanstalt 
für Arbeit Josef Stingl, Prof. 
Dr Werner Steden (Berlin), Prof. 
Dr. Winfried Schmähl (Berlin) und 
Prof Dr. Paul Klemmer (Bochum). 
Kontaktadresse: Katholisch-So­
ziales Institut der Erzdiözese Köln, 
Selhofer Str. 11, 5340 Bad Hon­
nef 1. 



A 6835 F 
Berufsbildung in Wissenschalt und Praxis 
Postvertnebsstuck - Gebuhr bezahlt 
Heenemann Verlagsgesellschaft mbH 
Postfach 42 03 20, 1000 Berlm 42 

Neuerscheinungen aus dem 
Bundesinstitut für Berufsbildung 

Reihe 
Tagungen und Expertengespräche zur 
beruflichen Bildung, Heft 2: 
Qualifikationsforschung und 
berufliche Bildung. 
Ergebnisse eines Colloquiums 

von Uwe Grünewald, unter Mitarbeit 
von U. Degen und H. Krick DM 10,--

Die Studie enthält Stellungnahmen 
von dreißig Wissenschaftlern (u .a.: He­
gelheimer, Kern/Schumann, Lempert, 
Lutz, Mertens, Hofbauer) zur Oualifi­
kationsforschung. Erstmals werden 
Übereinstimmungen und Dissens in die­
sem Forschungsbereich herausgearbei­
tet und diskutiert. Ferner wird geklärt, 
welchen Beitrag die Qualifikationsfor­
schung zur Empfehlung bildungspoli­
tischer Maßnahmen leisten kann und 
welche Lücken sich für die weitere 
Forschung lokalisieren lassen. 

Bundesmstltutlur Berufsbildung 

W1nand Kau, Eckart Rosemann 
und G1sela Westhoff 
unter M1tarbe1t von Harald Brandes, 
Ulnch Degen und Hans Mahnke 

Berufltche Ausbtldung 
tm toterragtonalen Vergle•ch 

Eme Auswertung 
nach Arbe1tsamtsbemken 1977 

Taxtband 

Matanalllfil und sbltiSIIsche A.nai'(SIIn 
zur berun•chen Bildung 

Reihe 
Materialien und statistische 
Analysen zur 
beruflichen Bildung, Heft 9: 

Heft 9 

Berufliche Ausbildung im inter­
regionalen Vergleich. Eine Aus­
wertung von Arbeitsamtsbezir­
ken 1977 
von Winand Kau u.a. DM 10,--

Globale Daten und Statistiken 
zum Bereich der beruflichen Bil­
dung haben einen relativ gerin­
gen Aussagewert. Deshalb liefert 
der Regionalbericht I nformatio­
nen über die lokalen Ausbil­
dungsmärkte und -regionen und 
versucht damit, ein Verwertbare­
res Instrumentarium für Problem­
analysen zu liefern. 

Reihe 
Modellversuche zur 
beruflichen Bildung, Heft 2: 
Zusammenfassende Darstellung und 
Auswertung von Modellversuchen zum 
Berufsgrundbildungsjahr in 
kooperativer Form 

von Peter Gerds, unter Mitarbeit von 
PeterGlaser DM 10,--

Der Streit um die Form der berufli­
chen Grundbildung ist in der Bundes­
republik keineswegs beendet. Die Län­
der favorisieren sehr unterschiedlich 
entweder das schulische oder das ko­
operative Berufsgrundbildungsjahr. 

Mit dem vorgelegten Bericht wird ein 
Überblick über bisher vorliegende Er­
gebnisse aus Modellversuchen der ko­
operativen Form des Berufsgrundbil­
dungsjahres gegeben. 

Erhältlich beim Bundesinstitut für Berufsbildung- Presse- und Veröffentlichungswesen 
Fehrbelliner Platz 3 · 1000 Berlin 31 · Tel.: (030) 86 83- 280 


